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ich hoffe, Sie hatten einen guten Start 
ins neue Jahr, ins Superwahljahr. Womit 
wir auch schon beim Thema wären. Ent-
schuldigen Sie bitte die überfallartige 
Einleitung, aber der Platz an dieser 
Stelle ist knapp. Wie in jedem Wahljahr 
stellt sich die Frage, mit welchen Er-
wartungen man an die etablierten Par-
teien herantritt, welche Inhalte man 
von ihren Wahlprogrammen erwartet. 
Daher der erste Wunsch: Stoppt bitte 
jemand (eine Partei, am besten natür-
lich die CDU) diesen wahnsinnigen 
Geldrausch!

Seit der Agenda 2010 wurde kein Pro-
gramm mehr gefahren, um durch Spa-
ren und mehr Leistung Probleme zu 
lösen. Im Gegenteil, seit der Finanz-
krise oder anders formuliert, seit Mer-
kel, war die Antwort auf jede Heraus-
forderung, den Geldbeutel aufzureißen 
und die Druckerpressen glühen zu las-
sen. Auf alle, bis heute, bis einschließ-
lich Corona.

„Natürlich“ werden die meisten sagen. 
In solchen Zeiten muss man schnell 
handeln, da bleibt einem gar nichts 
anderes übrig, als den Menschen und 
den Unternehmen schnelle Hilfe zu-

kommen zu lassen. Und das geht nur 
mit liquiden Mitteln, also Geld.

Allein schon über diese Ansicht ließe 
sich streiten, was aber nicht zur Dis-
kussion steht, weil es seit Jahrzen-
ten bittere Wahrheit ist, dass keine 
Regierung ernstzunehmender Weise 
daran gearbeitet hat, die Rahmen-
bedingungen für die Bevölkerung 
von Baden-Württemberg bzw. die der 
Bundesrepublik zu schaffen, damit 
diese nicht bei jeder Krise am Bettel-
stab gestützt nach Stuttgart oder Ber-
lin blicken muss, um der Almosenver-
teilung beizuwohnen.

Im Gegenteil, durch die desaströse 
Niedrigzinspolitik, die nur dazu da ist, 
die ruinösen wirtschaftspolitischen, auf 
Schulden basierenden Haushalte der 
europäischen Länder (darunter ursprüng-
lich und federführend auch Deutschland) 
zu decken, wurden die liquiden Mittel 
der Menschen und Unternehmen, deren 
Zukunftssicherung und Altersvorsorge 
zerstört. Dann kamen die milliarden-
schwere Flüchtlingspolitik und dann die 
milliardenschweren Coronawellen. Was 
soll da noch übrig bleiben von dieser 
Republik?

Daher der zweite Wunsch, nicht nur 
an die CDU, sondern an alle Partei-
en: Liefert uns kein Wahlprogramm 
mit Euren Almosen. Wir wollen keine 
Almosen mehr, wir wollen Rahmen-
bedingungen, die uns erlauben, auf-
grund unserer eigenen Leistung uns 
selber, unseren Familien, unseren 
Unternehmen und den Menschen in 
unserem Umfeld zu helfen. Ob das 
mit Armin Laschet kommt? Das wage 
ich zu bezweifeln. Ob das unter einem 
Kanzler Söder, Habeck oder einer 
Kanzlerin Baerbock käme? Definitiv 
nicht. Was es dafür bräuchte, ist kein 
„Zusammenstehen und weiter so“, 
sondern ein radikaler Mentalitäts-
wechsel hin zu des Menschen höchs-
tem Gut: der Freiheit. Doch dazu spä-
ter mehr in dieser Ausgabe. 

Es grüßt Sie 

Daniel Hackenjos
Stellvertretender Landesvorsitzender

Daniel Hackenjos

Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser, 
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Dr. Susanne Eisenmann 

Sehr geehrte  
Damen und Herren,  
liebe Freundinnen  
und Freunde der MIT! 

Wir stehen in diesen Tagen und Wochen nicht nur am Beginn 
eines neuen Jahres, wir stehen auch am Beginn eines neuen 
Jahrzehnts - eines Schlüsseljahrzehnts, das darüber entscheidet, 
wie sich unser Land mittel- und langfristig entwickelt und wie 
wir in 30, 40 Jahren leben werden. 

Das vergangene Corona-Jahr hat uns wie durch ein Schlüsselloch 
einen Ausschnitt davon gezeigt, was die Herausforderungen der 
kommenden zehn Jahre sein werden: die Digitalisierung mit ihren 
vielen Facetten, etwa das Homeoffice und das mobile Arbeiten oder 
das Erstarken des Onlinehandels; der Technologieumbruch der Auto-
mobilindustrie; der Klimawandel und die Stärkung der (inneren) 
Sicherheit. Und als wäre das nicht genug, werden all diese Themen 

von der Corona-Krise überschattet, die gesundheitliche, wirtschaft-
liche, bildungs- und finanzpolitische Herausforderungen birgt. 
Um diese Aufgaben zu meistern, braucht es eine Politik, die 
Sicherheit und Vertrauen schafft, die die Bürger mitnimmt und 
die kraftvoll, mutig und innovationsfreundlich ist. Ein mode-
rierender Politikstil mit dem Verwalten des Status quo reicht 
nicht. Nehmen wir zum Beispiel den vom Staatsministerium 
initiierten „Strategiedialog Automobilwirtschaft“. Da wird 
geredet, da wird diskutiert, da wird bilanziert, nur: Es pas-
siert kaum was. Oder nehmen wir das Beispiel „Click and 
Collect“, also die Abholung von im Internet bestellter Ware 
beim Händler: Als CDU wollten wir dem Einzelhandel diese 
Möglichkeit geben, um damit wenigstens einen kleinen Teil 
des Weihnachtsgeschäfts zu ermöglichen. Leider hat der 
grüne Koalitionspartner zunächst nicht den Mut gehabt, sich 
unserem Vorschlag anzuschließen. Erst im neuen Jahr, als die 
Weihnachtseinkäufe bei den großen Versandhändlern ge-
tätigt waren, da haben sich die Grünen dann plötzlich doch 
bereit erklärt, „Click and Collect“ zu erlauben. Ich habe großes 
Verständnis für jeden Händler, der sich angesichts dieser ver-
späteten Kehrtwende verschaukelt fühlt!

Aber damit nicht genug. Während wir in der Corona-Krise um 
die besten Lösungen ringen, beginnt die Parteispitze der Grü-
nen im Land den Wahlkampf. Sie wirft uns „Klientelpolitik“ vor, 
weil wir uns für die besonders von der Krise betroffenen Gastro-
nomen und Hoteliers in Baden-Württemberg ein- und uns mit 
einem 330 Millionen Euro schweren Stabilisierungsprogramm 
gegen den Widerstand der Grünen für diese Betriebe durch-
gesetzt haben. Dieses Beispiel zeigt, wie weit die Grünen von 

Schwerpunkt

Luftqualität, 
die Geld spart.

      
    

GARANTIE

Gesunde Raumluft und Energieeinsparung. 
Mit Helios KWL®. 

Komfortlüftung mit Wärmerückgewinnung bringt Wohlfühlklima in Ihr 
Haus und reduziert die Heizkosten maßgeblich: Die Wärme der Abluft 
wird an die frische Außenluft übertragen, die vorgewärmt und gefiltert 
in die Wohnräume strömt. Schadstoffe bleiben draußen und die Feuch-
teabführung vermeidet Schimmelbildung. KWL® von Helios sorgt rund 
um die Uhr für eine angenehm temperierte, zugfreie und saubere Luft. 

www.heliosventilatoren.de
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Dr. Susanne Eisenmann, Ministerin für Kultus, Jugend und Sport sowie CDU-Spitzenkandidatin
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den Sorgen und Nöten vieler Unternehmer entfernt sind und 
was von der angeblichen Bürgernähe nach zehn Jahren an der 
Macht übriggeblieben ist. 
Wenn Ministerpräsident Kretschmann auf diese Kritik an-
gesprochen wird, tut er so, als habe er mit alledem nichts zu tun. 
Aber er ist ein Teil dieser Grünen - der Partei, deren Mitglieder 
teilweise staatlichen Institutionen misstrauen und den Fort-
schritt torpedieren: Die Grüne Jugend hetzt gegen die Polizei, 
Verkehrsminister Hermann verzögert den Bau wichtiger Infra-
strukturprojekte, und die Spitze der Grünen im Bund fordert 
ein bundesweites Moratorium beim Bau von Autobahnen und 
Bundesstraßen. In Baden-Württemberg wäre der Ausbau des Alb - 
aufstiegs auf der A8 davon betroffen. Deshalb müssen wir den 
Bürgern klarmachen: Wer Kretschmann wählt, der wählt eine 
linke Partei, und das heißt: mehr Umverteilung, mehr Bevor-
mundung, weniger Freiheit und weniger Selbstverantwortung! 
Das ist es, was wir gerade den Unternehmerinnen und Unter-
nehmern im Land sagen müssen.

Für die nächste Bundesregierung hat Ministerpräsident Kret-
schmann zuletzt selbst für eine Koalition seiner Grünen mit 
der SPD und der Linkspartei plädiert: ein grün-rot-rotes Bünd-
nis. Nun ist eine solche Koalition im Land den Umfragen zu-
folge zwar nicht drin. Aber klar ist auch: Wer sich ein solches 
Bündnis für die Bundesregierung vorstellen kann, der kann es 
auch für das Land. Unser Land, aber auch unsere vielen mittel-
ständischen Unternehmerinnen und Unternehmer, haben ein 
solches Bündnis - wie wir es aus Berlin und Bremen kennen - 
nicht verdient. Und die beste Möglichkeit, dieses Szenario zu 
verhindern, ist eine starke Union.

Für unseren Wahlkampf müssen wir uns auf uns selbst kon-
zentrieren, auf unsere Inhalte. Ich bin überzeugt, dass wir 
als CDU die besten Konzepte haben, weil sie ausgewogen 
und zukunftsweisend sind. Wir, die CDU, sind eine Partei der 
Tat. Deshalb werden wir alles dafür tun, dass wir die Corona-
Pandemie erfolgreich überwinden und gestärkt aus der Krise 
hervorkommen. Für die Mobilität der Zukunft brauchen wir 
keinen einseitigen Fokus, sondern einen klugen, techno-
logieoffenen Mix aus verschiedenen Antriebsarten. Wir 
müssen die Infrastruktur im Land - die Straßen, die Schie-
ne und die Datenautobahnen - mit Hochdruck weiter aus-
bauen, um der Wirtschaft optimale Standortbedingungen zu 
bieten, und in starke Kommunen und einen starken Rechts-
staat investieren. Mit einer Transferstrategie wollen wir zu-
dem Wirtschaft und Forschung enger verzahnen, so dass die 
exzellenten Forschungsergebnisse im Land auch in Wert-
schöpfung und Arbeitsplätzen münden.
Es liegt also ein Jahrzehnt mit gewaltigen Herausforderungen 
vor uns. Deshalb wird es jetzt Zeit, dass auch die Politik die 
Ärmel hochkrempelt und sich an die Arbeit macht. Genau 
dafür trete ich am 14. März an - und dabei zähle ich auf Ihre 
Unterstützung!

Dr. Susanne Eisenmann,

susanne.eisenmann@cdu-bw.de,

www.susanneeisenmann.de  

Schwerpunkt

WOHLFÜHLEN.
DURCHATMEN.
LEBEN.

Nachwachsende Rohstoffe, geprüfte 
Materialien, frische Luft, hoher 
Komfort und Wohngesundheit...
Wir bieten nicht nur Familie Sonigo, 
sondern auch Ihnen Ihr Traumhaus
„Made in Germany“in höchster 
Qualität. 
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Schwerpunkt

MIT in den Landtag 2021 

Wir stellen auf den folgenden Seiten alle MIT-Mitglieder vor, die für die Landtagswahl am 14. März 2021 kandidieren.  
Wir wünschen allen Kandidaten viel Erfolg und freuen uns auf eine gute Zusammenarbeit für den Mittelstand in Baden-Württemberg.

Thomas Blenke MdL

www.thomas-blenke.de
WK 43 - Calw
„Als langjähriger Vertreter eines von 
mittelständischen Unternehmen ge-
prägten Wahlkreises, liegt mir der 
Mittelstand besonders am Herzen. Ins-
besondere in den eigentümergeführten 
Betrieben wird bestes schwäbisches 
Unternehmertum Tag für Tag gelebt.

Anja Boto 

www.anjaboto.de 
WK 34 - Heidelberg
„Wirtschaftskompetenz wird in der Poli-
tik künftig entscheidend sein, um den 
ökonomischen Erfolg unseres Landes 
zu sichern, zu mehren und die Folgen 
der Pandemie zu bewältigen. Mit mei-
ner langjährigen beruflichen Erfahrung 
möchte ich dazu beitragen.“

Andreas Deuschle MdL

www.andreas-deuschle.de
WK 7 - Esslingen 
„Weil mir das Potenzial Baden-Württem-
bergs als Land der Tüftler und Denker am 
Herzen liegt, sind die Themen Forschung 
und Digitalisierung meine Schwerpunkte. 
Damit wir Innovationsregion Nummer 
Eins bleiben!“

Dr. Rahsan Dogan

www.rahsan-dogan.de
WK 27 – Karlsruhe-Ost
„Ich will ein starkes Karlsruhe in einem 
starken Baden-Württemberg voran-
bringen, da Karlsruhe als der Hotspot 
im Bereich der Digitalisierung und 
Unternehmensgründungen ein wich-
tiger Motor für die Entwicklung unse-
res Landes ist.“

MIT in den
Landtag
2021 
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Schwerpunkt

Philipp Dörflinger

www.philipp-doerflinger.de
WK 42 - Pforzheim 
„Als Gründer und Geschäftsführer einer 
mittelständischen Agentur liegt mir 
nicht nur meine Heimat am Herzen, son-
dern vor allem auch die Förderung junger 
kreativer Köpfe, die Fachkräftesicherung 
und eine in ganz Baden-Württemberg 
vernetzte Start-up-Förderung.“

Thomas Dörflinger MdL

www.doerflinger-biberach.de
WK 66 - Biberach 
„Wir brauchen eine starke, innovative 
Wirtschaft, um die Folgen der Pande-
mie zu bewältigen sowie Wohlstand und 
Arbeitsplätze zu erhalten - dafür möchte 
ich mich im Landtag auch nach der Wahl 
weiter voll einsetzen.“  

Levin Eisenmann

www.levin-eisenmann.de
WK 56 - Konstanz 
„Mit frischen Ideen und Mut zu Neuem 
möchte ich, dass der Wahlkreis Konstanz-
Radolfzell nicht länger unter Wert 
regiert wird. Mit der MIT verbindet 
mich dabei der zentrale Gedanke einer 
generationengerechten Politik.“

Dr. Susanne Eisenmann, Ministerin 
für Kultus, Jugend und Sport

www.susanneeisenmann.de
WK 2 – Stuttgart II
„Mit klugen Konzepten will ich Wirtschaft 
und Wissenschaft voranbringen und 
den Rahmen so gestalten, dass Baden- 
Württemberg auch in zehn Jahren ein 
wohlhabendes Land ist, in dem sich jede 
und jeder bestmöglich entfalten kann.“

Dominique Emerich

www.dominiqueemerich.de
WK 67 - Bodensee
„Ich will mit neuem Schwung und neuen 
Ideen ein Politikangebot machen, dass die 
Projekte im Landkreis voranbringt, statt 
zu verhindern. Damit will ich die Men-
schen bei uns im Landkreis überzeugen 
– mit Innovationen statt Verboten.“

Konrad Epple MdL

www.konrad-epple.de
WK 13 - Vaihingen
„Die letzten 10 Jahre haben gezeigt, wie 
wichtig für Wirtschaft und Handwerk und 
damit auch für die Beschäftigten die CDU 
in der Regierung ist. Ich freue mich, dass 
ich daran mitwirken durfte und möchte 
mich weitere fünf Jahre einbringen, um 
auch zukünftig eine kraftvolle Stimme 
des Handwerks und der Wirtschaft mit 
ihren Beschäftigten im Landtag zu sein.“
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Schwerpunkt

Arnulf von Eyb MdL

www.arnulf-von-eyb.de
WK 21 - Hohenlohe
„Ein starkes Baden-Württemberg braucht 
einen starken Mittelstand und starke 
Ländliche Räume.“

Marion Gentges MdL

www.marion-gentges.de
WK 50 - Lahr
„Für mich wird es darauf ankommen, die 
Idee Baden-Württemberg als das Land 
der Tüftler, der Denker, der Gründer, der 
schwäbischen Hausfrau und der badi-
schen Lebensart, diese Idee Baden-Würt-
temberg neu zu entfesseln.“

Manuel Hagel MdL, Generalsekretär

www.manuelhagel.de
WK 65 - Ehingen
„Unser Mittelstand ist das Rückgrat unse-
res Wohlstands. Er steht für Innovation, 
Schaffenskraft & Fleiß! Wir brauchen: 
Bürokratieabbau, Innovationsförderung 
& Standortattraktivität. Dafür möchte ich 
mich einsetzen!“

Raimund Haser MdL

www.raimundhaser.de
WK 68 - Wangen/Illertal
 „Wenn nicht in Baden-Württemberg und 
mit wem sonst als mit der CDU sollen 
wirtschaftliche Interessen, industrielle 
Wertschöpfung, eine hohe Lebensquali-
tät und ein verantwortungsvoller Um-
gang mit Natur und Klima in Einklang ge-
bracht werden.“

Peter Hauk MdL, Minister für  
Ernährung und Ländlichen Raum

www.peterhaukmdl.de 
WK 38 - Neckar-Odenwald
„Die letzten Monate haben gezeigt, wie 
wichtig eine starke Wirtschaft für unser 
Land und gerade für den Ländlichen 
Raum ist. Ich möchte mich auch in Zu-
kunft dafür einsetzen, dass die Sorgen 
und Nöte aus unserem Landkreis in Stutt-
gart gehört werden.“

Tobias Herrmann

www.tobiasherrmann-cdu.de
WK 57 - Singen 
„Ich möchte in unserem Land Chancen 
durchdacht umsetzen. Eine dieser Chan-
cen liegt in der Entfaltung einer innovati-
ven und nachhaltigen Wirtschaft.“
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Schwerpunkt

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL, 
Ministerin für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau

www.hoffmeister-kraut.de
WK 63 - Balingen
„Mein Antrieb zu kandidieren ist es, mei-
nen Wahlkreis in allen Belangen best-
möglich zu vertreten. Unser Ziel muss 
es sein, Ökonomie und Ökologie mit-
einander zu verbinden.“

Sabine Kurtz MdL 

www.sabine-kurtz.de
WK 6 - Leonberg
„Wir müssen jetzt die richtigen Weichen 
für Wirtschaft, Wissenschaft und Bil-
dung stellen, um Baden-Württemberg fit 
für die Zukunft zu machen. Wir können 
mehr!“

Dr. Arndt Michael, ass. iur. 

www.arndt-michael.net
WK 47 - Freiburg-West
„Als Volljurist mit vielen Jahren Auslands-
erfahrung stehe ich für eine pragmatische 
und nachhaltige Wirtschaftspolitik, die 
die herausragende Bedeutung des Mittel-
stands und der Industrie im Fokus behält.“

Matthias Miller

www.matthias-miller.net
WK 5 - Böblingen
„Ich möchte meinen Beitrag mit Mo-
tivation, Leidenschaft und Fleiß dazu 
beitragen, dass Baden-Württemberg 
zum besten Bildungs-, Innovations- und 
Wirtschaftsstandort in Deutschland und 
Europa wird.“

Raphael Rabe

www.raphael-rabe.de
WK 54 - Villingen-Schwenningen
„Ich möchte mich besonders einsetzen für: 
Stärkung des Ländlichen (Lebens-)Raums 
und unserer heimischen Wirtschaft, beste 
Verbindungen mit Straße und Schie-
ne sowie digital mit Breitband und 5G, 
technologieoffene Zukunft der Mobilität.“

Dr. Patrick Rapp MdL

www.patrick-rapp.eu
WK 48 - Breisgau
„Gerade in der Corona-Krise haben wir 
gemerkt, wie wichtig eine gut funktio-
nierende Wirtschaft ist. Das müssen wir 
verstehen, ernst nehmen und als Politik 
Unterstützung geben, dass sich Wirt-
schaft entwickeln kann.“
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Schwerpunkt

Nicole Razavi MdL

www.nicole-razavi.de
WK 11 - Geislingen
„Jetzt ist entscheidend, dass wir mit Mut 
und guten Ideen Betriebe, Handwerk und 
Einzelhandel stützen und fit für die Zu-
kunft machen. Sie sichern Arbeitsplätze, 
Ausbildung und unseren Wohlstand.“

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL, 
Fraktionsvorsitzender

www.wolfgang-reinhart.de
WK 23 - Main-Tauber
„Unser Mittelstand ist der Joker im 
Standortpoker. Der Mittelstand ist stark, 
aber wir müssen seine Stärke erhalten 
und erneuern.“

Katrin Schindele

www.katrinschindele.de
WK 45 - Freudenstadt
„Für den Landkreis Freudenstadt und 
Baden-Württemberg möchte ich in den 
Landtag und setze mich für eine sehr gute 
Infrastruktur, eine starke Wirtschaft und 
gesellschaftlichen Zusammenhalt ein.“

Roland Schmid

www.roland-schmid-stuttgart.de
WK 4 - Stuttgart IV 
„Ich möchte Baden-Württemberg mit 
der CDU voranbringen. Eine gute Zu-
kunft braucht eine starke und innovative 
Wirtschaft.“

Katrin Schütz, Staatssekretärin im 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau

www.katrin-schuetz.com
WK 28 - Karlsruhe-West
„Seine vielfältigen Regionen machen Ba-
den-Württemberg aus - Karlsruhe braucht 
eine starke Stimme in Stuttgart!“

Sarah Schweizer 

www.sarahschweizer.de
WK 10 - Göppingen 
„Der Wahlkreis Göppingen muss wie-
der zum Innovationsmotor werden - das 
nützt auch dem Land.“
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Schwerpunkt

Christiane Staab, Bürgermeisterin

www.christiane-staab.de
WK 37 - Wiesloch
„Ich will als Landtagsabgeordnete unse-
rem Wahlkreis in Stuttgart Gehör ver-
schaffen. Wie in meinen 10 Jahren als 
Bürgermeisterin will ich das in engem 
Austausch mit den Menschen, den Insti-
tutionen, der Wirtschaft und den Kom-
munen tun.“

Thomas Strobl, Minister für Inneres, 
Digitalisierung und Migration 

www.thomas-strobl.de 
WK 18 - Heilbronn
„Hand in Hand mit dem Mittelstand –  
ich bin Ihr verlässlicher Partner in 
Baden-Württemberg!“

Tobias Vogt

www.tobias-vogt.de
WK 14 - Bietigheim-Bissingen
 „Damit Baden-Württemberg und unsere 
Unternehmen spitze bleiben.“

Tobias Wald MdL

www.tobiaswald.de
WK 33 - Baden-Baden/Bühl 
„Als Finanz- und Wohnungsbaupoliti-
scher Sprecher der CDU-Landtagsfrak-
tion konnte ich mit CDU und MIT wich-
tige Weichen für BW stellen. Für die 
Zukunft möchte ich: nachhaltige Finan-
zen, solide Haushaltspolitik und bes-
sere Bedingungen für Wohnungs- und 
Gewerbebau!“

Prof. Dr. Andrea Wechsler

www.andrea-wechsler.de
WK 12 - Ludwigsburg 
„Ich stehe für eine optimistische Auf-
bruchsstimmung und verfolge mit Engage-
ment, Mut und Kompetenz ein ehrgeiziges 
Zukunftskonzept für unser Land: für eine 
starke Wirtschaft, für eine moderne Infra-
struktur und für erstklassige Bildung.“

Guido Wolf MdL, Minister der Justiz 
und für Europa

www.guidowolf.info
WK 55 - Tuttlingen-Donaueschingen
„Mit meiner Erfahrung möchte ich weiter-
hin dafür arbeiten, dass Baden-Württem-
berg gestärkt aus der Krise kommt: Wir 
brauchen einen gemeinsamen Kraftakt 
für einen wirtschaftlichen Aufschwung, 
der uns eine gute und sichere Zukunft 
garantiert.“
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL

Liebe Mitglieder der Mittelstands- und  
Wirtschaftsunion in Baden-Württemberg,

der Mittelstand ist und bleibt die Quel-
le unseres Wohlstands und der Herz-
muskel der Sozialen Marktwirtschaft. 
Aber natürlich leidet gerade auch unser 
Mittelstand unter den Folgen der Co-
rona-Krise. Corona wird Spuren in der 
Welt hinterlassen. Lieferketten wer-
den neu geordnet, Geschäftsmodelle 
überprüft, Strukturen umgebaut. Wir 
dürfen deshalb in der Krise nicht nur 
an die Bestandserhaltung denken. Wir 
wollen danach besser, schneller, digita-
ler, nachhaltiger, wettbewerbsfähiger, 
innovativer sein als davor. Dazu brau-
chen wir die Innovationskraft und das 
unternehmerische Engagement des 
Mittelstands. Wir müssen die kreativen 
und ökonomischen Kräfte des Landes 
entfesseln. Wir brauchen neues Wachs-
tum. Ohne Wachstum werden wir unse-
ren Wohlstand als Industriegesellschaft 
nicht erhalten können. Ohne Wachstum 
werden wir keine Innovationsstärke 
mehr entwickeln. Und ohne Wachstum 
werden wir auch keine Nachhaltigkeits-
ziele erreichen. Deshalb setzen wir in 
der CDU auf den Mittelstand. Wir wol-
len mit den mittelständischen Unter-
nehmen gemeinsam nach der Krise neu 
durchstarten und einen neuen, besseren 
Wachstumspfad erreichen.

Digitalisierung für alle!
Ein Schlüsselthema ist die Digitalisie-
rung. Wir sind bei der Versorgung mit 
schnellem Internet in kürzester Zeit in 
die Spitzengruppe der Flächenländer 
vorgerückt. Wir haben in jedem einzel-
nen Jahr mehr investiert als die Vor-
gängerregierung in ihrer ganzen Amts-
zeit. Seit 2016 haben wir damit mehr als 
eine Milliarde in das Glasfasernetz im 
Land investiert. Denn die Corona-Krise 
hat nochmals verdeutlicht: Der Zugang 
zum schnellen Internet entscheidet über 
Wettbewerbschancen für alle Unter-
nehmen. Eine flächendeckende Breit-
bandinfrastruktur ist von besonderer 

Bedeutung für die Krisenbewältigung in 
Wirtschaft und Gesellschaft.
Mit der Digitalisierungsprämie und der 
„Digitalisierungsprämie Plus“ unterstützen 
wir mittelständische Unternehmen bei der 
Umsetzung ihrer Digitalisierungsprojekte 
mit insgesamt 66 Millionen Euro. Die Pro-
gramme waren ein besonderes Anliegen 
meiner Fraktion, denn so bekommen wir die 

Digitalisierung noch stärker in den breiten 
Mittelstand unseres Landes.
Wertschätzung für unsere Meisterin-
nen und Meister
Mit der Meistergründungsprämie und 
der Meisterprämie fürs Handwerk ist 
uns ein großer Schritt hin zur Gleich-
wertigkeit von akademischer und 
beruflicher Bildung gelungen. Denn 

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL, Vorsitzender CDU-Landtagsfraktion

Schwerpunkt

Fo
to

: C
D

U
-L

an
dt

ag
sf

ra
kt

io
n



13

wo Meister fehlen, fehlen auch Fach- 
und Führungskräfte. Deshalb fördert 
das Land nun jeden neuen Meister-
abschluss im Handwerk mit einer 
Meisterprämie von 1.500 Euro. Die 
Meistergründungsprämie erhalten seit 
Dezember 2020 Jungmeister, die sich 
selbstständig machen, als Tilgungs-
zuschuss zur Gründungsfinanzierung. 
Dies ist eine Wertschätzung für die 
Leistung der Meister. Sie ist auch ein 
Anreiz für junge Menschen, sich über-
haupt auf den Weg einer Meisteraus-
bildung zu begeben. 
Die Corona-Krise mit ihren weit-
reichenden wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Folgen stellt uns alle weiter 
vor große Herausforderungen. Bereits 
während der ersten Welle der Coro-
na-Pandemie im März hatte der Land-
tag – auf maßgebliches Betreiben der 
CDU in Parlament und Landesregierung 
– 5 Milliarden Euro bereitgestellt, um 
die akuten Corona-Krisenkosten zu fi-
nanzieren und insbesondere der Wirt-
schaft im Lockdown beizustehen. Mit 
dieser Ersten Corona-Nothilfe waren 
wir nicht nur schneller als der Bund 
und viele andere Länder. Wir ergänzen 
die Hilfen des Bundes auch sinnvoll. 
Beispielsweise können in Baden-Würt-
temberg Soloselbständige und kleine 
Unternehmen bereits seit dem Start 
der Überbrückungshilfen einen fiktiven 
Unternehmerlohn in Höhe von bis zu 
1.180 Euro pro Monat geltend machen.

Innovations- und Investitionskraft im 
Mittelstand stärken mit Invest BW
Mit dem Investitionspaket „Zukunfts-
land BW – Stärker aus der Krise“ ma-
chen wir den nächsten Schritt der 
Krisenbekämpfung und der Zukunfts-
sicherung. Ein Kernstück unseres Zu-
kunftspakets ist „Invest BW“ - das mit 
300 Millionen Euro größte branchen-
offene Förderprogramm für Innovatio-
nen und Investitionen in der Geschichte 
des Landes. Damit wollen wir gerade 
unseren vielen innovativen Unter-
nehmen im Mittelstand eine wirksame 
Hilfestellung geben, wenn sie in die 
Zukunft investieren wollen. Invest BW 
soll grundsätzlich allen Unternehmen 
offenstehen - unabhängig von der Zahl 
der Mitarbeiter. Damit soll die gesamte 
Breite der baden-württembergischen 

Wirtschaft erreicht werden. Die Förde-
rung soll mindestens 20.000 Euro und 
bis zu 5 Millionen Euro pro Vorhaben 
betragen und damit auch größere 
Innovationsvorhaben unterstützen.
Die coronabedingten Schließungen und 
gerade der unvermeidbare, harte Lock-
down in den letzten Wochen haben viele 
Mittelständler nochmals bis ins Mark 
getroffen. Wir wollen – das haben wir 
schon seit März immer gesagt – Exis-
tenzen sichern, Insolvenzen vermeiden 
und auch mit unserem Mittelstand und 
der Wirtschaft gestärkt aus dieser Krise 
herauskommen.
Doch wenn in den nächsten Monaten 
die Infektionszahlen hoffentlich zurück-
gehen, die Impfungen erste Erfolge 
zeigen und wir zurückkehren zur alten 
Normalität, dann müssen wir auch unse-
ren Mittelstand dabei unterstützen, 
schnellstmöglich wieder zu alter Stär-
ke zurückzufinden. Dazu wollen wir 
an fünf Hebeln ansetzen, um Wett-
bewerbsfähigkeit, Innovationskraft und 
Beschäftigung in der mittelständischen 
Wirtschaft weiter zu stärken. 
Erstens muss die passgenaue Be-
gleitung des Mittelstandes im Land ein 
zentraler Punkt der Wirtschaftspolitik 
sein. Jede politische Maßnahme ist auch 
speziell auf ihre Auswirkungen für den 
Mittelstand hin zu prüfen. Zweitens 
fordern wir eine Entlastungsoffensive. 
Bürokratie- und Berichtspflichten müs-
sen kräftig reduziert werden. Steuer-

erhöhungen für den Mittelstand darf 
es nicht geben. Drittens wollen wir die 
Innovationskräfte des Mittelstands 
mobilisieren und bündeln. Eine Agen-
tur für Sprunginnovationen soll Unter-
nehmen auf dem Weg von der kreativen 
Idee zum marktreifen Produkt besser 
unterstützen. Viertens wollen wir den 
Mittelstand dabei unterstützen, die 
Wachstumsfelder der Zukunft selbst-
bewusst und erfolgreich zu besetzen. 
Digitale Technologien, KI, Quanten-
computing und Robotik müssen wir 
noch stärker für den Mittelstand öff-
nen und neue Geschäftsfelder für die 
Unternehmen anschaulich machen. 
Fünftens wollen wir mittelständischen 
Unternehmen noch besser dabei helfen, 
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
weiterzubilden. Wir wollen, dass auf 
dem Weg in die Zukunft alle Schritt 
halten und an den Chancen teilhaben. 
Die als Modellprojekt von Südwesttextil 
und Südwestmetall begonnene Quali-
fizierungsverbünde wollen wir weiter 
ausbauen. Denn das Kapital des Mittel-
stands- und Innovationslandes Baden-
Württemberg steckt in den Köpfen der 
Menschen.
Damit ist jede Stimme für die CDU im 
Land am 14. März auch eine Stimme für 
den Mittelstand. 

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart,

post@cdu.landtag-bw.de,

www.cdufraktion-bw.de  

Schwerpunkt

Klausurtagung der CDU-Landtagsfraktion im Januar 2021
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Dr. Carsten Linnemann MdB 

Marktwirtschaftliche Überzeugungen in klare 
Standpunkte übersetzen

Ein halbes Jahr vor der Bundestagswahl 
schaut Deutschland am 14. März auf Ba-
den-Württemberg. Mit Rheinland-Pfalz und 
den Kommunalwahlen in Hessen läutet die 
Landtagswahl im drittgrößten Bundesland 
das Superwahljahr 2021 ein. Pandemie-be-
dingt werden wir in diesem Wahlkampf 
andere Wege gehen müssen. Einen ersten 
Vorgeschmack darauf haben der digitale 
CDU-Bundesparteitag sowie die digitalen 
Themenkonferenzen und der Landesparteitag 
der CDU Baden-Württemberg gegeben. Dort 
haben wir gezeigt, dass wir trotz Pandemie 
voll handlungs- und entscheidungsfähig sind.

Im Wahlkampf kommt es jetzt darauf an, 
unsere Alleinstellungsmerkmale heraus-
zuarbeiten. Gemeinsam müssen wir den 
Wählern Klarheit bieten und glaubhaft 
vermitteln, wofür die CDU steht: für Frei-
heit und Eigenverantwortung, für Sub-
sidiarität und Wettbewerb, für Sicherheit 
und Ordnung, für Verhältnismäßigkeit und 
Verlässlichkeit der Politik. Gerade in einer 
Koalition mit den Grünen ist es Aufgabe der 
MIT in Baden-Württemberg, unsere markt-
wirtschaftlichen Überzeugungen in klare 
Standpunkte zu übersetzen. 

Denn im zweiten Corona-Jahr blicken wir mit 
großer Sorge auf einen wuchernden Staat, 
der sich immer mehr beteiligt, immer mehr 
haftet, immer mehr umverteilt. Wettbewerb, 
Innovationskraft und Wachstum werden so 
ausgebremst. Doch gerade dieser Dreiklang 
wird in der Nach-Corona-Welt mehr denn 
je gebraucht. Wir brauchen die richtigen 
Rahmenbedingungen für Wachstum, frische 
Ideen für die Zukunft und Macher, die ent-
schlossen anpacken. Mit Susanne Eisenmann 
als neuer Ministerpräsidentin und einer star-
ken MIT Baden-Württemberg können wir das 
schaffen. Für den Endspurt im Wahlkampf 
und für die Wahl selbst wünsche ich allen 
Kandidaten alles Gute und viel Erfolg!

Dr. Carsten Linnemann MdB,

linnemann@mit-bund.de,

www.mit-bund.de  

Dr. Carsten Linnemann MdB, MIT-Bundesvorsitzender

Schwerpunkt

Hofgartenstraße 24 ‧ 72379 Hechingen
Tel. 07471 9379-0 ‧ Fax 07471 9379-30

E-Mail  info@moraene-kies.de

MORÄNE-KIES-GESELLSCHAFTMBH + CO KG

NATÜRLICHE QUALITÄTSBAUSTOFFE 
FÜR DIE BAUAUFGABEN DER ZUKUNFT
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Christian Freiherr von Stetten MdB 

Nur eine erfolgreiche 
Wirtschaft dient dem 
Wohlstand aller

Dass ein neu beginnendes Jahr ein besonderes werden wird, 
klang in vielen Jahren wie eine abgedroschene Phrase. Doch 
das Jahr 2021 wird mit Sicherheit in vielerlei Hinsicht auch 
tatsächlich ein besonderes Jahr werden. Es ist nicht nur das 
zweite Jahr der Corona-Pandemie, sondern eben auch ein 
Superwahljahr mit der Landtagswahl in unserem Bundesland 
Baden-Württemberg im März und der Bundestagswahl, die 
im September stattfinden wird.

Über die Corona-Pandemie ist in den vergangenen Wochen 
und Monaten viel geschrieben und vor allem gesendet wor-
den. Uns bleibt auch in schwierigen Zeiten nichts anderes 
übrig, als optimistisch und zuversichtlich in die Zukunft zu 
schauen. Aber das ist es doch auch, was uns Mittelständler 
auszeichnet.

Ein wesentlicher Baustein auf dem Weg zurück zur ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Normalität ist der Be-
ginn der Impfungen in unserem Land. Nicht nur der Impfstoff 
der Mainzer Firma Biontech mit ihrem US-amerikanischen 

Christian Freiherr von Stetten MdB, Mittelstandspolitischer Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und Vorsitzender des Parlamentskreis Mittelstand (PKM)
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Schützen Sie sich und Ihr Team 

Kupfer ist ein hochwirkungsvolles Material im Kampf 
gegen Viren. 
Der neue coppa oneby Ueberschär filtert die Luft durch seine 
einzigartige Kombination aus Synthetik- und Kupferfilter 
in geschlossenen Räumen wirkungsvoll und deaktiviert 
Viren bereits bei der ersten Luftumwälzung.

Der wirksamste 
Luftreiniger gegen Viren

coppa oneby Ueberschärby Ueberschär

 - Kupfergewebe deaktiviert Viren vollständig
 - schadstofffreie Synthetikfilter
 - extrem leiser Regelbetrieb (< 48dB)
 - Zertifiziert nach Norm EN1822
 - 100% Made in Germany

Ueberschär GmbH & Co. KG
Am äußeren Graben 6, Stuttgart Stammheim 
info@ueberschaer.de | www.ueberschaer.de

0711 80 91 20 - 197
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Partner Pfizer, sondern auch die Impfstoffe von Moderna 
und AstraZeneca sind nun im Einsatz. 

Dass ausgerechnet ein deutscher Mittelständler aus Mainz 
den ersten EU-weit zugelassenen Impfstoff als Schutz gegen 
unseren „Feind“, das Coronavirus, entwickelt hat, muss uns 
stolz machen und unser Vertrauen in die eigene Wirtschafts-
kraft stärken.

Zukunftsorientierte Firmen wie Biontech gibt es auch zu 
Tausenden in Baden-Württemberg. Innovative und mu-
tige Mittelständler, die Tag für Tag gemeinsam mit den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern neue Produkte und 
Dienstleistungen entwickeln, sind das Kapital unserer ba-
den-württembergischen Wirtschaft. 

Die Politik hingegen muss, das ist meine tiefe Überzeugung, 
diese Firmen unterstützen und sie von der Leine lassen. Der 
Staat, sowohl Bund als auch die Länder bis hin zu den kom-
munalen Gebietskörperschaften, muss als Partner an der 
Seite der Unternehmen stehen, um unseren Wohlstand durch 
die Schaffenskraft der Betriebe zu erhalten und auszubauen.

Doch in der letzten Zeit hatte so mancher Selbständige eher 
das Gefühl, dass die Politik die Firmen im Regen stehen 
lässt. Das gilt insbesondere für die zu bürokratische und zu 
umständliche Abwicklung der Corona-Hilfen sowie für das 
viel zu lange Warten auf deren Auszahlung. 
Ich bin selbst auch Unternehmer. Und deswegen lasse ich 
es mir auch nicht nehmen, Fehlentwicklungen zu themati-
sieren und sie offen anzusprechen. Aus diesem Grund habe 
ich mich Ende Dezember auch in einem Brief an den Bundes-
finanzminister Olaf Scholz und Wirtschaftsminister Peter 
Altmaier gewandt. 

Ich bin nicht bereit, mit anzusehen, wie Duzende Hotel-, 
Gastronomie- oder Freizeitbetriebe in meinem Wahlkreis in 
Zahlungsschwierigkeiten geraten, nur weil der Staat nicht 
in der Lage ist, Einzelfallentscheidungen über angemessene 
Höhen von Abschlagszahlungen zu treffen. 
 
Ich akzeptiere weder Homeoffice noch die Weihnachtsfeier-
tage als Begründung für die unzumutbar lange Wartezeit 
auf die Auszahlung der Hilfen. Natürlich handelt es sich bei 
den Corona-Hilfen des Bundes um zahlreiche Einzelfallent-
scheidungen, deren Prüfung Zeit in Anspruch nimmt. Aber es 
ist die Aufgabe von Regierung, Beamten und Abgeordneten, 
sicherzustellen, dass der Staat seinen Aufgaben nachkommt, 
insbesondere dann, wenn die finanziellen Belastungen der be-
troffenen Unternehmen aufgrund staatlicher Entscheidungen 
wie dem Lockdown entstanden sind.

Dafür braucht es aber auch Menschen in der Politik, die wis-
sen, was Unternehmer umtreibt. Es braucht eben auch Poli-
tikerinnen und Politiker, die einen Betrieb und eine Firma 
auch schon einmal von innen gesehen und nicht nur in Lehr-
büchern davon gelesen haben. In studentischen Gesprächs-

gruppen und beim Umarmen von Bäumen wurde das Wirt-
schaftswachstum nämlich bis jetzt nur selten nachweislich 
angekurbelt.

Deshalb bin ich auch froh, dass wir im Wirtschaftsministerium 
in Stuttgart mit Nicole Hoffmeister-Kraut eine Ministerin 
unserer Partei haben, die weiß, worum es geht. Sie versteht 
die wirtschaftlichen Zusammenhänge und weiß, worauf es an-
kommt, damit die Unternehmen und Betriebe im Land Wachs-
tum und Wohlstand erzeugen können. 

Nach den Landtagswahlen und mit dem Ende der Pandemie 
müssen von der Politik die richtigen Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, damit unser Baden-Württemberg wie-
der durchstarten kann. Es braucht für einen erfolgreichen 
„Re-start“ eine Politik der marktwirtschaftlichen Lösungen. 
Eine Politik, die der Entscheidungsfreiheit des mündigen Ver-
brauchers Vorrang vor staatlicher Bevormundung gibt. Eine 
Politik, die die Privat- und Tarifautonomie garantiert, sich 
für den Eigentumsschutz, gelebte Subsidiarität, einen fairen 
Leistungswettbewerb sowie Chancengerechtigkeit und Eigen-
initiative einsetzt.  

Das alles gibt es nur mit der CDU. Und deshalb müssen wir in 
den kommenden Wochen bis zur Landtagswahl an allen Stellen 
dafür arbeiten, dass diese Unterschiede zu den anderen Par-
teien auch deutlich werden. Es darf niemand in einigen Jahren 
sagen können, man hätte ihn nicht vor dem gewarnt, was kam. 

Während die Grünen sich nämlich für einen Stopp des 
Autobahnausbaus einsetzen und am liebsten einen Rad-
weg nach dem anderen bauen würden, müssen wir deutlich 
machen, weshalb ein klug und gut ausgebautes Verkehrs-
netz für unseren Wohlstand von existenzieller Bedeutung 
ist. Während die Grünen die Fleischproduktion in Baden-
Württemberg am liebsten verbieten würden, müssen wir 
deutlich machen, dass die Verlagerung der Fleischver-
arbeitung nach Osteuropa nicht die gleiche Qualität der 
Lebensmittelerzeugnisse liefern wird und zudem die heimi-
sche Landwirtschaft schwächt. Das sind nur zwei Beispiele, 
worin die wirtschaftspolitischen Unterschiede liegen und 
weshalb es sich lohnt, sich in den kommenden Wochen für 
unsere CDU mit unserer Spitzenkandidatin Susanne Eisen-
mann zu engagieren.

Nur eine erfolgreiche Wirtschaft dient dem Wohlstand 
aller – das wissen wir Mittelständler in der CDU. Die Poli-
tik muss die richtigen Rahmenbedingungen setzen. Dass 
wir es sind, die das am besten können, müssen wir bis zum 
14. März mit voller Überzeugung in all unseren Gesprächen 
im Büro, an der Werkbank, beim Einkaufen, im Freundes- und 
Bekanntenkreis und in der Nachbarschaft deutlich machen. 
Packen wir’s an!

Christian Freiherr von Stetten MdB,

christian.stetten@bundestag.de,

www.christian-stetten.de  

Schwerpunkt
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MIT Mannheim

E-Mobilität als Chance für den Mittelstand

Sie sind aus dem Stadtbild vieler Großstädte und Ge-
meinden nicht mehr wegzudenken und drängen nach und 
nach in das Bewusstsein der Bevölkerung: die Elektrolade-
stationen. Diese deuten auf den längst begonnenen Prozess 
hin, der von vielen als Verkehrswende bezeichnet wird, und 
deren Ziel eine klimaneutrale Mobilität ist. In erster Linie 
wird hierbei wie selbstverständlich auf die Reduktion von 
Abgasen und Lärm abgestellt, die zum einen dem Klima-
wandel trotzen sowie die Umwelt schonen und zum anderen 
auch die Belastungen für den Menschen und seine Gesund-
heit minimieren.

In zweiter Linie kann die Elektromobilität auch als Chance 
für den Mittelstand gewertet werden, die es zu ergreifen gilt 
und zwar in mehrerlei Hinsicht. Der wirtschaftliche Vorteil 
liegt auf der Hand, denn mit Strom fahren ist günstiger als 
mit Benzin. Ein mit einem Elektroauto vergleichbares Fahr-
zeug verbraucht auf 100 km gut 5,5 Liter. Bei einem Benzin-
preis von 1,20 Euro/Liter (2. Weihnachtsfeiertag 2020) 
ergeben dies Kosten von 6,60 Euro. Das Elektroauto ver-
braucht auf gleicher Strecke 15 kWh. Bei einem Preis von 
0,30 Euro/kWh ergibt dies 4,50 Euro. Aber auch bei der An-
schaffung kann von der Förderung profitiert werden. Bis zu 
6.000 Euro Innovationsprämie ist dem Gesetzgeber der Um-
stieg auf die E-Mobilität wert. Gepaart mit einer reduzierten 
Dienstwagensteuer bietet dies durchaus auch Kaufanreiz 
und steigert mitunter die Attraktivität des Unternehmens 
für Mitarbeiter.

Der Umstieg auf E-Autos kann auch die Aufmerksamkeit des 
Kundenkreises erwecken und diesen erweitern. In Tagen, 
in denen Schlagworte wie Nachhaltigkeit immer mehr an 
Bedeutung gewinnen, kann der Hinweis auf schonenden 
Umgang mit fossilen Brennstoffen durch Elektroautos ein 
Markenzeichen und zugleich kostengünstige Werbung sein.

Allerdings stehen wir erst am Anfang der E-Mobilität. Oft-
mals bestehen noch Bedenken gegen die neue Technik. 
Nicht zuletzt auch, da das Netz der Ladestationen noch 
sehr lückenhaft ist. Unlängst hatte die CDU-Gemeinderats-
fraktion auf Initiative des MIT-Kreisvorsitzenden Alexander 
Fleck im Gemeinderat kostenloses Parken für E-Fahrzeuge in 
Mannheim gefordert. Dieser Antrag wurde von der Fachver-
waltung nicht befürwortet, sondern nach Vortrag als erle-
digt erachtet. „An der Behandlung des Antrages konnte man 
sehen“, so Fleck, „wer Mobilitätswende fördern will und wer 
aus politischem Kalkül nur darüber redet.“

Alexander Fleck, 

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de  

Mit patentiertem Kupfergewebe,
wirkt aktiv und zerstört Viren und Bakterien.

Das patentierte Kupfergewebe 
zerstört den Zellstrang 
von Viren unwiderruflich.
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zur SARS-CoV-2 Abwehr

coppa protect
by Ueberschärby Ueberschär

Kupfer ist ein hochwirkungsvolles Material 
im Kampf gegen Viren und Bakterien.

Die patentierte Gesichtsmaske coppa protectby Ueberschär 
zerstört Viren und Bakterien unmittelbar beim Kontakt. 

Zertifizierungen: 
• ISO18184:2019-06 (Viren)
• DIN EN ISO 20743:2001-12 (Bakterien)
• DIN EN 14119:2003-12 (Pilze)
• DIN EN 14683 TYP IIR  

(Medizinische Gesichtsmasken) 

Ueberschär GmbH & Co. KG
Am äußeren Graben 6, Stuttgart Stammheim 
info@ueberschaer.de | www.ueberschaer.de

0711 80 91 20 - 197

MIT-Kreisvorsitzender Alexander Fleck setzt auf Strom 
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MIT Göppingen

Wird Mittelstand mit Absicht 
kaputtgemacht? 

Soll der Mittelstand durch die Corona-
Maßnahmen mit Absicht kaputtgemacht 
werden? Diese Frage stellt sich dem Kreis-
vorsitzenden der MIT Göppingen, Ralf 
Semmler, mit Blick auf die Verlängerung des 
Lockdowns und der drohenden Insolvenz 
zahlreicher Mittelständler. In einer Presse-
mitteilung seiner Organisation begründet 
Semmler seine Mutmaßung auch mit 
einzelnen Maßnahmen, deren Logik nicht 
mehr zu verstehen sei. Als Beispiel nannte 
er, dass größere Drogeriemarktketten ge-
öffnet bleiben dürfen, kleine Fachhändler 
aber, die das Warensortiment der Drogerie-
marktketten anbieten, geschlossen blei-
ben müssen. „So etwas kann man nicht 
verstehen“, kritisierte der MIT-Kreisvor-
sitzende, der auch im Landesvorstand sei-
ner Organisation engagiert ist. 

Semmler fehlt eine Perspektive für 
Einzelhandel, Gastronomie und andere 
Dienstleister, die vorerst bis Ende Janu-
ar geschlossen gehalten müssen. Kaum 
beschlossen werde schon über eine wei-
tere Verlängerung des Lockdowns nach-
gedacht. „Wo führt uns das noch hin?“, 
fragt Semmler, der befürchtet, dass auch 
der Maschinen- und Werkzeugbau indirekt 
vom Lockdown betroffen sind. Der MIT-
Kreisvorsitzende fordert von den politisch 

Verantwortlichen in Berlin und Stuttgart, 
der Corona-Krise mit Maßnahmen zu be-
gegnen, die die Belange der Unternehmen 
und ihrer Mitarbeiter mit berücksichtigen. 
Dabei dürfe das allmorgendliche Schielen 
auf die Zahl der Infizierten nicht alleine 
das Maß für Entscheidungen sein. 

„Die angekündigten Hilfspakete für 
die Wirtschaft helfen nur begrenzt, zu-
mal bislang noch wenig davon bei den 
Unternehmen angekommen ist und 
man unternehmerischen Mut und Ein-
satz nur begrenzt kaufen kann“, fährt der 
MIT-Kreisvorsitzende fort. „Ist der Mut 
und die Perspektive der Unternehmer 
einmal verschwunden, dann bedarf es 
mehr als nur Worte, da braucht es schon 
Taten. Letztere sind in der Vergangenheit 
zumeist aber gegen als für die mittel-
ständischen Unternehmer gewesen“, be-
klagt Semmler. „Deshalb setzt der CDU-
Mittelstand im Kreis Göppingen auf die 
Wahl des Wunschkandidaten Friedrich 
Merz zum Bundesvorsitzenden der CDU 
und dann auch hoffentlich zum neuen 
Bundeskanzler.“

Ralf Semmler

info@ralfsemmler.de,

www.mit-gp.de  

Ralf Semmler, Kreisvorsitzender MIT Göppingen und MIT-Landesvorstandsmitglied

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Baden-Baden / Rastatt

Ohne den Einzelhandel 
sterben die Städte

In der Corona-Pandemie gilt es, Solidari-
tät zu üben. Vor allem mit Risikogruppen, 
für die eine Infektion mit dem neuartigen 
Corona-Virus lebensgefährlich sein kann. 
Es ist Aufgabe von Politik, mit Weitsicht 
einen Weg durch die Pandemie zu finden, 
der alle Interessen in den Blick nimmt. 
„Derzeit werden durch die Corona-Maß-
nahmen Existenzen, Arbeitsplätze und 
Eigentum in einem unvorstellbaren Aus-
maß vernichtet. Nehmen wir den Einzel-
handel mit seinen Interessen – es sieht 
so aus, als würden kleine und mittelgroße 
Städte derzeit ihr Gesicht verändern. Wir 
müssen vor Ort und wir müssen schnell 
Maßnahmen ergreifen, um dieser Ent-
wicklung entgegenzuwirken“, so Dr. Ane-
mone Bippes, Vorsitzende der Mittel-
standsunion (MIT) Baden-Baden / Rastatt.  

Schon jetzt, so schätzt der Oberbürger-
meister von Lüneburg, sind den Innen-
stadtgeschäften in den vergangenen Co-
rona-Monaten bis zu 70 % der Umsätze 
verloren gegangen. Vor allem inhaber-
geführte Läden könnten einen Ausfall 
weiter Teile des Weihnachtsgeschäfts 
nicht mehr verkraften. „Ohne eine Unter-
stützung auf vielen Ebenen – auch vor 
Ort – wird es im Frühjahr starke Online-
Händler, aber keinen Einzelhandel mehr 
geben“, meint Dr. Anemone Bippes. 

Bis zu 50.000 Einzelhändler bundesweit, 
so warnten in diesen Tagen der Einzel-
handelsverband Deutschland (HDE) sowie 
der Deutsche Städte- und Gemeindebund, 
seien durch die Corona-Pandemie und 
die damit einhergehende steil sinkende 
Kundenfrequenz in ihrer Existenz gefährdet.

Die Absage der Weihnachtsmärkte ist 
ein schwerer Schlag für den Einzel-
handel. „Wir müssen“, so Dr. Anemone 
Bippes, „in den kommenden Wochen in 
unseren Städten alles dafür tun, dass 
zumindest ein Hauch von Weihnachts-
stimmung in unseren Innenstädten auf-
kommt. Es braucht eine gute Mischung 
aus Kreativität und strategischem Vor-
gehen. Hier hilft die Konkurrenzana-
lyse auch über die Region hinaus. Und 
selbstverständlich können Städte Ein-
käufe in einem begrenzten Umfang sub-
ventionieren. Hier gibt es interessante 
Beispiele. Gutscheine dürfen kein Tabu 
sein und selbstverständlich darf eine 
Stadt wie Baden-Baden im Blick auf 
kostenloses Parken keineswegs hinter 
benachbarten Städten wie Bühl oder 
Rastatt zurückfallen. Kostenloses Par-
ken hilft dem Einzelhandel und auch der 
öffentliche Personennahverkehr sollte 
an den vier Samstagen vor Heiligabend 
zumindest verbilligt sein. Andernorts 

ist er sogar kostenlos. Und wie wäre 
es mit einer kleinen finanziellen Unter-
stützung von Kleinkünstlern an den 
Samstagen vor den Adventssonntagen? 
In Lüneburg werden Künstler pro Auf-
tritt 30 Euro Entschädigung aus der 
Stadtkasse erhalten, wenn sie in der 
Fußgängerzone auftreten oder musi-
zieren. Natürlich alles unter Einhaltung 
der Corona-Hygieneregeln. Schon seit 
Monaten wenden sich Unternehmer mit 
ihren Sorgen, Nöten und Anliegen an 
die Mittelstandsunion. Der Schaden ist 
schon jetzt gigantisch. Letztlich geht es 
darum, alles dafür zu tun, um ein Aus-
einanderbrechen der Gesellschaft zu 
vermeiden“, so Dr. Anemone Bippes. 

Dr. Anemone Bippes,

info@anemonebippes.de,

www.mittelstand-bad-ra.de  

Dr. Anemone Bippes, Kreisvorsitzende MIT Baden- 
Baden/Rastatt und Landesvorstandsmitglied

Aus den Kreisen & Bezirken
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Lörrach

Bundestagskandidatur 
im Kreis Lörrach

Bewerbung von Diana Stöcker,  
Bürgermeisterin Rheinfelden (Baden)
Der ehemalige Bundestagsabgeordnete und bekannte Innen-
politiker aus dem Wahlkreis Lörrach, Armin Schuster, hat die Be-
rufung zum Präsidenten des Amtes für Katastrophenschutz an-
genommen. Nun amtiert bis zum Ende der Legislaturperiode der 
Landeslisten-Nachfolger und aus Wangen im Allgäu stammende 
Christian Natterer als Vertretungsabgeordneter. Allerdings tritt 
er in der kommenden Bundestagswahl nicht für den Wahlkreis als 
Kandidat an. Nun sucht man dort nach einer Nachfolge. Die bisher 
gängigen Kandidatur-Prozeduren lassen sich in Zeiten der Covid-
19-Krise gar nicht oder nur sehr eingeschränkt anwenden. Trotz-
dem brauchen angehende Bundestagskandidaten die Möglich-
keit, sich den MIT-Mitgliedern im Kreisverband vorzustellen. 
Bereits Ende Oktober 2020 hat die Rheinfelder Bürgermeisterin 
Diana Stöcker ihr Interesse an der Kandidatur bekundet. Seit 21 
Jahren ist sie aktiv in der Kommunalpolitik tätig und erläuterte im 
Gespräch mit dem MIT-Kreisvorsitzenden Dietrich Eberhardt, wie 
sie sich für die Belange der mittelständischen Wirtschaft im Falle 
ihrer erfolgreichen Wahl im September 2021 einsetzen will. Hier 
nun das Resümee.

Ihre Wirtschaftskompetenz begründet Diana Stöcker auch mit 
ihrer 16-jährigen Erfahrung als Geschäftsführerin des Innocel 
Innovations-Centers der Stadt Lörrach. In dieser Zeit begleitete 
und unterstützte sie mehr als 70 Unternehmen der Branchen 
Life Sciences, Medizintechnik und Informationstechnologie. Hier 
galt es, Lörrach als Wirtschaftsstandort für diese Branchen zu 
entwickeln. Zum einen mit einem attraktiven Raumangebot im 
Technologiezentrum, zum anderen durch innovative Projekte, die 
vor allem das Thema Fachkräftegewinnung zum Ziel hatten. 
Das umfangreichste Projekt war der erfolgreiche Aufbau des viel-
beachteten trinationalen Schülerforschungszentrums Lörrach-
Dreiländereck „Phaenovum“. 

Diese erfolgreiche Qualifizierungspartnerschaft verschafft den re-
gional ansässigen Unternehmen gut ausgebildete, talentierte und 
hoch motivierte Nachwuchskräfte und macht auf diese Weise das 
Dreiländereck zu einem attraktiven Arbeitgeberstandort für den 
Mittelstand/die Wirtschaft. Fachkräfte sind für einen Wirtschafts-
standort das A&O, um sich den Herausforderungen wie Digitalisie-
rung und Innovationsfähigkeit stellen zu können.

Als Bürgermeisterin und Kreisrätin ist sie bestens mit der Situation 
unserer Unternehmen und Selbständigen vertraut. Sie kennt auch 
die Besonderheiten unseres Wirtschaftsraumes im Dreiländereck 
Deutschland-Frankreich-Schweiz mit seinen grenzüberschreitenden 
ökonomischen Verflechtungen, die einen wesentlichen Einfluss auf 
das Wohlstandsgefüge unseres Landkreises ausüben. Leider ist der 
politische Weg in das Berliner Parlament weit, und viele unserer 
speziellen Probleme werden dort oftmals spät oder erst gar nicht 
wahrgenommen. Deshalb wünscht sich die MIT Lörrach wieder 
eine politische Vertretung durch eine direkt gewählte CDU-Abge-
ordnete und bietet Diana Stöcker sehr gerne ihre Unterstützung für 
die Bewerbung als Bundestagskandidatin an.

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de  

Dietrich Eberhardt, Kreisvorsitzender MIT Lörrach 
und Landesvorstandsmitglied

Diana Stöcker, Bürgermeisterin von Rheinfelden (Baden), kandidiert für Bundestag
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Pressemitteilung der MIT Baden-Württemberg 1/2021

Corona-Pandemiebewältigung –  
Das Spiel mit der Angst? 

Bei Bekanntgabe des „harten“ Lockdowns 
war eigentlich schon klar, dass das Ende 
nicht der 10.01.2021 sein würde. Es scheint 
eine unendliche Geschichte von Ver-
längerungen zu sein. Es scheint fast so: je 
mehr Verbote, desto glücklicher der Politi-
ker. Manch einer meint, eine Wahl mit die-
sem Vorgehen gewinnen zu können!  

Laut Aussage der Medien ist über 90 % der 
Bevölkerung für den Lockdown. Komisch 
nur, dass die Skigebiete überquellen, die 
Menschen eben wohl doch nicht länger ein-
gesperrt sein wollen! Die Ausgangssperren 
nicht mehr akzeptieren wollen! Die kleinen 
und mittelständischen Unternehmen ein-
fach wieder ihre Betriebe öffnen möchten, 
um das zu tun, wozu sie da sind: Arbeits-
plätze und damit den Wohlstand sichern. 

Auch der Unternehmer hat es satt, in sei-
nen Entscheidungen eingeschränkt zu 
werden und zuzusehen, wie mit der Angst 
der Menschen Politik gemacht wird. Wie 

die Politiker, die ihre Schäfchen im Tro-
ckenen haben, ohne mit der Wimper zu 
zucken, über das Leben und Überleben der 
Unternehmen bestimmen und damit über 
Arbeitsplätze. Wie sie Hilfen ankündigen, 
die entweder nicht oder nur langsam um-
setzbar sind und gleichzeitig so viele Auf-
lagen haben, dass ein großer Teil der Be-
triebe gar kein Anrecht auf Auszahlung 
hat. Es gibt Branchen, die inzwischen 9 
bis 12 Monate bis zu 100 % eingeschränkt 
sind. Da stellt sich doch die Frage, wieviel 
der Mittelstand der Politik heute über-
haupt noch wert ist. Ach ja, so lange es 
Konzerne gibt, besteht ja keine Gefahr 
- Pustekuchen! 

In welche Richtung bewegen wir uns denn 
eigentlich? Verbote, Einschränkungen, 
Steuererhöhungen, Stärkung des 
Monopolismus oder der direkte Gang 
in den Kommunismus? Alles unter dem 
Deckmantel von Corona? Die Grünen im 
Ländle bringen ja schon den Gehorsam mit 

der Pandemie bei (einschließlich Melden 
des Nachbars bei Nichteinhaltung der auf-
oktroyierten Regeln). Dabei kündigen sie 
schon einmal an, dass es mit dem Klima-
wandel gar so weitergeht! Da der Trend 
ja weg von der Eigenverantwortung und 
hin zum bedingungslosen Gehorsam geht, 
könnte es durchaus funktionieren. Das 
alles muss sofort aufhören!  

Die MIT Baden-Württemberg fordert 
daher von der aktuellen Landesregierung 
den Stopp unnützer Verbote und gleich-
zeitig eine sinnvolle Unterstützung aller 
Unternehmen, die einem Ausübungs-
verbot unterliegen. Parallel wird gefordert, 
dass bei der weiteren Ausarbeitung von 
Unterstützungsmaßnahmen Praktiker aus 
der Wirtschaft mit einem entsprechenden 
Mitspracherecht anwesend zu sein haben! 

Angelika Harm, 

harm@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de  

MIT Land
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Pressemitteilung der MIT Baden-Württemberg 2/2021

Lieferkettengesetz:  
Nein zum deutschen Alleingang!

Mit dem Lieferkettengesetz sollen 
Unternehmen bezüglich der im Aus-
land beschafften Vorleistungsgüter 
oder Fertigungserzeugnisse in allen 
Phasen ihrer Lieferkette in Haftung 
gehen. Gerade in Bezug auf umwelt-
schädigende Produktionsverfahren 
oder gegen Menschenrechte ver-
stoßende Arbeitsbedingungen. Ge-
nerell ein guter Grundgedanke, und 
selbstverständlich bekennt sich der 
Mittelstand in Deutschland zu „seiner 
menschenrechtlichen Verantwortung. 
Der Unternehmer kann aber nicht für 
das Verhalten unabhängiger Dritter in 
Haftung genommen werden, auf wel-
ches er keinen Einfluss hat. Die Frage 
sei, ob man an deutschen Gerichten 
Schadensersatzklagen für Unternehmer 
provozieren möchte – für Vorgänge, auf 
die der Mittelständler keinen Einfluss 
habe“, so der Bundesvorsitzende der 
MIT, Carsten Linnemann. Aber genau 
das passiert, wenn das Lieferketten-
gesetz in der geplanten Weise kommt!  
Zudem ist dies auch noch ein Alleingang 
Deutschlands innerhalb der EU! Deutsch-
land schränkt sich gegenüber dem EU-

Binnenmarkt ein und handicapt sich 
damit mal wieder selbst.  
Welchen Effekt hat ein solches Gesetz für 
die Lieferketten innerhalb der EU, wenn 
es nur für deutsche Firmen gilt? Wie 
passt ein solches Gesetz zu dem hoch ge-
priesenen Binnenmarkt? Schön ist, wenn 
Deutschland mal wieder die Nummer 1 bei 
einem sicherlich hoch wichtigen Thema 

sein möchte. Hier ist aber ganz Europa 
gefragt, und es sollte vielmehr ein ge-
meinsamer Vorstoß als ein Alleingang 
vorgenommen werden.  
Die Bundes-MIT fordert daher zu Recht 
die gesamteuropäische Lösung. Eigent-
lich logisch, wenn man in Berlin immer 
so sehr die Wichtigkeit der europäischen 
Einigung weit über den Binnenmarkt hin-
aus betont.  
Unverständlich ist dagegen, dass die-
ses Gesetz still und leise während der 
noch anhaltenden Pandemie „durch-
gepeitscht“ werden soll. „Wir sollten 
den Mittelstand unterstützen und ihn 
nicht noch weiter verunsichern“, so Cars-
ten Linnemann. Es gibt genug andere 
Themen, die aktuell den Vorzug haben 
sollten.  
Die MIT Baden-Württemberg fordert 
daher die umgehende Einstellung des 
deutschen Alleingangs bezüglich des 
Lieferkettengesetzes und die Herbei-
führung einer gesamteuropäischen 
Lösung. 

Angelika Harm ,

harm@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de  

MIT Land
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Pressemitteilung der MIT Baden-Württemberg 3/2021

Die Landesregierung öffnet die Tür zur Wohnungsbewirtschaftung! 

Die Gemeinden erhalten Bestimmungsrecht 
über Wohnraum! 

Die MIT Baden-Württemberg warnt vor der Novellierung des 
Gesetzes über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohn-
raum. Mit einer Ermächtigung der Gemeinden, den Bestand an 
Wohnraum zu erfassen und durch Genehmigungen dessen Be-
legung zu regeln, wird keine einzige zusätzliche Wohnung für 
einen Wohnungssuchenden geschaffen. Die Landesregierung 
hat ganz offensichtlich jedwedes Vertrauen in die Gesetze von 
Angebot und Nachfrage verloren. Wer zwischen Vermieter und 
Mieter keine ausgewogene Interessensstruktur und Rechts-
stellung herstellt, der verhindert Wohnraum. Die geplanten 
Eingriffe in das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh-
nung und das Eigentumsrecht sind durch nichts gerechtfertigt. 
Regelungswut und Allmachtsglaube an bürokratische Regulie-
rung haben noch nie zum Wohlstand der Bürger beigetragen. 

Mit der Registrierungspflicht für Ferienwohnungen, mit einer 
Anzeigepflicht für jede einzelne Überlassung von Wohnraum 
als Ferien-Wohnraum, mit einer Auskunftspflicht für Verwalter 
und Vermittler von Wohnraum und von Betreibern von Internet-
portalen gegenüber den Gemeinden und unter Ausschluss der 
aufschiebenden Wirkung von Rechtsmitteln glaubt die Landes-
regierung, der behaupteten Verringerung des vorhandenen 
Wohnraumbestandes erfolgreich zu Leibe rücken zu müssen. 

Die bisherige Erfahrung von fünf Städten in Baden-Württem-
berg mit dem Gesetz über das Verbot der Zweckentfremdung 
von Wohnraum haben gezeigt, dass weder eine Verringerung 
des vorhandenen Wohnraumbestandes noch eine Vergrößerung 
des Wohnraumangebotes bewirkt worden ist. Mit einem Be-
tretungsrecht für Gemeindebeauftragte wird das Grundrecht 
auf Unverletzlichkeit der Wohnung eingeschränkt. Wer den 
Gemeinden die Macht gibt, anzuordnen, dass „eine nicht-
genehmigungsfähige Zweckentfremdung“ beendet und der 
Wohnraum wieder Wohnzwecken zugeführt wird, setzt auf 
Planwirtschaft. Wer glaubt, dass er letztlich mit den Instrumen-
ten der Zuteilungswirtschaft Wohnraum schafft, hat die Lektion 
aus dem Untergang der DDR nicht verstanden.  

Es ist sattsam bekannt, dass die „Mietpreisbremse“ keinen 
Wohnraum schafft. Mit einem Verbot der Umwandlung von 
Wohnraum in Eigentumswohnungen, wie dies die Bundes-
regierung jetzt verabschieden will, wird kein Wohnraum ge-
schaffen. Wer, wie ebenfalls die baden-württembergische 
Landesregierung, die Grundsteuer zur verdeckten Vermögens-
steuer umfunktioniert, sollte sich bewusst sein, dass auch diese 
Maßnahme nicht zur Bildung von Wohnungseigentum in breiten 

Kreisen der Bevölkerung beiträgt. Wer nicht darüber nachdenkt, 
die Grunderwerbsteuer für den ersten Immobilienerwerb im 
Leben eines Bürgers von dieser Steuer zu befreien, hat keinen 
Anlass, sich darüber zu beklagen, dass die Eigentumsquote an 
Wohnraum in Deutschland bescheiden ist. Wer nicht registriert, 
dass man sich in Deutschland leichter von seiner Ehefrau als von 
seinem Mieter trennen kann, hilft keinem Wohnungssuchenden. 

Für junge Familien die Voraussetzungen zu schaffen, Wohn-
immobilien erwerben und finanzieren zu können, ist das Gebot 
der Stunde! 

Dr. Albrecht Geier  

MIT Land
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Pressemitteilung  
der MIT Baden-Württemberg 4/2021

Wann hat das Drama 
endlich ein Ende? 

Mit der Verlängerung des Lockdowns haben die meisten Unter-
nehmer ja irgendwie gerechnet. Man weiß, dass Versprechungen 
und Zusagen nicht eingehalten werden (können). Bei vielen 
Politikern ist ein wirtschaftliches Denken leider nicht existent! 
Beispielsweise Dr. Karl Lauterbach MdB (SPD): Man könnte hier 
das Gefühl bekommen, dass er nach seiner eher bislang ruhigen 
Bundestagskarriere (seit 2005) mal sein Wissen als aktuell nicht 
praktizierender Mediziner zur Verfügung stellen darf. Das Prob-
lem: Er verbreitet, wie z. B. MP Kretschmann (Grüne), damit nicht 
gerade wirtschaftlichen Sachverstand. Es kommen unsägliche, 
nicht logisch nachvollziehbare Aussagen, verbunden mit Forde-
rungen, die der Wirtschaft schaden und für die keiner der Politiker 
auch nur ansatzweise die Konsequenzen zu tragen hat. Würden 
die Herren ebenso entscheiden, wenn sie persönlich dafür haften 
würden, so wie es die Unternehmen aufgrund dieser Maßnahmen 
tun? So mancher Politiker kennt nicht einmal den Unterschied 

zwischen Umsatz und Gewinn! Entscheidet aber über Existenzen! 
Mit #WirMachenAuf wird sehr deutlich, dass eine wachsende 
Zahl an Unternehmen nicht mehr bereit ist, auf diesem Zug mit-
zufahren. Die Akzeptanz schwindet, und der Widerstand steigt! 
Weitere unlogische Entscheidungen während des Lockdowns, 
wie das wiederholte Zulassen von Massenansammlungen jed-
weder Art, sorgen nicht für Verständnis bei denjenigen, die mit 
Schließungen ihres Unternehmens leben müssen. Unseres Er-
achtens kann die Spaltung der Gesellschaft in zwei Kategorien, 
nämlich Angst und Wut, ein äußerst gefährlicher Mix sein.  

Die MIT Baden-Württemberg fordert daher, dass ab sofort 
festgelegt wird, dass bei entsprechend festgelegten Inzidenz-
zahlen, z. B. ab 50, auch Lockerungen für die betreffenden 
Stadt- und Landkreise erfolgen, und zwar für alle Branchen. 
Z. B. ist die LH Stuttgart mit einer 7-Tage-Inzidenz von 85,5 pro 
100.000 im Vergleich zur Vorwoche 89,2 (Stand 5.1.21, 16.00h,  
Quelle: coronavirus.stuttgart.de) auf einem guten Weg. 

Die MIT Baden-Württemberg wiederholt ihre Forderung, dass 
bei weiteren Ausarbeitungen von Unterstützungsmaßnahmen 
Praktiker aus der Wirtschaft mit entsprechendem Mitsprache-
recht anwesend sind. 

Mit der Umsetzung dieser beiden Forderungen würden die 
Unternehmen das richtige Signal erhalten! Man sollte hier 
weder vergessen, wer die letzten Jahrzehnte maßgeblich mit 
für das Wohl von Deutschland verantwortlich war und ist, noch, 
wer die Schulden in Zukunft zu tragen hat, die durch die Pande-
mie entstehen.  

Angelika Harm ,

harm@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de  

MIT Land
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Pressemitteilung der MIT Baden-Württemberg 5/2021

Wahl des Parteivorsitzenden 

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg be-
dankt sich bei ihrem präferierten Kandidaten für den Parteivorsitz 
Friedrich Merz für sein großes Engagement. Armin Laschet konnte 
52 % der Delegierten im zweiten Wahlgang für sich gewinnen. Sie 
folgten leider damit nicht dem Wunsch der MIT und der wirtschaft-
lich denkenden Basis. Die Spaltung der Delegierten ist anhand des 
Ergebnisses bedauerlicherweise klar erkennbar.  
Die MIT Baden-Württemberg gratuliert an dieser Stelle dem neu 
gewählten Parteivorsitzenden Armin Laschet zu seinem Amt. 
Wir als MIT Baden-Württemberg möchten nun geschlossen dafür 
arbeiten, einen guten und gesunden Weg für die Wirtschaft finden. 
Wir müssen gemeinsam eine neue Strategie entwickeln und damit 
eine Möglichkeit finden, wie die durch die Pandemie gebeutelte 
Wirtschaft eine bessere und vor allem zuverlässige und dauerhafte 
Unterstützung erhalten kann. Dazu gehört auch, dass Friedrich 
Merz sich zukünftig in den Dienst der Partei stellt und damit auch 
den Weg ebnet, um sich in eine tragende Position wählen zu lassen.  
Die Zeit nach dieser Wahl darf gerade nicht zum finalen Beleg dafür 
werden, dass die CDU/CSU den Wunsch und Willen der Basis nicht 
mehr berücksichtigen kann und will. Ziel muss eine größtmögliche 
Schnittmenge im Bereich der Wirtschaft sein. Es muss einen Weg 
dahin zurück geben, dass die Unternehmen mit ihren Sorgen und 
Nöten wieder ernst und wahrgenommen werden. Wir wünschen 
uns, dass damit die Wähler, die vom Ausgang dieser Wahl ent-
täuscht wurden, nicht endgültig der Partei den Rücken zuwenden. 
Dafür werden wir uns stark machen. 
Denn was dann bei den bevorstehenden Bundestagswahlen 
herauskommen mag, kann erst recht nicht dem Willen der Basis 
entsprechen. 

Angelika Harm, 

harm@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de  

MIT Land
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Was erwartet der Mittelstand 
in Baden-Württemberg von 
einer neuen Regierung?

Eine gute Frage – zu der jedem von 
uns vermutlich spontan gleich un-
zählige Themen auf der Zunge bren-
nen. Zweifelsohne wäre es sehr ver-
lockend – wie üblicherweise praktiziert 
– nun gleich einmal einen endlosen 
Forderungskatalog aufzulisten. Ganz 
nach dem Motto „So haben wir (als 
MIT) immer versucht, unsere The-
men im Wahlkampf bzw. später im 
Regierungsprogramm und im Handeln 
umzusetzen“.
Dies mag in vielen Bereichen auch 
nach wie vor funktionieren. Zum Bei-
spiel vor Gericht, wenn es nach dem 
„Viel-hilft-viel-Prinzip“ darum geht, 
entsprechenden Eindruck zu machen. 
Aktuell sollte es uns im Mittelstand al-
lerdings vorrangig daran gelegen sein, 
ganz konkrete Ziele anzupeilen und 
umzusetzen.
Daher möchte ich die Frage der Er-
wartungen aus zwei Perspektiven be-
trachten. Zum einen geht es mir darum, 
welche Grundhaltung von uns als 

Mittelstand erwartet und uns anderer-
seits entgegengebracht wird. Zum an-
deren möchte ich jedoch auch anhand 
einiger ausgesuchter Beispiele dar-
stellen, wie sich die Wettbewerbsfähig-
keit des Mittelstands für die Zukunft 
sichern lässt.

Wenden wir uns zunächst der Frage 
zur grundsätzlichen Haltung und dem 
Selbstverständnis einer neuen Re-
gierung in Bezug auf den so viel ge-
priesenen Mittelstand zu. Er ist es 
doch, der letztendlich als „Motor“ unser 
Land antreibt – und das nicht nur, was 
Arbeitsplätze und Wertschöpfung an-
betrifft. Nein, auch wenn es um den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt geht!
Die Corona-Pandemie mit all ihren viel-
seitigen Auswirkungen hat hier wie ein 
Brennglas gewirkt und grundsätzliche 
Fragestellungen aufgeworfen. 
Da ist beispielsweise die im wahrsten 
Sinne um jeden Preis praktizierte Ab-
hängigkeit von Großkonzernen, so 

genannte Global Player, die ihren 
weltweiten Wirkungskreis an inter-
nationalen Produktions- und Absatz-
märkten ausrichten. Diese Global 
Player haben in der Pandemie einiges 
„verspielt“ und uns erschreckend deut-
lich vor Augen geführt, wie träge und 
unflexibel sie sind, wenn es darum geht, 
uns alle schnell mit den Dingen zu ver-
sorgen, die unser Überleben sichern 
sollen.
Dies zeigte sich deutlich bei der Be-
schaffung und Bereitstellung von Mas-
ken – in welcher Ausführung auch 
immer. Es waren Mittelständler, die 
schnell und unbürokratisch in der Lage 
waren, erste Mund-Nasen-Schutz-
masken zu liefern. Textilunternehmen 
haben in kürzester Zeit – innerhalb 
weniger Tage – ihre komplette Produk-
tion auf Mund-Nasen-Schutzmasken 
umgestellt.
Den Markt mit FFP2- und FFP3-Mas-
ken hatten wir, aufgrund der Kosten-
situation, komplett dem asiatischen 
Markt überlassen. Gleiches gilt für 
die Produktion von lebenswichtigen 
Medikamenten und vielen anderen Din-
gen des täglichen Bedarfs. Hier reicht 
unsere Abhängigkeit bis weit in die 
Tiefe industrieller Lieferketten.

Wenn eine neue Landesregierung den 
viel gelobten und gepriesenen Mittel-
stand tatsächlich unterstützen möchte, 
was durch die aktuelle Handlungsweise 
durchaus in Frage gestellt werden darf, 
wollen wir eindeutige Zeichen sehen. 
Die Stärke des Mittelstands lässt sich 

Oliver Zander, MIT-Landesvorsitzender

MIT Land

GAPLATEC GmbH | Wacholderstr. 27  | D-71723 Großbottwar
Tel: (+49) 7148 16 66 010 | anfrage@gaplatec.de | www.gaplatec.de

Wir planen innovative Großküchensysteme komplett mit  
Ablufterfassung, Kälteanlagen, Wärmerückgewinnung mit wenigen 
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in einem Wort auf den Punkt bringen: 
MACHEN! Wir sind diejenigen, die im 
Hier und Jetzt handeln – aus jeder Lage 
heraus flexibel reagieren und sich auf 
das Wesentliche konzentrieren. Um 
dies auch in Zukunft langfristig und 
lohnenswerter in Baden-Württemberg 
umsetzen zu können, müssen sich einige  
Rahmenbedingungen grundlegend ändern.
Kommen wir nun also zu den konkreten 
Themen, bei denen dringender Hand-
lungsbedarf besteht.

Stichwort: Fachkräftemangel. Und 
mangelnde Wertschätzung.
Die Leistungsfähigkeit unserer Ge-
sellschaft steht und fällt mit unserem 
wichtigsten Kapital: den Menschen, 
die sie tragen. Wir brauchen gut aus-
gebildete Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. Und vor allem: mehr davon! 
Eine der Schlüsselaufgaben der neuen 
Landesregierung sollte daher darin 
liegen, den Fachkräftemangel zu 
beseitigen. Allem voran in den so 
genannten systemrelevanten Be-
rufen wie in Schulen, Kindertagesein-
richtungen, Rettungsdiensten, Feuer-
wehr und Polizei, Krankenhäusern, 
Kliniken und in der Pflege. Dazu ge-
hört als Erstes, die Wertschätzung für 
diese Berufe und auch das Handwerk 
zu steigern. Ganz gleich, ob mit oder 
ohne akademische Ausbildung: Es ist 
höchste Zeit, solchen Berufen die ent-
sprechende Würdigung zukommen zu 
lassen und sich auch im Handeln klar 
dazu zu bekennen.

Andere Arten des Arbeitens
Ein weiterer wichtiger Beitrag zur Si-
cherung der Zukunftsfähigkeit ist unser 
Arbeitszeitgesetz, das einer dringenden 
Reform bedarf: weg von einem ver-
krampften Festhalten an der täglichen 
Arbeitszeit hin zu einer wöchentlichen 
Höchstarbeitszeit.
Ebenso müssen sinnvolle Regelungen 
zum Thema „Homeoffice“ geschaffen 
werden. Wir verwehren uns gegen einen 
Rechtsanspruch zu diesem Thema. Trau-
en Sie uns ruhig zu, die Dinge im Einver-
nehmen mit unseren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern zu regeln! Auch hier 
hat uns der Corona-Ausnahmezustand 
gezeigt, was alles machbar ist an indivi-
duellen, flexiblen Lösungen.

Mehr Handlungsfreiraum durch weni-
ger Bürokratie
Wie oft wird freier Unternehmergeist 
im täglichen Handeln von der (zu Recht) 
viel gescholtenen Bürokratie aus-
gebremst! Wenn wir langfristig dafür 
sorgen wollen, dass wir endlich von 
übermäßigem Bürokratismus entlastet 
werden, reicht es jedoch nicht aus, ab 
und an ein Gesetz oder eine Verordnung 
abzuschaffen. Die MIT Baden-Württem-
berg fordert ganz konkret, dass über 
einen Zeitraum von zehn Jahren für 
jedes neu verabschiedete Gesetz oder 
Verordnung mindestens zwei Gesetze 
oder Verordnungen zeitgleich ersatzlos 
gestrichen werden müssen.

Ran an die Reformen!
Ferner brauchen wir endlich eine um-
fassende Steuerreform, denn nicht um-
sonst gehört Deutschland – laut einer 
Studie der OECD – weltweit zu den 
Spitzenreitern bei der Erhebung von 
Einkommenssteuer und Sozialabgaben 
mit rund 49,4 %.
Dem Mittelstand sollte der Zugang zu 
Fördermitteln dringend deutlich ver-
einfacht werden. Dazu gehört für mich 
auch, dass wir als mittelständische 
Unternehmer im Alleingang Förder-
mittel beantragen können, ohne dafür 
auch noch teuer bezahlte Berater 
engagieren zu müssen. Der Groß-

industrie freilich stehen solche Berater 
zur Genüge zur Seite, so dass diese 
Unternehmen stets in der Lage sind, 
die entsprechenden Mittel zeitnah 
abzugreifen. 

Ein weiterer mutiger Schritt rund ums 
Thema „Steuer“ betrifft die so ge-
nannten geringwertigen Wirtschafts-
güter (GWG). Diese wurden, nach lang-
jährigen Diskussionen, zwar im ersten 
Schritt auf 800 Euro angehoben, jedoch 
entspricht dies schon lange nicht mehr 
der Realität. In der heutigen Zeit ist 
ein geringwertiges Wirtschaftsgut, was 
innerhalb eines Jahres abgeschrieben 
werden soll, auf mindestens 2.000 Euro 
anzuheben.

Grundsätzliches – von Grundsteuer 
bis Krisenmanagement
Die aktuelle Landesregierung hat sich 
aufgemacht, einen eigenen Weg beim 
Thema „Grundsteuer“ zu gehen. Jedoch 
eignet sich das vorliegende Modell 
lediglich dazu, dass die Gemeinden vor 
Ort durch schlichtes Nicht-Handeln zu 
Steuermehreinnahmen kommen. Aus 
diesem Grund spricht sich die MIT Ba-
den-Württemberg eindeutig für das so 
genannte Flächenmodell aus. 
Ans Thema „Grundsteuer“ schließt sich 
auch das Thema „Grunderwerbsteuer“ 
an und damit verbunden die Förderung 

MIT Land
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des Eigentums. Wir fordern, beim Erst-
erwerb eines Grundstückes die Grund-
erwerbsteuer, einmalig pro Person, voll-
ständig entfallen zu fallen. 
Bei diesen wenigen grundsätzlichen 
Punkten möchte ich es belassen, um 
nicht doch am Ende wieder in den „Viel-
hilft-viel-Modus“ zu verfallen. 

Zum Abschluss sei mir jedoch noch 
eine grundsätzliche Forderung an die 
neue Landesregierung bzw. auch an die 
Bundesregierung gestattet für den wahr-
scheinlichen Fall, dass wir wieder einmal 
in eine Krise geraten, bei der schnelles 
pragmatisches Handeln gefragt ist.
Bei all den Maßnahmen, die in der Pan-
demie beschlossen wurden, kritisiere ich 
ausdrücklich, dass die wesentlichen Eck-
punkte dazu ausschließlich in politischen 
Kreisen wie dem Koalitionsausschuss 
diskutiert und beschlossen wurden. Das-
selbe galt für die daraus resultierenden 
Unterstützungsmaßnahmen für die Wirt-
schaft, die dann im Hau-Ruck-Verfahren 
kommuniziert wurden. 
Zwar hat die Politik in dieser Krise ge-
lernt, sich einer externen Beratung, wie 
zum Beispiel durch Virologen, zu be-
dienen. Das ist gut und begrüßenswert. 
Allerdings stellt sich die Frage, warum 
bei Beratungen für solch entscheidende 
Maßnahmen wie den Hilfen für die 
Wirtschaft keine Experten aus der Pra-
xis mit am Tisch saßen?
Es ist durchaus richtig, nach An-
kündigung eines Lockdowns auch gleich 
entsprechende Hilfen für die Wirtschaft 
in Aussicht zu stellen. Allerdings wäre 
es wesentlich zielführender, sich für die 

Ausarbeitung und Umsetzung konkre-
ter Maßnahmen wenigstens zwei Wo-
chen Zeit zu nehmen. So könnten diese 
Maßnahmen mit Hilfe von Experten aus 
der Praxis zunächst einmal gemeinsam 
durchdacht werden, um anschließend ein 
klares nachhaltiges Konzept daraus abzu-
leiten und umzusetzen.
Weiterhin sollten die daraus abgeleiteten 
Hilfen dann auch von jedem Unter-
nehmen selbst beantragt werden kön-
nen. Nur so kann das Überleben von 
Unternehmen, egal aus welcher Branche 
und unabhängig saisonaler Bedingungen, 
grundsätzlich gesichert werden.

Darüber hinaus muss unbedingt eine 
Gleichbehandlung gewährleistet sein. 
Bis heute kann ich niemandem logisch 
nachvollziehbar erklären, weshalb der 
Friseur, das Fitnessstudio oder der Solo-
selbstständige den Betrieb vollständig 
einstellen muss und eine andere Unter-
stützung erhält als Betriebe, die von 
der November- bzw. Dezember-Hilfe 
profitieren. 
Die Regelung der November- und 
Dezember-Hilfen, wonach pauschal 
75 % des Umsatzes ersetzt werden, ist 
eines dieser Beispiele, die mit Sicher-
heit nicht zustande gekommen wären, 
hätten Praktiker aus dem Mittelstand 
beim Formulieren und Umsetzen der 
entsprechenden Pakete mit am Tisch 
gesessen. 
Wir brauchen mehr Unternehmen aus 
dem Mittelstand, die ihr praktisches 
Wissen in Entscheidungsprozesse mit 
einbringen. Menschen, die selbst weder 
Berufspolitiker noch Lobbyisten sind 
und ausschließlich ihre eigenen Interes-
sen vertreten. 
Mit anderen Worten: Lasst doch mal die 
Macher (mit)machen!

Oliver Zander,

zander@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de  

MIT Land
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Mehr Eigenverantwortung,  
mehr Krisensicherheit

Wie also müsste es aussehen, das Wahl-
programm im Superwahljahr, welches 
uns auf die richtige Spur bringt und 
uns krisensicherer macht? Aus meiner 
Sicht liegt hier schon der große Denk-
fehler. Was soll denn so ein Vier- re-
spektive Fünfjahresprogramm schon 
sein? Mich erinnert das immer an die 
Fünfjahrespläne anderer Epochen, mit 
demselben vorhersehbaren Ergebnis. 
Sie sind von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. Erstaunlicherweise wird die 
mangelnde Sinnhaftigkeit dieser Wahl-
programme, zumindest teilweise, bis hi-
nunter zur Kanzlerin geteilt. Denn auch 
diese stellte schon fest, dass die größten 
Herausforderungen ihrer Amtszeit, die 
Schuldenkrise in Europa, die Flüchtlings-
krise und nun auch Corona, vorher in 
keinem Wahlprogramm zu finden waren. 
Ganz einfach analysiert, weil sich das 
Leben nicht an Pläne hält. Langfristig 
bzw. generationenübergreifend lassen 
sich natürlich Ziele formulieren, der 
Weg dorthin aber mit Sicherheit nicht 
planen oder festlegen. Auf was man sich 
aber festlegen kann, ist die innere Über-
zeugung, die Grundlinien, welche unse-
rem Handeln immer wieder als Basis 
dienen.
Es würde sich also eher um ein Grundsatz-
programm denn um ein Wahlprogramm 
handeln. Wahlprogramme wird es, auch 

wegen den schon erwähnten „natür-
lichen“ Lücken, nicht mehr brauchen. 
Wer liest die auch schon? Ein Grund-
satzprogramm könnte dafür ganz knapp 
formuliert werden, so dass es jeder lesen 
und verstehen kann:

1 Bildung
Bildung, der trainierte menschliche 
Geist, ist einfach ausgedrückt: alles. 
Der Grundstein jeder modernen Ge-
sellschaft, der Grundstein jeder Demo-
kratie, der Grundstein jeden Wohlstands. 
Bildung macht aus einem gewöhnlichen 
Einwohner einen mündigen Bürger. Es 
muss daher das oberste und ausschließ-
liche Ziel jeder öffentlichen Bildungsein-
richtung sein, mündige Bürger hervor-
zubringen. Bürger also, die ihr Leben 
selbst bestreiten und vor allem selbst 
bestimmen können. Wenn dieses Ziel 
also angestrebt bzw. erreicht wird, dann 
darf man sich doch wohl fragen: Warum 
versuchen gerade die linken und öko-
logischen Parteien verstärkt, aber leider 
auch alle anderen Parteien, dem mün-
digen Bürger immer wieder erklären zu 
wollen, was für ihn gut ist.
Als Beispiel dient an dieser Stelle mal 
nicht die Klimadebatte oder der Veg-
gieday, sondern der allgemeine Ver-
braucherschutz. Der überbordende 
Verbraucherschutz. In den meisten Fäl-

len stellt sich die Frage, für was es den 
Verbraucherschutz denn überhaupt 
braucht, denn der Verbraucher wird 
in diesen Fällen nicht gezwungen zu 
verbrauchen. Insbesondere beim Kon-
sum von Nahrungsmitteln. Aber auch 
um einen Versicherungsvertrag abzu-
schließen, muss man heute ca. 20 Unter-
schriften auf ca. 100 Seiten Aufklärungs-
material setzen - ehrlich? Aufklärung? 
Verbraucherschutz?
Der Verbraucherschutz des mündigen 
Bürgers sind seine zwei Arme, seine 

MIT Land
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zwei Beine und sein Hirn. Damit wäre 
er für alles selbst verantwortlich, aber 
auch an allem selbst schuld. Heißt, 
der mündige Bürger braucht über-
all dort den Verbraucherschutz, wo 
er in einer Zwangssituation ist. Siehe 
hierzu zum Beispiel die Steuern. Las-
sen wir doch mal das Verbraucher-
schutzministerium auf das Finanz-
ministerium los. Wenn die Bürger 
am Ende keine Steuerberater mehr 
brauchen, dann hat das Verbraucher-
schutzministerium seine Arbeit gut 
gemacht.

2 Schutz von Eigentum
Den Schutz von Eigentum gibt es in 
dieser Republik quasi nicht mehr. Die 
Lösung: „Starke Schultern müssen 
mehr tragen“ wird in Deutschland seit 
Jahrzehnten in sozialistischer Manier 
dazu genutzt, so viel gleichzumachen 
und umzuverteilen wie möglich. Der 
Ursprung liegt im Grundgesetz, wo 
natürlich bewusst von Staatsseite 
darauf verzichtet wurde, die Zugriffs-
möglichkeiten auf Privateigentum 
stärker zu schützen. Daher müsste 
auch dort angesetzt werden:

Art 14 GG 
•  Abs. 1 Satz 1: Das Eigentum und das 

Erbrecht werden geschützt. Satz 2 
streichen.

•  Abs. 2: Eigentum verpflichtet. Sein Ge-
brauch soll zugleich dem Wohle der 
Allgemeinheit dienen und dieser nicht 
schaden. 

Wenn Eigentum der Allgemeinheit nicht 
schaden soll bzw. darf, dann sind ihm 

dadurch genug Beschränkungen vor-
gegeben, ohne dass der Staat ständig 
seine Finger reinstecken kann. 

Was es darüber hinaus auch bräuchte, 
aber nicht in den Gesetzbüchern, son-
dern in den Köpfen der Bevölkerung 
und vor allem der Politiker, ist einen 
Mentalitätswandel. Wenn starke Schul-
tern nach einhelliger Meinung mehr 
Last zu tragen haben, dann sollten wir 
diesen Schultern gefälligst auch den 
nötigen Respekt entgegenbringen. Ent-
gegen einer weiteren weitverbreiteten 
Meinung sind diese breiten Schultern, 
also der Wohlstand und Reichtum, nicht 
ergaunert und gestohlen, sondern er-
arbeitet. Also geleistet durch die Tat- 
oder Innovationskraft einer einzelnen 
Person oder eines Teams. Ohne diese 
Menschen gäbe es nichts zu schultern, 
geschweige denn zu verteilen. Es stün-
de den Leistungsempfängern und den 
Umverteilern also gut zu Gesicht, auch 
mal danke zu sagen und dies auch zu 
leben, nicht bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit den Mund aufzureißen und 
noch mehr zu fordern.

3 Vertragsfreiheit
Der mündige Bürger entscheidet für sich 
selbst, völlig eigenständig, mit wem er 
welche Verpflichtung eingeht. Das Ein-
zige, was er dazu benötigt, ist eine voll-
umfängliche Bildung.

4 Vertrags- und Zulassungstreue
Pacta sunt servanda! Hierzu gäbe es 
im Normalfall gar nichts mehr hin-
zuzufügen. Im Normalfall hieße aber 
auch, dass sich alle Spieler am Tisch an 
die bestehenden rechtlichen Rahmen-
bedingungen zu halten haben, also die 
Spielregeln befolgen müssen. Dumm 
nur, wenn ein Spieler die Möglichkeit 
hat und davon auch pausenlos Ge-
brauch macht, die Spielregeln im Spiel 
zu ändern. Mal ehrlich, mit so jeman-
dem würde sich niemand freiwillig an 
einen Tisch setzen. Am Ende gewinnt 
der Fleißigste, der Schnellste, der In-
novativste? Alles Quatsch, am Ende 
gewinnt der Staat.

5 Tarifautonomie
Die Tarifautonomie ist nahezu aus-
gehöhlt. Alles wird heute in der Arbeits-
gesetzgebung reglementiert und fest-
geschrieben. Diese Arbeitsgesetzgebung 
muss zurückgefahren werden. Die Tarif-
partner - und nur diese - sollen autonom 
entscheiden. 

6 Subventionen streichen, Steuern 
senken
Mehr Geld bei den Leistungserbringern, 
weniger bei den Leistungsempfängern. 
Ergibt sich im Grunde aus den oben ge-
nannten Punkten. Damit es aber nicht 
vergessen wird, sei an dieser Stelle noch 
einmal daran erinnert. Und nur zur rich-
tigen Einstufung, die schwarze Null ist 
kein „sehr gut“. Die schwarze Null ist ein 
„ausreichend“.

MIT Land

C
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www.farr-feinmechanik.de
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7 Umsetzung des demokratischen 
Grundprinzips und Rechtstaatlichkeit 
In einer Demokratie entscheidet die 
Mehrheit. Das Individuum oder eine 
Minderheit haben sich zu fügen. 
Andererseits darf ein Individuum 
oder eine Minderheit, die den Ein-
flussbereich (den Staat) der Mehrheit 
verlassen möchte, daran aber auch 
nicht gehindert werden, auch nicht 
durch finanzielle Belastungen (z. B. 
Steuern auf zu erwartende Gewinne). 
Im Rechtsstaat hingegen ist jedes In-
dividuum gleich vor dem Gesetz und 
zu schützen. Unabhängig seines Ge-
schlechts, seiner sexuellen Orientie-
rung, seiner Religion etc., aber auch 
seines Ansehens oder seiner Stellung 
im politischen Mainstream. Das heißt 
auch, dass die Mehrheit oder der poli-
tische Mainstream nicht über dem 
Gesetz stehen. Es gibt keine faden-
scheinige moralische Überlegenheit 
vor dem Gesetz, die den einen besser 
dastehen lässt und ihm mehr Freiraum 
gibt als den vermeintlich moralisch 
„Unterlegenen“. Alle haben den Ge-
setzen auf dieselbe Art Folge zu leis-
ten und sich daran zu halten. 

Deutschland hält dies nicht mehr sauber 
auseinander. Das Individuum diktiert der 
Mehrheit seine Forderungen und will 

entscheiden. Der Mainstream spricht 
Recht, entscheidet über Gut oder Böse. 
Das ist gefährlich.
Sieben Punkte, mehr nicht.

Dem einen oder anderen wird der Bezug 
zu den menschlichen Werten oder zur Re-

ligion fehlen. Anderen fehlt der Bezug zur 
Ökologie (der weit größten Religion in 
unserem Land). Wiederum anderen wird 
das Soziale fehlen und so weiter. Nein, 
das tut es nicht. In keinem der Fälle. Dies 
hier ist der Unterbau oder sollte es zu-
mindest sein für all das, was uns im Täg-
lichen beschäftigt. Ob der Klimawandel, 
die Schuldenkrise, ja bis hin zu Corona. 

Und ja, es wäre die Abkehr von der 
Mentalität der letzten Jahrzehnte. Die 
Abkehr davon, dass der Staat nicht 
weiterhin (erfolglos) versucht, alle Pro-
bleme mit der Druckerpresse zu lösen. 
Subventionen hier, „Unterstützung“ dort, 
Planwirtschaft überall (Finanz-, Ener-
gie-, Automobilbau-, Immobilien- und 
viele Märkte mehr). Die Legitimation 
zieht man sich aus den moralischen Dog-
men unserer Zeit. Nachhaltigkeit gibt 
es nur noch in der Klimadebatte, volks-
wirtschaftlich steht sie auf der Liste der 
ausgestorbenen Begriffe. Woher kommt 
der Richtungswechsel? Von Grün/Rot? 
Niemals! Von Laschet und Söder? Leider 
auch: niemals!

Daniel Hackenjos,

hackenjos@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de  

MIT Land
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Was wir aus der Corona-Krise 
lernen können

Das vergangene Jahr war eine Prüfung für 
uns alle. Wie unter einem Brennglas traten 
die gesellschaftlichen Spannungsrisse zu 
Tage. Corona bietet uns auch einen Vor-
geschmack auf kommende Krisen. Beim 
Klimawandel, eine ebenso globale Heraus-
forderung, sind die Folgen heutigen Han-
delns nicht nur zeitlich deutlich weiter in die 
Zukunft verschoben, sie werden auch tief-
greifender sein. Insofern ist die Pandemie 
ein Teaser, der uns als Weckruf dienen kann. 
Beginnen sollten wir bei etwas Grundsätz-
lichem, unserer politischen (Debatten-)Kul-
tur. Sie bedarf einer Korrektur, wollen wir 
als Gesellschaft belastbare Lösungen für 
die großen Herausforderungen der Zukunft 
finden und umsetzen. Gleich vorab: Es geht 
hier nicht um leichte Kost.
Gute Politik ist – entgegen weit ver-
breiteter Meinung – hohe Kunst und nicht 
profane Technik. Mehr als in jeder anderen 

Regierungsform bedingen sich Demokratie 
und Gesellschaft aber gegenseitig. Insofern 
wird es schwer, Schuldige an den Pranger zu 
stellen, ohne sich dabei selbst vor dem Spie-
gel wiederzufinden. Natürlich sollten nur 
die Besten mit der Führung politischer Auf-
gaben betraut werden. Doch was geschieht, 
wenn gerade die sich zunehmend aus der 
Politik heraushalten? Was ist die Folge, wenn 
jedes vermeintlich falsche Wort oder Fehler 
skandalisiert werden? Wem nutzt das? Und 
vor allem, was sagt das über die Fehler-
kultur unserer Gesellschaft aus? In Unter-
nehmen wird unter solchen Bedingungen 
versucht, Entscheidungen auszusitzen oder 
auf externe Berater zu verschieben. Eigene 
Fehler werden unter den Teppich gekehrt, 
Selbstkorrektur und Übernahme von Ver-
antwortung – zwei zentrale Führungsquali-
täten – verkümmern. Insofern darf es nicht 
verwundern, wenn das bestehende politi-

sche Klima nicht unbedingt dazu beiträgt, 
dass sich viele Menschen aktiv in Politik und 
Parteien einbringen. Zumindest liegt ein 
solcher Gedanke nahe, betrachten wir die 
Zahlen unserer Parteiendemokratie – einer 
Demokratie, die auf Parteien angewiesen 
ist und hierüber ihr Personal rekrutiert. 
Denn auch wenn einzelne Parteien einen 
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Dr. Christoph Klunker, Unternehmensentwicklung 
und Mitglied der MIT Biberach

MIT Land

Mitgliederentwicklung der Parteien seit 1946
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Mitgliederzuwachs verbuchen konnten, hat 
sich die absolute Zahl der Menschen mit 
einer Parteimitgliedschaft in den letzten 
30 Jahren halbiert. Alle im Bundestag ver-
tretenen Parteien vereinen nur noch rund 
1,2 Millionen Mitglieder. Davon sind nach 
Schätzungen bis zu dreiviertel wenig bis 
gar nicht aktiv. Was bedeutet das für den 
Meinungsbildungsprozess oder die Quali-
tät des Personals, wenn nur noch ein solch 
kleiner Zirkel über die zur Wahl stehenden 
Mandatsträger entscheidet bzw. diese aus 
seiner Mitte gewählt werden?
 Zumindest erleben immer weniger Men-
schen aus eigener Erfahrung, wie hoch-
komplex die Prozesse der politischen 
Kompromissfindung sind. Das macht im 
Umkehrschluss immer mehr Menschen 
anfällig für einfache Erklärungsmuster und 
den Glauben an eine vermeintlich unfähige 
politische Klasse. Die steigende Zahl an 
Interessensgruppen, Parteien und Organi-
sationen mit all ihren Partikularinteressen 
verstärkt die Vermutung, dass das konfron-
tative Klima in Politik und Gesellschaft wei-
ter zunimmt, während der Gemeinschafts-
sinn schwindet. 
Globale Vernetzung und Abhängigkeiten 
erhöhen den Komplexitätsgrad der wahr-
genommenen Realität. Weil also das Ver-
ständnis für Komplexität sinkt und das Ge-
fühl der Unsicherheit steigt, sehnen sich 
immer mehr Menschen nach einfachen Ant-
worten. Die als unerträglich komplex wahr-
genommene Realität muss soweit reduziert 
werden, bis die vermeintliche Orientierung 
wiederhergestellt ist. Es darf insofern nicht 
verwundern, wenn Informationen, die das 
selbstgeschaffene Erklärungsmodell unter-
graben (könnten), als Lügen bezeichnet 
oder konsequent ausgeblendet werden. 
Gleichsam ideologischer Denkmuster wird 
damit der eigene, künstlich geschaffene 
Raum der emotionalen Sicherheit nach 
außen hin abgeschottet.
Besonders deutlich zeigt sich diese Reali-
tätsflucht auf sozialen Foren im Internet, wo 
sich immer mehr Menschen in einen homo-
genen Meinungskosmos begeben und 
dem gesellschaftlichen Diskurs vollständig 
entziehen. Zu dieser Entwicklung tragen 
auch etablierte Medien bei, wenn sie Be-
richterstattung mit Meinung oder Ideologie 
verwechseln und dabei – auch mit guten 
Absichten – den Teil der Geschehnisse aus-
blenden, der ihnen als gefährlich oder nicht 
passend erscheint. Ein unbewusster oder 

subtiler, in jedem Fall aber folgenschwerer 
Prozess, weil er auf Dauer die Glaubwürdig-
keit der so wichtigen „vierten Säule der 
Demokratie“ untergräbt. Aber auch die 
Parteien der Mitte vernachlässigen den 
wichtigen Dialog mit den Bürgern und die 
Erklärung komplexer Zusammenhänge. Die 
Demokratie ist eben kein selbsterklärendes 
Perpetuum Mobile. Auch um dem Sicher-
heitsbedürfnis des Wahlvolks gerecht zu 
werden, sind Versprechen auf einfache und 
schmerzfreie Lösungen weiterhin beliebte 
politische Praxis – die Enttäuschung beim 
Wähler ist vorprogrammiert.
Mit der Reduktion der Realität und den 
überhöhten Erwartungen an die Poli-
tik (und den Menschen an sich) geht 
die zunehmende Moralisierung des ge-
sellschaftlichen Diskurses einher. Die 
eigenen Moralvorstellungen als die ein-
zig wahren anzusehen, ist logische Folge 
eines realitätsamputierten Politikver-
ständnisses und Menschenbildes, das 
– nicht allzu weit entfernt vom Narziss-
mus – vorgibt, alles erklären und regeln 
zu können. Eine These, die dem christ-
lichen Weltbild genauso widerspricht wie 
dem gesunden Menschenverstand. In 
einem solchen Klima – das ist die zentra-
le Aussage – kann kein rationaler, kluger 
und lösungsorientierter Diskurs geführt 
werden. Wir müssen nicht bis in die USA 
blicken, um zu erkennen, wie schnell Mo-
ralisierung die Emotionen anfacht, den 

Verstand zurechtstutzt und sich politisch 
missbrauchen lässt. E pluribus unum? 
Fehlanzeige.
Vielen Menschen ist nicht mehr klar, dass 
Politik ein schweres Geschäft ist, dass die 
Demokratie Pflichten für jeden von uns mit 
sich bringt und die Komplexität der Reali-
tät durchaus ausgehalten werden kann. Die 
großen Fragen der Zukunft bieten keine 
leichten Antworten. Ebenso wie Covid-19 
ist der Klimawandel ein exponentiell wach-
sendes und globales Phänomen, das sich 
durch seine lange „Inkubationszeit“ von 
10 Jahren jedoch deutlich trügerischer ge-
staltet. Die wirklich einschneidenden Aus-
wirkungen stehen uns deshalb erst noch 
bevor. Lösungen gibt es dennoch. Der 
Weg dorthin ist die eigentliche (politische) 
Kunst, die auf die Gesellschaft als Ganzes 
angewiesen ist. Deshalb müssen wir einer-
seits wieder mehr Menschen für die aktive 
Politik begeistern. Das wird gelingen, wenn 
wir versuchen, wachsame und kritische 
Bürger, aber keine obersten Richter zu sein. 
Andererseits brauchen wir einen ethischen, 
aber keinen in Moralin getränkten Diskurs. 
Insofern geht es weniger um die Krise(n) 
selbst, als unseren Umgang damit. Wenn 
wir daran nicht beginnen zu arbeiten, bleibt 
es beim Shakespeare’schen „Much Ado 
About Nothing“ – viel Lärm um Nichts.

Dr. Christoph Klunker,

c.klunker@gl-innotec.com  

MIT Land
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MIT Land

Die Lehre aus Corona:

Weg vom  
Big Government

Wann auch immer die Zeiten härter werden, rufen viele instinktiv 
nach dem Staat als väterlichem Problemlöser. Doch ist ein star-
ker Staat wirklich imstande, Probleme zu lösen oder verschiebt 
er sie nicht nur? Das falsche Versprechen, der Staat könne jeden 
Bürger in Sicherheit bringen, entlarvte sich nicht erst durch 
Corona. Unabhängig von medizinisch bzw. hygienisch not-
wendigen Maßnahmen hat der Staat schon des Öfteren mit der 
Wirtschaft und vor allem dem Mittelstand ein unsauberes Spiel 
gespielt.

Doch gerade zu Corona wurde der Staat zum „Big Government“ 
und trieb mit seiner vollen Machtstärke die Wirtschaft unvor-
bereitet in einen Lockdown. Um vor einem zweiten Lockdown 
verschont zu werden, gaben die Unternehmen viel Geld für 
Hygienemaßnahmen aus. Zudem investierten sie fleißig in das 
Weihnachtsgeschäft, als Jens Spahn noch im September ein-
gestand, der erste Lockdown sei ein Fehler gewesen. Der kurz-
fristige Weihnachts-Lockdown schadete dann erneut den Unter-
nehmen wie auch der Reputation der Politik.

Entlasten statt belasten
Seit Jahren fordert der Mittelstand von der Politik Verlässlich-
keit und Konsequenz. Doch während die Politik vom freien 
Markt sprach, betätigten sich Gemeinden wirtschaftlich in Kon-
kurrenz zu lokalen Betrieben. Während die Landespolitik Res-
taurants schloss und Maskenpflicht für alle erließ, trafen sich 
Politiker in der Kantine des Landtags zum fidelen Austausch. 
Und versprochene finanzielle Erleichterungen fanden dann 
im Rahmen einer temporären Mehrwertsteuersenkung statt, 
die den Mittelstand unter dem Strich mehr kostete als sie ein-
brachte. Wo war die Entlastung bei Energie- oder Bürokratie-
kosten? Eine Reduzierung in diesem Bereich hätte entlastet und 
gleichzeitig die internationale Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft gestärkt.

Im Gegenzug leistet man sich in Deutschland seit Jahren eine 
fürstliche Sozialleistungsquote. Kritik hieran gilt selbst in kon-
servativen CDU-Kreisen als heißes Eisen, zu sehr haben sich 
Wohlfahrtsverbände die mediale Unterstützung gesichert. Und 
wenn sich die im Bund mitregierende SPD schon genervt von 
der Frage zeigt, wer die soziale Gießkanne finanzieren darf, 
dann bleibt zu befürchten, dass die Politik in keinster Weise 
daran denkt, in naher Zukunft die Wirtschaft – und hier vor 
allem den Mittelstand – zu entlasten.

Zu Ende denken statt Ideologien befriedigen
Man hat den Eindruck, viele CDU-Politiker rollen der-
zeit im vorauseilenden Gehorsam bereits den Grünen den 

roten Teppich aus. Im Bereich Umweltschutz wirken Einzel-
maßnahmen ohne gesamtstrategischen Unterbau hilflos, wie 
die Verdammung des Verbrennungsmotors bei alleinigem  
Fokus auf die E-Mobilität. Zudem bleibt die Frage offen, wie 
schnell Handwerk oder Einsatzfahrzeuge von Polizei und Not-
arzt ihre Fuhrparke umstellen sollen.

Mit Gendersternchen, fleischlosen Tagen oder Fahrradstraßen 
statt Parkplätzen schafft man vielleicht ein Wohlfühlambien-
te für linke Aktivisten, aber man kann darauf weder die öko-
nomischen Grundlagen Deutschlands bilden noch die Spaltung 
der Gesellschaft verhindern. Im Gegenteil, das gelingt nur, 
wenn sich jeder Bürger im Rahmen seiner Möglichkeiten frei 
entfalten kann und die Preisbildung über die Märkte und nicht 
den Staat erfolgt.

Motto ab 2021: weniger Staat 
Sind wir also wirklich bereit, unsere Freiheit und Selbstver-
antwortung aufzugeben und sie in die Hände eines Staates zu 
legen, der dann bestimmt, wie wir am besten leben, arbeiten 
und was wir konsumieren dürfen? Wenn wir es nicht verstehen, 
uns nach der Pandemie wieder vom Big Government zu lösen, 
dürfen wir uns in wenigen Jahren nicht beschweren, wenn nicht 
wir, sondern der Staat jede Lebensentscheidung für uns trifft.

Bastian Atzger,

info@atzger.eu,

www.bastian-atzger.de  

Bastian Atzger, MIT-Landesvorstandsmitglied und Bezirksvorsitzender  
MIT Württemberg-Hohenzollern
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Jetzt Gewinne  
zukunftsweisend  
besteuern –  
Investitionen fördern

Es muss einen steuerlichen Unterschied machen, ob Ge-
winne zum privaten Konsum verwendet werden oder im 
Betrieb für Investitionen verbleiben.

Gerade jetzt, während aufgrund der Corona-Krise die 
Unternehmensgewinne stark belastet sind, brauchen wir 
Liquiditätsförderungen für die Unternehmen, welche nur 
minimal die Staatsfinanzen belasten und somit nicht die 
Steuererhöhungen von morgen darstellen.
Wer Verlust macht, braucht verbesserte Möglichkeiten, die 
Verluste mit Gewinnen der Vorjahre zu verrechnen, anstatt 
diese nur in spätere Jahre vortragen zu können. Damit flie-
ßen Verlustunternehmen ihre ohnehin vorhandenen Steuer-
ansprüche gegenüber dem Staat deutlich eher zu und können 
ihnen somit helfen, die Krise besser zu bewältigen.
Wir dürfen aber auch nicht die Unternehmen vergessen, die 
noch kleine Gewinne erzielen. Investitionen werden aus Ge-
winnen finanziert, welche sich erst in späteren Jahren über 
die Abschreibung steuermindernd auswirken. Deshalb ist es 
wichtig, diesen Unternehmen möglichst viel von ihren ver-
bleibenden Gewinnen zu belassen, damit sie in Wachstum in-
vestieren können.

Die Unternehmen müssen sich an veränderte Marktgegeben-
heiten anpassen und bei der voranschreitenden Digitalisie-
rung Schritt halten. Wir sollten auch für Einzelunternehmen 
und Personengesellschaften steuerliche Anreize schaffen, 
Gewinne möglichst nur bescheiden für den Privatkonsum zu 
entnehmen.

Das Prinzip sollte einfach sein. Gewinne, die im Unter-
nehmen verbleiben und nicht entnommen werden („the-
saurierte Gewinne“), sollten spürbar niedriger besteuert 
werden.
Bei GmbHs und anderen Kapitalgesellschaften ist das so 
schon lange der Fall. Während die Unternehmensgewinne 
„nur“ der Körperschaftsteuer (KSt) + Soli und Gewerbe-
steuer (GewSt) mit insgesamt rund 30 % unterliegen, zahlen 
Einzelunternehmer und Mitunternehmer von Personengesell-
schaften ihren persönlichen Steuersatz, der schnell bei 45 % 
Einkommensteuer (ESt) + Soli und GewSt liegt.

Das mit der letzten Unternehmensteuerreform 2008 verfehlt 
eingeführte System der Thesaurierungsbesteuerung sollte 
das Problem lösen. Es ist aber so schlecht umgesetzt, dass es 

letztlich unabhängig vom persönlichen Steuersatz immer teu-
rer ist, diese Regelung in Anspruch zu nehmen. Es blockiert 
spätere Umstrukurierungen und ist nicht ausgereift.

Was ist zu tun:
• Die ESt-Last thesaurierter Gewinne von 28,25 % zzgl. Soli 

und GewSt ist zu hoch und sollte analog der KSt auf 15 % 
gesenkt werden.

• Eine spätere Entnahme in Folgejahren sollte genauso be-
handelt werden wie Ausschüttungen von GmbHs. Dem-
nach werden nur 60 % der Ausschüttung zum persönlichen 
Steuersatz des Anteilseigners besteuert. 

• Während GmbHs die KSt aus eigenen Mitteln zahlen kön-
nen, ohne dazu die Anteilseigner mit ESt zu belasten, müs-
sen Einzelunternehmer und Mitunternehmer von Personen-
gesellschaften die ESt auf die thesaurierten Gewinne 
theoretisch erst entnehmen und daher wie privaten Kon-
sum versteuern. Somit entsteht de facto auf die thesaurier-
ten Gewinne eine noch deutlich höhere Steuerlast.

• Einer der schwerwiegendsten Systemfehler ist die Um-
strukturierungsbremse. Wer einmal thesauriert hat, 
kann praktisch nicht mehr in eine andere Rechtsform 
wechseln. Denn ein Formwechsel aus einer Personen-
gesellschaft in eine Kapitalgesellschaft, etwa weil das 
Unternehmen gewachsen ist oder aus Haftungsgründen 
etc., löst nach aktueller Rechtslage eine vollständige 
Nachversteuerung aller bisher thesaurierten Gewinne 
aus, obwohl die Gewinne in der neuen Rechtsform auch 

Nils C. Beckmann,, MIT-Landesvorstandsmitglied und Steuerberater

MIT Land
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weiterhin thesauriert werden. Deshalb ist auch das von 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz geplante Options-
modell, bei dem Personengesellschaften einen fiktiven 
Formwechsel durchführen und sich wie Kapitalgesell-
schafen besteuern lassen können sollen, in der Praxis 
nicht attraktiv und verfehlt sein Ziel.

Die Bundesfachkommission Steuern/Finanzen der MIT unter-
stützt die Modernisierung der Thesaurierungsbesteuerung. 
Ihr Co-Vorsitzender Sebastian Brehm MdB und Fritz Güntz-
ler MdB, der ebenfalls Mitglied der Kommission ist, haben 
als CDU/CSU-Bundestagsfraktion daher im vergangenen 
Jahr ein sehr unterstützenswertes Konzept zur Moderni-
sierung der Unternehmensteuer erarbeitet. Ein wesent-
licher Bestandteil davon ist auch die Verbesserung der 
Thesaurierungsbesteuerung. 
Wann wäre der richtige Zeitpunkt diese umzusetzen? Jetzt!

Nils C. Beckmann,

kanzlei@stb-beckmann.com  

MIT Land

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bitten Sie das Inserat aufmerksam zu lesen und uns gegebenenfalls Änderungswünsche auf dem Korrekturfax
zu notieren. Senden Sie dieses Formular unterschrieben und mit Ihrem Firmenstempel an die obige Fax-Nummer.

Wir machen darauf aufmerksam, dass Korrekturen nur bis
berücksichtigt werden können. Sollte bis zu diesem Termin kein Korrekturwunsch oder Antwort-Fax vorliegen, kön-
nen Änderungen nicht mehr vorgenommen werden und wir gehen davon aus, dass Ihr Inserat in Ordnung ist.

Wir wünschen gute Geschäfte und weiterhin viel Erfolg.

Mit freundlichen Grüßen

Inserat ist in Ordnung

Stempel Unterschrift

Korrekturwünsche bitte hier notieren:
(Änderungen werden nur mit Stempel und Unterschrift durchgeführt)

Korrektur-Fax für Inserat auf dem Sportplakat SV Fautenbach

Inserat muss geändert werden

eigenart e.K. · Inh. Rolf Schneider · Bisinger Berg 1 · 72415 Grosselfingen
Telefon (0 74 76) 9 44 49-0 · Telefax (0 74 76) 9 44 49-29 · info@eigenart.de · www.eigenart.de

Bearbeiter: Rahel Schneider · Tel. (0 74 76) 9 44 49-13 · Fax (0 74 76) 9 44 49-19
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Dienstag den 17.05.16 um 12:00 Uhr

Laserschneiden · Abkanten · Schweissen

Stanzen · Baugruppen-Montage · Pulverbeschichten

Sebastian Brehm MdB (links, Co-Vorsitzender der Kommission Steuern/Finanzen)  
und Fritz Güntzler MdB (rechts, Mitglied der Kommission Steuern/Finanzen) 
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Veränderungen in der 
Arbeitswelt während und 
nach Corona

Unternehmen machen so ihre Er-
fahrungen. Wie können sie vorteil-
haft reagieren? Während sich Politi-
ker im „Wahlkampfmodus“ Gedanken 
machen, wie Unternehmen mit Mit-
arbeitern umgehen sollen oder Geset-
ze und Ordnungen für die Zeit nach 
der Pandemie aufgestellt werden müs-
sen, sterben nicht nur täglich 1.000 
Menschen in Deutschland, sondern 
ringen Unternehmer um ihre Existenz 
und Mitarbeiter sorgen sich um ihren 
Arbeitsplatz usw. Dieses Auftreten ver-
anlasst viele Bürger zum Kopfschütteln 
bzw. bringt manchen Selbständigen zur 
Verzweiflung.

Zunächst gebührt größte Hochachtung 
davor, wie Unternehmen während der 
Corona-Krise blitzschnell ab März letzten 
Jahres und während der gesamten Coro-
na-Pandemie agiert und reagiert haben, 
um ihre Mitarbeiter vor dem Virus zu 
schützen und das ganze Unternehmen 
zusammenzuhalten. Jeder Arbeitgeber 
hat enorm viel investiert, Arbeitsstellen 
umgebaut und Einschränkungen aller 
Orts in Kauf genommen - und das parallel 
zu seinen laufenden Aufträgen und den 
aufgetretenen Problemen.

Nun stellen wir fest, wie sich die 
Arbeitswelt verändert hat:

• vom Arbeitskräftemangel 2019 zur 
Kurzarbeit 2020/21

• Wettbewerb um offene Stellen – 
jetzt Ängste um den Arbeitsplatz

• vom relativ ausgeglichenen Einsatz 
der Mitarbeiter/innen zum „Cool 
down“ bei den einen und Über-
lastung bei den anderen

• statt weite Fahrtwege jetzt 
Homeoffice

• 60 % und mehr Gehalt fürs „zu 
Hause bleiben“ und abwarten 

• viel Sozialstaat, den zu viele Men-
schen ausnutzen

Sorge um die Zukunft findet sich in vie-
len Bereichen:
• die Unternehmer sorgen sich, wie 

lange sie den Arbeitsplatz halten 
können

• wie wird sich die Auftragslage im In- 
und Ausland entwickeln

• wann erfolgt eine Wende nach dem 
Lockdown usw.

• andererseits herrscht in einigen 
Betrieben höherer Arbeitseinsatz 
und Überstunden wegen hohem 
Auftragsvolumen

• Stress bis zum Anschlag im Pflege-
bereich und bspw. im Onlinehandel

So stellen sich Fragen und Konsequenzen der 
Unternehmer im Umgang mit dem Personal:

1. Wie können wir unsere Mitarbeiter/
innen sensibilisieren, dass alle ein 
gewisses Opfer bringen, sich mit 
weniger Einkommen zufriedengeben, 
um Arbeitsplätze für die Zukunft zu 
erhalten?

2. Wie können wir der Gesellschaft klar-
machen, dass das Durchschreiten der 
Talsohle und der Wiederanschub der 
Wirtschaft enorme Anstrengungen 
bedarf?

3. Dass die Forderungen der verwöhnten 
Wohlstandsgesellschaft nicht weiter 
betrieben werden können.

4. Dass Leistung und „Ärmel hoch-
krempeln“ notwendig sein werden, 
um das Niveau unserer Wirtschaft 
und weltweiter Wettbewerb gesichert 
werden kann.

5. Dass vor allem den jungen Leuten 
klargemacht wird, Generation X, Y oder 
Z und Work-Life-Balance war gestern. 
Fördern und fordern ist angesagt.

6. Sozialhilfeempfänger (auch Migranten) 
müssen jetzt mitwirken. “Wohlstand 
zum Nulltarif“ können wir uns nicht 
länger leisten.

So meine ich, dass gerade wir im Mittel-
stand Aufklärungsbedarf betreiben müs-
sen, ohne die Menschen zu überfordern. 

Anne Schmieder, MIT-Landesvorstandsmitglied

MIT Land



38

Maßnahmen seitens des Staates könnten 
sein: 

• Schule und Ausbildung sollten aus den 
Folgen der Pandemie lernen

• Einführung eines „Sozialen Jahres“ 
wäre sehr sinnvoll für alle Seiten

• Ausbildung in Pflegeberufen forcieren
• Homeoffice und andere Vorschläge 

sind zwar eine Lösung, müssen aber 
vom Arbeitgeber mit dem Arbeit-
nehmer geregelt werden

• Arbeitszeitmodelle dürfen nicht ein-
geschränkt werden

• flexible Arbeitszeiten sind angesagt 
und Arbeitszeitmodelle müssen er-
möglicht werden

• Soloselbständige, Zeitarbeit, Werks- 
und Dienstleistungsversträge müssen 
gefördert und dürfen nicht in Frage 
gestellt werden

• Erhöhung des Mindestlohns ist eine 
falsche Entscheidung – eher Staffelung 
einführen für die unterschiedlichen 
Bereiche und Qualifikationen

• die längst überfällige Minijob-Grenze 
auf 600 Euro erhöhen 

• Befristungen müssten möglich sein
• das Wichtigste: dem Unternehmen 

Vertrauen schenken und sie mitent-
scheiden lassen

• für die unterschiedlichen Anforde-
rungen wie Impfkampagne, Digita-
lisierung, Bildung, Klimaschutz etc. 
Experten und Unternehmen in die 
Entscheidung einbeziehen

Generell ist das Gebot der Stunde: Die Poli-
tiker und Behörden müssen ihre Aufgaben 
erfüllen und sind gefordert! Sie reden über 
Dinge, die wir jetzt nicht brauchen (z. B. 
Quotenregelung), sie entscheiden über 
Maßnahmen, die nicht der Realität ent-
sprechen (Abschaffen von Werkverträgen). 
Sie lenken nur von ihren eigenen Proble-
men und Unvermögen ab und verdummen 
die Bürger mit Schönreden. Dieses Ver-
halten von gewählten Parlamentariern soll-
ten wir deutlich kritisieren!

Anforderungen an den Staat, um Firmen 
zu sichern und Arbeitsplätze zu halten:

1. die zugesagten Finanzen (unsere 
Steuergelder) umgehend den Unter-
nehmern in Not zukommen lassen

2. Teststationen besser zugänglich ma-
chen ggf. gegen Gebühr

3. Impfstoff dringend besorgen
4. Impfprozess optimal organisieren ggf. 

mit Unterstützung von Unternehmen
5. Parteigezanke und Wahlkampf dürfen 

nicht Vorrang haben
6. Zusammenarbeit aller Verantwort-

lichen ist gefordert
7. Behörden sind dringend zum um-

sichtigen Handeln aufzufordern
8. Experten und Vereinigungen ein-

beziehen, die es besser können

Ungewissheit herrscht natürlich darü-
ber, wie viele Unternehmen ihre Firmen 
schließen, nach Kurzarbeit Mitarbeiter 
entlassen oder Arbeitsplätze ins Ausland 
verlagern müssen. Bleibt spannend auch 
auf dem Arbeitsmarkt. 
Nicht nur die Pandemie ist das Problem, 
sondern die Bewältigung. Es muss schnell 
gehandelt werden, sonst gehen unsere 
Bürger und vielleicht auch die Unter-
nehmer auf die Barrikaden. 

Anne Schmieder,

schmieder@schmiedergmbh.de,

www.schmieder-kkm.de,

www.schmieder-uebersetzungen.de,

www.schmieder-personal.de  

MIT Land

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG

Liebe Mitglieder, 
leider müssen wir den für März 2021 geplanten 
Landesmittelstandstag aufgrund der Covid-19-
Pandemie verschieben. Wir geben den neuen 
Termin rechtzeitig bekannt und halten Sie auf 
dem Laufenden.

Ihre MIT Baden-Württemberg
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Nach seinem Studium der Fächer 
Deutsch, Politikwissenschaft und Wirt-
schaftslehre ist Christoph Sitta nun seit 
sieben Jahren als Realschullehrer tätig.
Wie wecken wir den Gründergeist schon in 
den Schulen? Wie können wir die duale Aus-
bildung wieder stärken? Darüber möchte er 
gerne mit der MIT ins Gespräch kommen 
und das Fach Wirtschaft intensivieren. 
Politische Verantwortung trägt er auf 
verschiedenen Ebenen: als Mitglied im 
Fachausschuss „Schule und Bildung“ des 
CDU-Bezirksverbandes Württemberg-Hoh- 
en zollern, als Mitgliederbeauftragter im 
Vorstand des CDU-Kreisverbandes Ravens-
burg sowie seit 2018 als Vorsitzender im 
CDU-Ortsverband Ravensburg.
Ein Positionspapier der MIT BW zur 
ökonomischen Bildung in Baden-Würt-
temberg im Hinblick auf die kommende 
Legislatur wäre in seinen Augen ein wich-
tiger Impuls.

Christoph Sitta,

c.sitta@cduplus.de,

www.christoph-sitta.de  

Christoph Sitta
Realschullehrer
MIT Ravensburg

„… weil eine gute Wirtschaftspolitik für 
mich in den Schulen beginnt. Die jun-
gen Menschen müssen die Schulen mit 
einem soliden ökonomischen Basiswissen 
verlassen.“

Nach seiner Arbeit als Baufinanzierungs-
spezialist bei der Volksbank stieg Artur 
Gross im Jahr 2009 in die Baubranche in 
Bereichen wie Hausplanung, Verkauf und 
Baubetreuung ein. Im Jahr 2017 gründe-
te er zusammen mit seinem Geschäfts-
partner den Fliesenfachhandel und Ver-
legefachbetrieb Format Fliesen GmbH.
Nach umfassender Erfahrung in Kunden-
beratung, Bauleitung, Geschäftsleitung 
und Träumeerfüllung seiner Kunden er-
öffnete er den Fliesenfachhandel in Göp-
pingen neu und spezialisierte seine Mit-
arbeiter auf Fliesen-, Vinylboden- und 
Parkettverlegung sowie Badsanierung und 
fachgerechte Kundenbetreuung. Zusätz-
lich gestaltete er zusammen mit Desig-
nern und Fachleuten einen umfangreichen 
Showroom für die Format Fliesen GmbH. 
Gross verbringt am liebsten Zeit mit seiner 
Ehefrau und seinen beiden Kindern, fährt 
gerne Ski und spielt leidenschaftlich Tennis.

Artur Gross,

gross@format-fliesen.de,

www.format-fliesen.de  

Claudia Pelz (45) ist Geschäftsführerin der 
Designagentur weadyou. Mit über 25 Jah-
ren Erfahrung in Design und Kommunika-
tion für bekannte internationale Kunden 
verbindet sie einen ausgeprägten Sinn für 
Geschäftsstrategie mit der Liebe zu Men-
schen und Design-Trends. Nach ihrem Stu-
dium in den USA mit dem Abschluss Ba-
chelor of Communication Arts arbeitete sie 
an bekannten Filmproduktionen mit. 1998 
stieg sie als Junior Partnerin in die Werbe-
agentur ihres Vaters ein, bis sie 2009 mit 
Claudia Hoppe die Designagentur weadyou 
gründete. Mit Begeisterung widmet sie sich 
der Schaffung von Umfeldern, in denen In-
novationen gedeihen können. Ehrenamt-
lich verantwortet sie das Kommunikations-
team der Steelers Bietigheim, ist Beirat im 
LUIS e.V. und Vorstandsmitglied der MIT 
Ludwigsburg. Sie ermutigt Personen, sich 
selbst und den Status Quo ständig in Frage 
zu stellen.

Claudia Pelz,

claudia.pelz@weadyou.com,

www.weadyou.com  

Artur Gross
Geschäftsführer
MIT Göppingen

Claudia Pelz
Geschäftsführerin
MIT Ludwigsburg

„… ich mit Hilfe meines Wissens einen Bei-
trag zu Gunsten unserer Wirtschaft leisten 
möchte.“

„… ich dazu beitragen möchte, dass wir eine 
relevante und progressive Stimme in unse-
rem Landkreis sind, die eine überzeugend 
starke Gewichtigkeit und Sichtbarkeit in 
der Gesellschaft bekommt.“

MIT Land
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Den baden-
württembergischen 
Mittelstand  
entfesseln

Baden-Württemberg entfesseln. Mit diesem Leitspruch gehen 
wir in die Landtagswahl 2021. Doch was bedeutet das? Wie ent-
fesselt man ein Bundesland? Und von welchen Fesseln sprechen 
wir überhaupt?

Besonders beim für unser Land so wichtigen Mittelstand müs-
sen wir Fesseln lösen und brauchen für die kommenden Heraus-
forderungen eine zielgenaue Wirtschaftspolitik. Wir müssen 
dem Mittelstand ermöglichen, sich mit möglichst wenig Büro-
kratie maximal der Weiterentwicklung seiner Kernkompetenzen 
und auch ganz neuen Themen zu widmen. Wir müssen die enor-
me Innovationskraft und die Exportstärke, die entscheidende 
Faktoren für unseren Wohlstand sind, wieder entfesseln.
Der Corona-Pandemie und der damit verbundenen Krise muss 

Fabian Gramling MdL, Sprecher für Arbeitsmarkt und Fachkräfte der CDU-
Fraktion

HECO-Schrauben GmbH & Co.KG, Dr.-Kurt-Steim-Straße 28, D-78713 Schramberg 
Telefon: +49 (0)74 22 / 9 89-0, E-Mail: info@heco-schrauben.de

Qualität und Perfektion
von Profis für Profis.

HECO®-Schrauben 
Innovation.  
Vertrauen. 
Zukunft.
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eine Entlastungsoffensive für unseren Mittelstand folgen. Es 
muss klar sein, dass es keine Steuererhöhungen geben darf. 
Bürokratie- und Berichtspflichten müssen reduziert werden. 
Neben den vielschichtigen Vorschlägen des Normenkontroll-
rats muss das Once-Only-Prinzip gerade auch bei statistischen 
Anfragen verschiedenster Ämter gelten. 

Um die Unternehmen weiter liquide zu halten, brauchen wir 
eine deutliche und großzügige Ausweitung der Verlustver-
rechnung. Außerdem müssen die Abschreibungsmöglich-
keiten für Investitionen verbessert werden, um die Liquidität 
in den Unternehmern zu verbessern. Um die Hürden bei In-
vestitionen zu reduzieren, brauchen wir eine Vereinfachung 
von Genehmigungsverfahren. Gerade Baugesuche müssen be-
schleunigt werden. Nicht nur durch die digitale Einreichung und 
Bearbeitung, sondern auch durch praktikable und zumutbare 
Vorschriften – insbesondere beim Brandschutz.

Zentrale Schwerpunkte der Wirtschaftspolitik in den 
kommenden Jahren müssen deshalb auch die Themen 
Forschung und Entwicklung, Innovationsförderung, 
Internationalisierung und Wissenstransfer sein. Die 
Innovationskraft unser Unternehmen muss noch erfolg-
reicher als bisher mobilisiert und gebündelt werden. Wenn 
wir Wirtschaftskraft und Wohlstand in Baden-Württemberg 
erhalten wollen, müssen wir unseren Mittelstand auch dabei 

unterstützen, die Wachstumsfelder der Zukunft selbst-
bewusst und erfolgreich zu besetzen. Dazu gehören digitale 
Technologien, KI, Quantencomputing und Robotik, aber auch 
das Thema Wasserstoff. Damit man in diesem Bereich wirk-
lich vorankommt, müssen alle Themen rund um den Wasser-
stoff in der nächsten Legislaturperiode in die Zuständigkeit 
eines Ministeriums kommen. Zudem müssen Wachstums-
branchen wie Umwelt- und Klimatechnologien, Bioöko-
nomie oder Smart Services als Marktchancen für unseren 
Mittelstand stärker in den Fokus genommen werden.

Bei der Entfesselung des Mittelstands darf die wichtigs-
te Ressource unseres Landes nicht vergessen werden: Die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Wir müssen wei-
ter einen starken Fokus auf die Weiterqualifizierung von 
Arbeitnehmern legen. Die Arbeitswelt ist im Wandel und 
wir dürfen im Transformationsprozess niemand links liegen 
lassen. Die Bundesregierung hat mit der Nationalen Weiter-
bildungsstrategie die Weichen gestellt. Das Land bringt sich 
bereits schlagkräftig mit der Weiterbildungsoffensive ein. 
In diesem Rahmen müssen beispielsweise die als Modell-
projekt von Südwesttextil und Südwestmetall begonnene 
Qualifizierungsverbünde weiter ausgebaut werden, um KMU 
in Netzwerken zusammenzubringen und Qualifizierungs-
maßnahmen gemeinsam durchzuführen. Beschäftigte aller 
Branchen müssen gut auf die Zukunftstechnologien mit 
ihren neuen Arbeitsanforderungen vorbereitet sein. Es muss 
flächendeckende Weiterbildungsangebote geben, um Digi-
tal-, KI- und Softwarekompetenzen zu schaffen und zu ver-
tiefen. Gelingen wird das aber nur, wenn es in diesem Be-
reich zu einem Schulterschluss zwischen den Unternehmen, 
dem Staat und den Beschäftigten kommt.
Wir müssen jetzt runter von der Bremse und wieder durch-
starten. Jetzt geht es darum, den baden-württembergischen 
Mittelstand zu entfesseln – mit der CDU als stärkste Kraft im 
Land und Dr. Susanne Eisenmann als erste Ministerpräsidentin 
in der Geschichte Baden-Württembergs. Packen wir es an!

Fabian Gramling,

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,

www.fabian-gramling.de  

Pressteile
Presswerkzeuge

www.sixt-gmbh.de 

Ihr Partner… von der 
 Entwicklung bis zur Serie.

Sixt GmbH Rudolf-Diesel-Str. 1 · 71106 Magstadt
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Normenkontrollrat schlägt 
Entlastung des Bäckereihand-
werks vor 

Bäckereibetriebe im Land wenden 12,5 
Stunden in der Woche nur für Bürokra tie auf. 
Gerade in Zeiten der Wirtschafts krise ist es 
notwendig, kleine Betriebe von unnötiger 
Bürokratie zu entlasten. Bürokratieabbau ist 
ein kostenloses Konjunkturprogramm. Der 
Normenkontroll rat Baden-Württemberg hat 
mit Unterstützung der KPMG AG und den 
Innungs verbänden des Bäckereihandwerks 
eine repräsentative Befragung durchgeführt 
und der Landesregierung 20 Entlastungsvor-
schläge gemacht. 

Auf Dokumentationspflichten verzichten 
Bäckereibetriebe werden mit Dokumen-
tations pflichten überfrachtet, die z. T. 
formalistisch und überzogen sind. Dies 
gilt vor allem für die Lebensmittel-
kontrolle und den Arbeitsschutz. Eine 
tägliche schriftliche Dokumentation der 
Kühltemperatur ist unnötig, wenn auch 
digitale Anzeigen die Einhaltung der 
Mindesttemperatur sicherstellen. Wenn 
der Bäckermeister nur eine Betriebs-
stätte hat und darin arbeitet, ist nicht 
nachvollziehbar, warum er schriftlich do-
kumentieren muss, dass regelmäßig ge-
reinigt wird. Auch die schriftliche Doku-
mentation der Wareneingangskontrolle 

wird zu Recht kritisiert, da der Bäckerei-
betrieb ja ohnehin den Lieferschein 
unterschreibt und bestätigt, dass die 
Ware einwandfrei angeliefert wurde. Auf 
die Dokumentationspflicht der Arbeits-
zeit sollte verzichtet werden, wenn sie 
bereits im Arbeitsvertrag oder im Dienst-
plan geregelt wird. 

Zahl und Komplexität der Vorschriften 
begrenzen und die Behördensprache 
verständlicher machen 
Die Zahl und Komplexität der einzu-
haltenden Vorschriften ist zu hoch und 
kann von kleinen und mittleren Be-
trieben nicht mehr bewältigt werden. 
Hinzukommt, dass die behördlichen 
Hinweise schwer verständlich sind. Der 
Normenkontrollrat schlägt deshalb eine 
Online-Informationsplattform für das 
Handwerk mit gut verständlichen und 
übersichtlichen Informationen über ein-
zuhaltenden Vorschriften vor. Außerdem 
sollten Verwaltungsbeschäftigte in einer 
verständlichen Behördensprache quali-
fiziert und die Verständlichkeit der Be-
hördensprache Ausbildungsinhalt bei Ju-
risten und an Verwaltungs-Hochschulen 
werden. 

Kleinbetriebsklauseln 
und Bagatellgrenzen 
einführen 
Ursache von Bürokratis-
mus ist häufig, dass Ge-
setze keinen Unterschied 
bei Betriebsgrößen ma-
chen und selbst Kleinst-
beträge den gleichen Re-
geln unterworfen werden. 
Bei der Dokumentations-
pflicht bei der Ge-
fährdungsbeurteilung 
sollte wie bis 2013 eine 
Kleinbetriebsklausel ein-
geführt werden, da der 
Inhaber in derselben Be-
triebsstätte arbeitet und 
so auf die Einhaltung 

des Arbeitsschutzes achten kann. Bei sta-
tistischen Meldepflichten sollte geprüft 
werden, ob kleine Betriebe ausgenommen 
werden können, ohne die Aussagekraft der 
amtlichen Statistik zu beeinflussen. Außer-
dem wird vorgeschlagen, die französischen 
Erfahrungen mit der Bagatellgrenze bei 
der Bonpflicht auszuwerten und ggf. zu 
übernehmen. 

Auf betriebliche Abläufe Rücksicht 
nehmen 
Die Fälligkeit der Sozialversicherungsbei-
träge sollte wieder auf den Folgemonat 
verlegt und bei Statistikpflichten darauf 
geachtet werden, ob es sich um Daten 
handelt, die aus der Betriebssoftware ge-
wonnen werden können, um aufwändige 
Recherchen zu vermeiden.  

Verwaltungsvollzug vereinheitlichen 
Die EU schreibt bei der Lebensmittel-
sicherheit eine Eigenkontrolle der Unter-
nehmen vor. Dies führt im Land zu einer 
völlig unterschiedlichen Verwaltungs-
anwendung. In den meisten Kreisen lässt 
sich die Lebensmittelkontrolle dies stereo-
typ in Form schriftlicher Dokumentationen 
nachweisen, andere verzichten darauf und 
erkennen betriebsspezifische Lösungen an. 

Dr. Gisela Meister-Scheufelen, 

gisela.meister-scheufelen@nkr.bwl.de, 

www.normenkontrollrat-bw.de  

Dr. Gisela Meister-Scheufelen, Vorsitzende des 
Normenkontrollrats Baden-Württemberg

Landespolitik
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Meistergründungsprämie in  
Baden-Württemberg gestartet

Ab sofort können Jung-Meisterinnen und -Meister in Baden-
Württemberg die neue Meistergründungsprämie in Form 
eines Tilgungszuschusses beantragen. Zum Start des Pro-
gramms sagte Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeis-
ter-Kraut: „Wir möchten ein starkes Zeichen setzen und die 
Meisterausbildung noch attraktiver machen. Unsere Meiste-
rinnen und Meister im Land sollen bei ihren Gründungsvor-
haben bestmöglich und frühzeitig unterstützt werden.“

Nach Schätzungen des Instituts für Mittelstandsforschung 
(Bonn) stünden bis zum Jahr 2022 rund 21.000 Betriebe im 
Land zur Übergabe an. „Baden-Württemberg ist traditionell 
mittelständisch geprägt. Von der Fortführung dieser Betriebe 
hängen viele Arbeitsplätze ab. Deshalb wollen wir Meiste-
rinnen und Meister nicht nur bei einer Gründung, sondern 
auch bei einer Unternehmensnachfolge den Rücken stärken. 
Mit der Ausgestaltung der Meistergründungsprämie sichern 
wir so auch das Fortbestehen dieser Betriebe – und damit 
Arbeitsplätze“, so die Ministerin.

Die Gründungsprämie wird als Tilgungszuschuss von bis zu 
10.000 Euro in die bestehenden Finanzhilfen der L-Bank, die 
Startfinanzierung 80 und die Gründungsfinanzierung, auf-

genommen, und damit eine möglichst unbürokratische Ein-
führung und Umsetzung gewährleistet. Die Antragstellung 
erfolgt dabei weiterhin über die Hausbanken.

Die Prämie können Jungmeister beantragen, die sich in Ba-
den-Württemberg selbstständig machen und innerhalb 
von 24 Monaten nach ihrer Meisterprüfung die Darlehens-
förderung nach dem Programm Gründungsfinanzierung bei 
der L-Bank beantragen. Die Meisterinnen und Meister können 
einen Handwerksbetrieb neu gründen, einen bestehenden 
Betrieb übernehmen (zum Beispiel im Rahmen einer Nach-
folgeregelung) oder sich an einem bestehenden Betrieb be-
teiligen. Somit können auch junge Meisterinnen und Meister 
aus anderen Bundesländern von der Förderung profitieren, 
sofern sie sich in Baden-Württemberg selbständig machen.

Für die Förderung der Meistergründungsprämie stehen ins-
gesamt bis zu 1 Million Euro jährlich bereit.

Ministerium für Wirtschaft,  

Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg,

pressestelle@wm.bwl.de, 

www.wm.baden-wuerttemberg.de  

Wirtschaft

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG ▪ 78559 Gosheim

FLACHDACH. FASSADE. 
FANTASTISCH.

Als einer der großen Komplett anbieter in Süddeutschland 
entwickeln wir Superkräft e rundum Neubau, Sanierung und 
Wartung Ihrer Gebäudehülle. Mehr dazu im Internet:

www.gebrueder-rueckert.de



44

Tiefstand im Standortranking:  
Deutschland rutscht im Länderindex Familien-
unternehmen um drei Plätze ab

Deutschland fällt im internationalen Standortwettbewerb 
immer weiter zurück. Im aktuellen Standortvergleich von 21 
Industrienationen ist Deutschland im Vergleich zu 2018 um 
drei Plätze auf Rang 17 abgerutscht. Deutschland erreicht 
die schlechteste Position in der Geschichte des „Länderindex 
Familienunternehmen“. Auf den Spitzenplätzen liegen die USA, 
Großbritannien und die Niederlande.

Deutlich abgeschlagen ist Deutschland beim Standortfaktor 
Steuern. Es mache sich die „Passivität der deutschen Steuer-
politik bemerkbar“, heißt es in der Studie, die im Auftrag der 
Stiftung Familienunternehmen vom ZEW Mannheim erstellt 
wurde. Eine große Stärke des deutschen Standorts sind die 
finanzielle Stabilität von Staat und Privatwirtschaft und die 
damit verbundenen günstigen Finanzierungsbedingungen. Der 
Länderindex ist 2006 das erste Mal erhoben worden. Seitdem 
fiel Deutschland um fünf Plätze zurück. Schlechter hat sich kein 
anderer untersuchter Standort entwickelt.

„Die Ergebnisse müssen aufrütteln“, sagt Professor Rainer Kirch-
dörfer, Vorstand der Stiftung Familienunternehmen. „In den 
vergangenen Jahren haben wir uns sehr stark auf die Verteilung 
des Wohlstands konzentriert. Jetzt kommt es dringend darauf 
an, Deutschland wettbewerbsfähiger zu machen. Der Länder-
index zeigt die Prioritäten klar auf: Wir müssen im Steuerwett-
bewerb wieder Anschluss gewinnen, Energiekosten reduzieren 
und in die unzureichende Infrastruktur investieren.“

Der „Länderindex Familienunternehmen“ untersucht mittels 
objektiv messbarer Daten die wichtigsten Standortfaktoren für 
Familienunternehmen. Es werden dafür sechs Themenfelder in 
den Blick genommen: Steuern; Arbeitskosten, Produktivität, 
Humankapital; Regulierung; Finanzierung; Infrastruktur und In-
stitutionen sowie Energie.

Im Bereich „Steuern“ erzielt Deutschland die schlechtes-
ten Werte und liegt mit Rang 20 auf dem vorletzten Platz in 
der Rangfolge der Industrieländer. Nur Japan schneidet noch 
schlechter ab. Das liegt maßgeblich an den hohen Unter-
nehmenssteuern in Deutschland. Andere Staaten wie die USA, 

Der Länderindex Familienunternehmen

Land Punktwert 2020 Rang 2020 Punktwert 2018 Rang 2018

USA 64,19 1 64,15 2

Ver. Königreich 61,33 2 65,93 1

Niederlande 61,00 3 63,90 3

Kanada 60,49 4 62,76 4

Dänemark 60,42 5 59,36 7

Schweiz 60,25 6 61,55 5

Schweden 58,63 7 60,54 6

Irland 58,48 8 57,53 9

Österreich 57,58 9 56,61 10

Finnland 57,13 10 58,40 8

Tschechien 56,38 11 55,92 11

Polen 51,97 12 53,39 12

Belgien 51,94 13 51,89 13

Ungarn 50,83 14 50,39 15

Portugal 50,11 15 48,73 16

Slowakei 49,65 16 48,63 17

Deutschland 49,36 17 50,97 14

Frankreich 46,17 18 45,84 20

Spanien 45,25 19 45,92 19

Japan 45,18 20 47,78 18

Italien 37,88 21 37,76 21

© Stiftung Familienunternehmen

Wirtschaft
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Frankreich und Belgien haben ihre Wettbewerbsposition durch 
Steuersenkungen verbessert.

In der Kategorie „Arbeitskosten, Produktivität, Humankapital“ 
(Rang 18) weist Deutschland der Studie zufolge „deutliche 
Standortschwächen“ auf. Im Mittelfeld liegt Deutschland in der 
Kategorie „Regulierung“, die unter anderem das Ausmaß an 
Bürokratie im jeweiligen Land bemisst. (Rang 12). Leicht ver-
bessert hat sich Deutschland in der Kategorie „Energie“, liegt 
mit Platz 14 aber unterhalb des Durchschnitts. Hierfür sind 
vor allem die hohen Strompreise verantwortlich. Vorteile bei 
der Stromversorgungssicherheit können das nur bedingt aus-
gleichen. In der Kategorie „Infrastruktur und Institutionen“ 
schneidet Deutschland leicht überdurchschnittlich ab (Rang 8), 
muss aber den stärksten Punktverlust hinnehmen. Vor allem die 
digitale Infrastruktur gilt als unzureichend.

Spitzenwerte erzielt Deutschland in der Kategorie „Finanzie-
rung“. Im Gesamtranking der Kategorie liegt Deutschland klar 
auf Platz 1. Positiv fällt ins Gewicht, dass sowohl die öffentliche 
als auch die private Verschuldung gering sind. Die Schlusslichter 
in der Kategorie bilden die hoch verschuldeten Eurozonen-Süd-
staaten Italien, Portugal, Spanien sowie Frankreich.

Die USA haben sich auf Rang eins des Gesamtrankings vor-
gearbeitet. Verantwortlich ist dafür maßgeblich die 2018 in Kraft 
getretene Steuerreform. Sie sah zum Beispiel eine Absenkung 
der Körperschaftsteuersätze auf Bundesebene von 35 % auf 
21 % vor. Herausragende Ergebnisse haben die USA auch in den 
Bereichen „Regulierung“, „Finanzierung“ und „Energie“.

Auf Platz zwei des Länderindex liegt Großbritannien. Doch die 
Entscheidung für den Brexit rächt sich. Kein anderes Land hat 
einen so starken Punktverlust hinnehmen müssen. Am stärksten 
haben die Brexit-bedingten Unsicherheiten die Bewertungen 
im Bereich „Infrastruktur und Institutionen“ in Mitleidenschaft 
gezogen. Sehr gut allerdings schneidet das Vereinigte König-
reich im Bereich „Arbeitskosten, Produktivität, Humankapital“ 
und „Regulierung“ ab. Dagegen fallen die Ergebnisse in den Be-
reichen „Steuern“ und „Energie“ nur durchschnittlich aus.

Praktisch unverändert ist das sehr schlechte Bild, das Spanien 
und – noch deutlich weiter abgeschlagen – Italien auf den hin-
tersten Plätzen des Rankings abgeben. Der Länderindex zeigt 
auf, welche Schwerpunkte diese Staaten adressieren müssen: 
Dies sind neben der schlechten Infrastruktur vor allem die ge-
ringe Leistungsfähigkeit des Bildungssystems und die Über-
regulierung von Produkt-, Güter- und Arbeitsmärkten. Hier 
drohe eine neue Euro-Schuldenkrise, wenn diese Staaten die 
Chancen der EU-Corona-Hilfen jetzt nicht für eine konsequente 
Reformpolitik nutzen.

Interessant ist der Blick auf die Entwicklung in den vergangenen 
14 Jahren. Die Industrienationen mit der positivsten Ent-
wicklung über den gesamten Zeitraum der Studie hinweg sind 
die Niederlande (+7 Rangplätze), Polen (+6 Plätze) sowie Tsche-
chien und die USA (jeweils +4 Plätze). Am schlechtesten ent-

wickelten sich Deutschland (-5 Plätze), die Schweiz (-3 Plätze) 
sowie Schweden (-3 Plätze).

Die Schwächung des Rechtsstaats besonders in Polen und 
Ungarn schlägt sich in sehr schlechten und weiter sinken-
den Punktwerten auf den Gebieten Korruptionskontrolle und 
Rechtssicherheit nieder. „Der Länderindex Familienunter-
nehmen macht deutlich, dass die Schwächung des Rechtsstaats 
nicht nur ein erhebliches Demokratieproblem ist, sondern letzt-
lich auch dem Ansehen eines Investitionsstandorts Schaden zu-
fügen kann“, sagt Studienautor Prof. Dr. Friedrich Heinemann.

Der Länderindex macht einen enormen Handlungsbedarf aus. 
„Der Länderindex macht deutlich, dass Deutschland hinsicht-
lich der steuerlichen Belastung der Unternehmen inzwischen 
im Vergleich mit den europäischen und amerikanischen Wett-
bewerbern ins Hintertreffen geraten ist“, heißt es in der Studie. 
Kurzfristig sei es geboten, die steuerliche Verlustverrechnung 
auszuweiten, um so die wirtschaftlichen Folgen der Corona-
Krise abzumildern. „Um langfristig aus steuerlicher Sicht wett-
bewerbsfähig zu bleiben, wird eine umfassende Steuerreform 
Deutschlands unerlässlich sein.“

Andre Tauber, 

tauber@familienunternehmen.de, 

www.familienunternehmen.de  
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Sprit aus Strom statt Batteriepower:  
Retten Green Fuels die Verkehrswende? 

SPOTLIGHT Energiewende. Richtig. Machen - Fokus 2020: 
Grüner Wasserstoff - das Öl von Morgen
So lautete das Thema des am 27.11.2020 stattgefundenen 
Online-Talks „Pfeiffer fragt“, an dem aufgrund Einhaltung der  
Corona-bedingten Hygienemaßnahmen nur wenige Gäste vor 
Ort live dabei sein durften. 

Live vor Ort – in den Räumlichkeiten der IHK Stuttgart - bzw. 
virtuell zugeschaltet, stellten sich hochkarätige Gäste wie Dr. 
Stefan Kaufmann MdB, Dr. Jörg Reichert (GF Energiedienst Hol-
ding), Staatssekretär Steffen Bilger MdB, Dr. Hans-U. Rülke MdL 
(FDP), Dr. Christoph von Knobelsdorff (GF NOW), Jorgo Chatzi-
markakis (Generalsekretär Hydrogen Europe) sowie Werner Di-
wald (Vorstandsvorsitzender DWV) den Fragen des Gastgebers 
und Moderators Jürgen Pfeiffer. 

Der drittgrößte Erzeuger von Treibhausgasen in Deutschland 
ist der Verkehrssektor. Zwar plant die Bundesregierung, den 

CO2-Ausstoß in diesem Sektor bis 2030 um mindestens 40 % 
zu reduzieren. Die nationale Plattform Zukunft der Mobilität 
(NPM) sagt in ihrem Zwischenbericht sogar: Mit den bisher be-
schlossenen Maßnahmen fehlt mit rund 50 Millionen Tonnen 
CO2 die Hälfte der Power zum Erreichen der Ziele. Die von 
der Bundesregierung eingesetzte Expertengruppe fordert ein 
energisches Umsteuern. Selbst ein Bestand von zehn Millionen 
elektrifizierter Pkw im Jahr 2030 bringe nur eine Minderung um 
13 Millionen Tonnen CO2. 
Eine konkret gangbare Alternative: Synthetische Treibstoffe, 
hergestellt aus Grünstrom und zugeführtem Kohlenstoffdioxid. 
Deren Einsatz kann ökologisch schneller als die komplette Er-
neuerung von Fahrzeugen und Infrastruktur wirken: Bestehende 
Tankstellen lassen sich weiternutzen, und die CO2-Emissio-
nen eines Diesel-Pkw sinken auf einen Schlag um 65 %. Die 
Umweltbelastung ließe sich also umgehend mindern, immer-
hin fahren auf deutschen Straßen rund 46 Millionen Autos mit 
Verbrennungsmotor. 

(Von links) Dr. Hans-Ulrich Rülke MdL (FDP), Dr. Stefan Kaufmann MdB (CDU), Jürgen Pfeiffer, Dr. Jörg Reichert (Vorsitzender der Geschäftsleitung, 
Energiedienst Holding AG)

Wirtschaft
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Doch die Bundesregierung ist zögerlich: Green Fuels werden 
lediglich für Flugzeuge, Schiffe und Teile des Güterverkehrs in 
Erwägung gezogen, nicht aber für Autos. Andere Länder sind da 
schon weiter. In EU-Ländern wie den Niederlanden, Finnland, 
Schweden, Italien, Österreich, Spanien, Litauen und Dänemark 
gibt es bereits die Zulassung. 

Wie hoch wird der politische Preis für fossile Brennstoffe sein? 
Wo lassen sich Green Fuels am sinnvollsten einsetzen? Wie lange 
dürfen wir noch an Verbrennungsmotoren und der gewohnten 
Infrastruktur festhalten? Und in welchem Bereich des Verkehrs-
sektors sind synthetische Treibstoffe besser als Elektromobili-
tät, weil sie hilft, die Arbeitsplätze in der gesamten Automobil-
industrie zu sichern? 
Kurz: Sprit aus Strom statt Batteriepower - retten Green Fuels 
die Verkehrswende?

Dr. Kaufmann berichtet, dass das Land zukünftig Leitanbieter für 
den Export werden möchte. Er sehe großen Nachholbedarf in der 
E-Mobilität. Eine Unterstützung durch Grünen Wasserstoff im Ver-
kehr und die Einführung eines sogenannten Technologiemixes ist 
unabdingbar. In diesen Aussagen sind sich Reichert und Dr. Kauf-
mann einig. Dr. Phil. Hans-Ullrich Rülke sieht dieses Thema als eine 
veritable Herausforderung des 21. Jahrhunderts, sprich die indus-
trielle Stärke und Erhaltung der Arbeitsplätze in Verbindung mit 
dem Klimaschutz. Seiner Meinung nach sei der Verbrennungsmotor 
die nächsten Jahrzehnte noch zu erhalten. Er bestreitet (in diesem 
Punkt waren sich alle Anwesenden einig), dass die E-Mobilität klima-
neutral sei. Hier nennt er beispielsweise den eingekauften Strom für 
die Batterieproduktion aus polnischen Braunkohlewerken.

Zusammenfassend kann man sagen, dass breiter Konsens unter 
den Teilnehmern aus Politik, Wirtschaft und Verbänden dahin-
gehend bestand, dass der Weg bei der individuellen Mobilität 
hin zum (batterie-)betriebenen Pkw unaufhaltsam ist. 

Doch es ist nicht der einzige Weg zur Klimaneutralität des 
Verkehrssektors bis 2050. Für die ÖPNV, kommunale Ver-

kehre sowie den Bereich Logistik mit Schienen-, Schiffs- und 
Luftverkehr wird Grüner Wasserstoff das Mittel für eine de-
fossilisierte Zukunft unserer Gesellschaft sein. Bis dahin wer-
den noch viele Jahre lang Verbrennungsmotoren mit syntheti-
schen, CO2-reduzierten und damit grüneren Treibstoffen auf 
Basis von Wasserstoff die Brücke dahin sein müssen, damit 
möglichst viele Arbeitsplätze in der Automobilbranche er-
halten und trotzdem die Klimaziele erreicht werden.

Bei Interesse finden Sie den kompletten Talk auf der Webseite 
www.derpfeiffer.de/mediathek. 

Quelle: Pressemitteilung, Livestream Pfeiffer fragt.

Angelika Harm,

harm@mit-lvbw.de  

„Pfeiffer fragt“ live vor Ort in Stuttgart
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Advertorial

Mit Kupfer Viren und Bakterien bekämpfen!

Schon lange ist bekannt, dass Kupfer auf 
alle Mikroorganismen toxisch wirkt. Das 
heißt, kommen Viren oder Bakterien mit 
Kupfer in Berührung, werden diese un-
mittelbar zerstört und inaktiv. Kupfer zer-
stört nicht nur die Zellwand, sondern auch 
den Genstrang – eine Reproduktion oder 
Mutation ist ausgeschlossen. So sind z. B. 
Türgriffe in italienischen Krankenhäusern 
häufig aus Kupfer. Und auch beim Geld 
sind wir relativ gut geschützt, alle Euro-
Münzen sind aus Kupferlegierungen.
Axel Ueberschär, Inhaber vom Büroein-
richtungshaus „Ueberschär Ihr Büro“ in 
Stuttgart, bietet zur Bekämpfung der 
Pandemie einzigartige Gesichtsmasken 
und Luftreiniger mit einem neuartigen 
Kupfergewebe an, das Viren und Bakte-
rien unmittelbar zerstört. 

Das Coronavirus mit einer Größe von ca. 
0,15 μm verbreitet sich bevorzugt über 
Aerosole, die beim Ausatmen, Sprechen, 
Singen, Husten und Niesen entstehen und 
belasten damit die Luft. In geschlossenen 
Räumen steigt die Konzentration mit Aero-
solen schnell an, deshalb sollen die Räume 
regelmäßig gelüftet werden.
Normale Gesichts- oder FFP2-Masken 
können die entstandenen Aerosole fil-
tern, leisten aber keinen weiteren Beitrag 
zur Risikominimierung. Das bedeutet, die 
Masken werden schon nach kurzer Trage-
zeit zunehmend mit Viren und Bakterien 
kontaminiert. Deshalb sollten Masken 
auch nicht angefasst und nach Gebrauch 
vernichtet werden. 

Ueberschär hat ein neuartiges Kupfer-
gewebe entwickelt, das in die mehr-
schichtige Coppa-Protect-Maske ein-
gearbeitet ist. Das Kupfergewebe 
ergänzt die konventionelle Filter-
wirkung um eine aktive, antivirale 
und antibakterielle Komponente. Die 
von Ueberschär patentierte Gewebe-
beschichtung aus Halbedel-Metall zer-
stört Viren und Bakterien. Dies hat das 
Institut Hohenstein in Bönnigheim mit 
insgesamt 4 Zertifikaten entsprechend 
DIN EN ISO 20743 und ISO 13767 nach-
gewiesen. Eine schädigende Wirkung 
auf den Menschen geht von dem 
Metallbelag auf der eingebetteten spe-
ziellen Gewebeschicht nicht aus. Die 

Coppa-Protect-Masken können mehr-
fach genutzt und sogar gewaschen 
werden.
Zur Luftreinhaltung in Räumen hat Ue-
berschär den Luftreiniger Coppa One 
entwickelt. Auch hier zerstört das Kupfer-
gewebe die Viren und Bakterien unmittel-
bar. Der Luftreiniger Coppa One reinigt 
bis zu 190 m³ Luft pro Stunde, das reicht 
für Räume bis 60 qm. Das Kupfergewebe 
und der eingebaute Synthetik Filter sor-
gen für saubere und virenfreie Atemluft. 
Alle Produkte sind 100 % made in 
Germany!

Weitere Informationen unter  

www.ueberschaer.de 

Advertorial
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Jeder dritte Mittelständler erwartet infolge 
der Corona-Krise Rückzug aus globalen  
Wertschöpfungsketten

Die Corona-Pandemie hat die Weltwirt-
schaft hart getroffen und den inter-
nationalen Handel einbrechen lassen. Als 
Teil globaler Wertschöpfungsketten ist 
auch der deutsche Mittelstand von Nach-
fragerückgängen und Produktionsunter-
brechungen im Ausland betroffen. Die 
Krisenerfahrungen veranlassen Unter-
nehmen, ihre Absatz- und Beschaffungs-
strategien zu überprüfen und anzu-
passen. Jeder dritte Mittelständler (32 %) 
erwartet, dass sich viele Unternehmen 
infolge der Corona-Krise aus globalen 
Wertschöpfungsketten zurückziehen 
werden. Von den kleinen und mittleren 
Unternehmen, die selbst von gestörten 
Lieferketten betroffen sind, geht sogar 
jedes zweite von einer stärkeren Regio-
nalisierung der Produktion oder Dienst-
leistungserstellung aus. Dies zeigen die 
repräsentativen Ergebnisse einer aktuel-
len Sonderbefragung von mehr als 2.000 
mittelständischen Unternehmen durch 
KfW Research.

Rund ein Viertel aller Mittelständler er-
wartet dagegen nicht, dass globale Wert-
schöpfungsketten infolge der Corona-Kri-
se an Bedeutung verlieren. Darin spiegelt 
sich die Überzeugung, dass die Vorteile 

der internationalen Arbeitsteilung auch 
weiterhin fortbestehen und eine zu starke 
Fokussierung auf nationale oder europäi-
sche Wertschöpfungsketten die Anfällig-
keit für regionale Schocks erhöht.

Wird der internationale Handel er-
schwert, reduziert sich die Möglichkeit, 
länderspezifische Risiken zu diversi-
fizieren. So sind globale Rezessionen 
selten, während sich weltweit nahezu 
immer ein Land gerade in einem Kon-
junkturtief befindet. Doch schon vor der 
Corona-Krise hatte die Globalisierung 
an Dynamik verloren. Diese Entwicklung 
könnte sich durch die Betonung nationa-
ler Interessen seitens politischer Akteu-
re in vielen Staaten als Reaktion auf die 
globale Rezession weiter verstärken. Im 
deutschen Mittelstand rechnen 38 % mit 
mehr staatlichem Protektionismus und 
Abschottung infolge der Corona-Pan-
demie. Etwa jedes vierte Unternehmen 
zeigt sich dagegen optimistisch und 
rechnet langfristig nicht mit einer Ver-
schlechterung der Handelsbedingungen 
durch die Corona-Krise.

„Unternehmen, die sich auf nur weni-
ge Märkte konzentrieren können oder 

müssen, sind besonders verwundbar,“ so 
KfW-Chefvolkswirtin Fritzi Köhler-Geib. 
„Mittelständler sind daher gut beraten, 
neue Absatz- und Beschaffungsmärkte 
zu erschließen.“ Mehr als die Hälfte der 
exportierenden kleinen und mittleren 
Unternehmen in Deutschland sei in nicht 
mehr als zwei Zielregionen aktiv.

Eine höhere Widerstandsfähigkeit 
gegen  über zukünftigen Schocks müs-
sen sich Unternehmen jedoch auch 
leisten können. Bei hohem Wett-
bewerbsdruck können die zu er-
wartenden kurzfristigen Effizienzver-
luste Unternehmen davon abhalten, 
ihre Wertschöpfungsketten umzu-
bauen. Nachdem Unternehmen sich 
in der Coronakrise verschuldet haben, 
um Liquiditätsengpässe zu über-
brücken, kann zudem für sie der Zu-
gang zu finanziellen Mitteln erschwert 
sein, die sie für den Umbau von Liefer-
beziehungen oder die Erschließung 
neuer Absatzmärkte benötigen. „Neue 
digitale Technologien erleichtern die 
Einbindung in globale Wertschöpfungs-
ketten und können Unternehmen hel-
fen, besser mit Risiken in ihren Liefer-
beziehungen umzugehen. Damit fällt 
die Entscheidung für mehr Resilienz 
leichter und der Mittelstand ist für die 
nächste Krise besser gerüstet,“ sagt 
KfW-Chefvolkswirtin Fritzi Köhler-Geib.

Die aktuelle Analyse von KfW Research 
ist abrufbar unter 
https://www.kfw.de/PDF/Download-
Center/Konzernthemen/Research/PDF-
Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/
Fokus-2020/Fokus-Nr.-309-Dezember-
2020-Aussenwirtschaft.pdf

KfW Bankengruppe,

research@kfw.de,

www.kfw.de  

Wirtschaft
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Wie begegnen wir dem Fach-
kräftemangel?

Motivation und Mut - zwei Worte, die 
zusammengehören. In einer Zeit wie 
dieser, die von sinkenden Absatzzahlen, 
Kurzarbeit, Umsatzeinbrüchen, Verlust 
von Aufträgen und Arbeitsplätzen, aber 
auch Insolvenzen geprägt ist, inmitten 
eines Transformationsprozesses und 
einer Krise, haben wir gerade jetzt die 
Möglichkeit oder sogar die Pflicht, uns 
für Neues und Erneuerungen zu öffnen 
und uns inspirieren zu lassen. Gewohnte 
Denkmuster und alte Gewohnheiten zu 
überdenken, vielleicht sogar über Bord 
zu werfen. Neue Wege zu kreieren und 
vor allem aber diese auch zu gehen.

Vertrauen und Weitblick ermöglichen erst 
Innovation, sind wichtige Säulen im Um-
gang mit der neuen Generation von Fach-
kräften, da diese häufig eine neue und 
objektivere Sichtweise für verschiedene 
teils festgefahrene Abläufe und Struktu-
ren mitbringen. Wenn diese in der inter-
nen Unternehmenskommunikation z. B. 
in regelmäßigen Jour-fixe-Terminen mit 
eingebunden werden und Supervisionen 
mit den bisherigen Erfahrungswerten zu-
sammengeführt werden, können weitere 
Optimierungsprozesse herbeigeführt 
werden.

Unsere tägliche Erfahrung zum Thema 
„Fachkräfte“ zeigt, dass die Erwartungs-

haltung, die Ansprüche und An-
forderungen der Unternehmen stark zu-
genommen haben im Zuge des globalen 
Wettbewerbes. Hier müssen die Unter-
nehmen die Bewerber abholen, damit 
keine Widersprüche entstehen in der Er-
wartungshaltung der Unternehmen. Wie 
führen wir also die Fachkräfte und Unter-
nehmen zusammen?

Veränderungsprozesse
Einen wesentlichen Faktor gibt es hier auf 
der Bewerberseite zu berücksichtigen. 
Bewerber und neue Mitarbeiter müssen 
sich auf jeden Fall darauf einstellen, dass 
die Anforderungen seitens der Unter-
nehmen an die Leistungsbereitschaft und 
Disziplin der Bewerber und Mitarbeiter 
im Zuge des globalen Wettbewerbs ext-
rem gestiegen sind.
Hier muss dringend schon frühzeitig, 
bereits in der Ausbildung oder im Stu-
dium, schon bei der Vorbereitung auf 
das Arbeitsleben darauf hingearbeitet 
bzw. trainiert werden. Viele Ab-
solventen sind mit den Anforderungen, 
welche an sie gestellt werden, zu schnell 
überfordert. Hier spielt auch der ge-
sellschaftliche Wandel eine große Rolle. 
Diese auffällige Form der Veränderung 
ist nicht wirklich förderlich für die Wirt-
schaft. Hier ist auch die Politik in der 
Pflicht, diesen Prozess konstruktiv und 

produktiv z. B. in Form von bestimmten 
Rahmenbedingungen zu unterstützen.

Schlüsselqualifikationen und 
Auswahlprozess
In Beratungsgesprächen und Bewerbungs-
prozessen sollten beide Seiten für-
einander sensibilisiert werden, sowohl 
die Unternehmen als auch die Bewerber. 
So können die jeweiligen Anforderungs-
profile der Unternehmen mit denen 
der Bewerber, sprich: die Schlüssel-
qualifikationen, in Trainings und Mat-
chings individuell herausgearbeitet und 
zusammengeführt werden.

Im weiteren Schritt können nach Bedarf 
Messungen und Analysen durchgeführt 
werden, nach denen die jeweiligen Para-

Marko König, Geschäftsführer der Königs Acade-
my, Berater, Fachexperte und zertifizierter Coach 
sowie Initiator des Round Table für Digitalisierung 
und Automatisierung an der Hochschule für Tech-
nik und Wirtschaft in Karlsruhe

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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meter und Skills eruiert werden für einen 
nahezu passgenauen Findungsprozess. 
Dies bedeutet einen erheblichen Vor-
teil für die Unternehmen und Bewerber 
gleichermaßen in deren Auswahlprozess.

Berufliche Weiterbildungen und Quali-
fizierungen sind das A & O
Einer der wichtigsten Aspekte und Vor-
teile sind die permanente Weiterbildung 
und die Möglichkeiten von Quali-
fizierungskursen, insbesondere durch die 
Angebote über die Agentur für Arbeit 
und das Jobcenter. Hier haben die Unter-
nehmen direkt die Möglichkeit, ihre 
eigenen Mitarbeiter (z. B. über das Quali-
fizierungschancengesetz) oder potenziel-
le neue Mitarbeiter/Bewerber über die 
Agentur für Arbeit oder das Jobcenter in 
einer Vielzahl von Schulungsangeboten 
weiterbilden bzw. qualifizieren zu lassen. 

Unterstützung und finanzielle 
Zuschüsse 
Ein sehr interessantes und attraktives 
Instrument stellen für die Unternehmen 
die verschiedenen Eingliederungs-
zuschüsse bei Neueinstellungen dar, 
wie zum Beispiel der Eingliederungs-
zuschuss (EGZ) oder die 16e-Förderung 
über die Jobcenter. Hier sind Lohn-
zuschüsse für den Arbeitgeber von 50 % 
bis zu 75 % und mehr möglich. 

Unternehmenscoach als wirksame 
Hilfe
Eine wirksame Hilfe für die Unter-
nehmen stellt die Unterstützung eines 
unabhängigen Unternehmenscoachs 
dar. Er bringt von außen eine objektive 

Betrachtungsweise in das Unternehmen 
und dessen aktuellen Zustand. Er erstellt 
eine Momentaufnahme in engmaschiger 
Vernetzung und Absprache mit der Ge-
schäftsführung und den verschiedenen 
Leitungsebenen. Er reflektiert die 
Gesamtsituation, die der Mitarbeiter, 
der verschiedenen Abteilungen, des 
Work- und Health Flow und gewinnt da-
durch ein Stimmungsbarometer, wert-
volle Erkenntnisse, welche dann mit dem 
gesamten Unternehmen, der Geschäfts-
führung und Belegschaft gemeinsam op-
timiert werden können.

Das bedeutet, dass über diese ein-
geleiteten Prozesse die interne Unter-
nehmenskommunikation und somit das 
Verständnis zwischen Mitarbeiter, Unter-
nehmen und den Kunden wieder ver-
bessert werden. Hierbei entsteht eine 
neue Dynamik, welche durch die herbei-
geführte Arbeitsprozessoptimierung auch 
zu einer Gewinnoptimierung führen kann.
Auffällig ist, dass viele Unternehmen 
im Laufe der Zeit den Fokus zu sehr auf 
die Außenwirkung ihres Unternehmens 
ausrichten und dadurch das eigentliche 
Fundament, die interne Unternehmens-
kommunikation, vernachlässigen. Das 
führt zu Frustration in der Belegschaft, 
welche der Motor eines jeden Unter-
nehmens darstellt.

Gemeinsam stark und erfolgreich
Durch die richtige Personalauswahl und 
Besetzung der Stellen können im Vor-
feld bereits potenziell entstehende Kos-
ten durch Personalausfall aufgrund von 
Krankmeldung vermieden werden. Ge-

rade in Krisenzeiten entsteht meist ein 
erhöhter Stresslevel durch eine Arbeits-
verdichtung. Diese Situation führt in der 
Regel zu einem erhöhten Arbeitsaus-
fall. Die Mitarbeiter werden krank oder 
„feiern“ krank. Hier besteht die große 
Gefahr, dass die Aufträge nicht mehr 
termingerecht durchgeführt werden, 
die internen Beschwerden und vor allem 
die der Kunden zunehmen. Dies kann im 
Worst Case bis zu Regressforderungen 
und einem erheblichen Reputations-
schaden führen.

Anstehende Veränderungsprozesse soll-
te man niemals im Alleingang, sondern 
in der Gemeinschaft und im Team ge-
stalten. Dafür sollte die interne Unter-
nehmenskommunikation klar und ver-
nünftig durchgeführt werden. Denn 
Veränderung ist nicht immer einfach 
und kann ausdrücklich nur funktionieren, 
wenn man sie versteht, den Nutzen und 
die Notwendigkeit erkennt. Nur wer die 
notwendige Wertschätzung entgegen-
bringt, seine Belegschaft und sein Team 
mit einbindet, wird erfolgreich sein. Im 
Idealfall sollte man einen Unternehmens-
coach zur optimalen Unterstützung und 
Abwicklung einbinden.

Lassen Sie uns kooperieren statt kon-
kurrieren, denn nur gemeinsam sind wir 
stark und können die uns bevorstehenden 
Herausforderungen meistern! Lassen Sie 
uns noch heute damit beginnen!

Marko König,

marko@markokoenig.de,

www.koenigs-academy.de  
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Starke Start-up-Avantgarde 
aus Baden-Württemberg ist 
bundesweit führend

Im Dezember wurde der Healthcare  
Movers 2020 Baden-Württemberg 
Report der Öffentlichkeit vorgestellt.
Unternehmen der Medizintechnik-Bran-
che haben in Baden-Württemberg eine 
sehr lange und äußerst erfolgreiche 
Tradition. Damit gehören sie zu den 
Stützen unseres Wirtschaftsstandorts. 
Ob diese Unternehmen allerdings ange-
sichts der digitalen Herausforderungen 
auch künftig prosperierend sein kön-
nen, untersuchte der Healthcare Movers 
2020 Report. Der HCM Report bildet 
die derzeitige Innovationskraft Baden-
Württembergischer Unternehmen in der 
Gesundheitswirtschaft ab. Hierbei stellt 
sich die Frage, wie gut gelingt es Unter-
nehmen, zukunftsweisende, weil digitale 
Technologien zu nutzen, um agil und Ver-
sorgungssektoren übergreifende Daten 
zu nutzen. Im Ergebnis identifiziert der 
Report die Top-Unternehmen, die als 
„Healthcare Movers“ (HCM)“ die Wett-
bewerbsstärke in der Digitalisierung am 
Innovationsstandort Baden-Württem-
berg maßgeblich prägen.

Dazu wurden bundesweit 715 und inter-
national 2.204 Unternehmen erfasst, 
die den digitalen Wandel in der Gesund-
heitsindustrie vorantreiben. Es wurden 
dabei nur Unternehmen betrachtet, die 
im Rahmen ihrer Geschäftsprozesse aus-
schließlich gesundheitsrelevante Daten 
erheben.
Von in Baden-Württemberg 1.164 er-
fassten Unternehmen gehören allerdings 
lediglich 20 % zu den Healthcare Movers. 
80 % der Unternehmen sind der Gruppe 
der Traditionalisten zuzuordnen: was be-
deutet, dass diese Unternehmen digitale 
Ansätze primär für die jeweiligen inter-
nen Fertigungs-, Qualitäts- und Dienst-
leistungsprozesse nutzen. Die HCM-
Unternehmen haben in den Bereichen 
Radiologie, Neurologie, Kardiologie und 
Onkologie weltweit eine Spitzenposition. 
In Bereichen wie der vor- und nach-

stationären Betreuung, der Prävention, 
der Rehabilitation und der Adhärenz sind 
sie derzeit international bedeutungslos. 
Genau diese Geschäftsfelder nehmen 
aber weltweit rasant an Bedeutung zu 
und erfordern in Zukunft agile, sektoren-
übergreifende Geschäftsmodelle.

Klaus H. Kober, stv. Co-Vorsitzender der MIT 
Gesundheitskommission sowie Partner der Health-
care Shapers

Baden-Württembergs HCMs prägen die Innovationskraft Deutschlands

Wirtschaft
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Was Politik dazu leisten kann und muss 
Agile Geschäftsmodelle, disruptive 
Technologien und Behandlungsmethoden 
bestimmen weltweit zunehmend die 
Versorgungssituation rund um den Pa-
tienten. Die Politik muss den in diesem 
Umfeld tätigen Unternehmen Zugang zu 
den für sie wichtigen Daten aus der Be-
handlung und Versorgung geben. Hier-
zu ist in einem ersten Schritt eine ge-
meinsame Strategie von Wirtschaft und 
politisch Verantwortlichen zu entwickeln 
und umzusetzen. Genau hierfür muss 
sich die Mittelstands- und Wirtschafts-
union konkret einsetzen! Dieses für unse-
re Wirtschaft extrem wichtige Feld der 
Datennutzung muss entsprechend offen-
siv angegangen, gefördert und geregelt 
werden. Die Erfahrungen der Vergangen-
heit belegen, dass die Förderung der 
Spitzenmedizin seit den 1980er Jahren 
im Zusammenspiel Universitäten, Indus-

trie und Krankenhaus bis heute eine ma-
ximale Wirksamkeit im internationalen 
Wettbewerb entfalten konnte – dies gilt 
es auch in Bezug zu gesamtheitlichen, 
integrierten Digitalisierungsansätzen 
im Gesundheitswesen gezielt auf-/
auszubauen, zumal sich international 
„digitale Supercluster“ diesem Thema 
bereits federführend annehmen. Die 
Diskussion darf deshalb nicht länger 
den Oberbedenkenträgern überlassen 
werden. Ein Desaster wie bei der elekt-
ronischen Krankenkassenkarte hätte un-
weigerlich zur Folge, dass wir zum einen 
unsere Spitzenposition in vielen Markt-
segmenten verlieren. Die im HCM-Report 
aufgeführten „Traditionalisten“ müssen 
dann ernsthaft um ihre Zukunft bangen, 
sofern ihr Produktportfolio durch digi-
tale Interoperabilität zunehmend unter 
Druck gerät.

Quelle: Beatus Hofrichter, Dr. Ursula Kra-
mer: “Healthcare Movers 2020 – Baden-
Württemberg Report: Making hidden 
digital champions in Healthcare visible”. 
ConCeplus, Weggis, Schweiz. 05. Novem-
ber 2020.

Klaus H. Kober,

kkober@kober-management.com,

www.kober-management.com,

www.healthcareshapers.com   
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Altersvorsorge im Zeitalter 
niedriger Zinsen und der 
Corona-Pandemie

Laut dem Freiburger Rentenexperten 
Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen wer-
den „die Rentenbeiträge über kurz 
oder lang auf ein Fünftel des Brutto-
gehaltes gedeckelt werden müssen“. 
Das wiederum würde bedeuten, dass 
das Rentenniveau auf unter 40 % fällt. 
Dadurch wird bei zukünftigen Rent-
nern eine Versorgungslücke von 20 bis 
40 % erwartet. Ursache ist zum einen 
die Nachhaltigkeitslücke der gesetz-
lichen Rentenversicherung, zum an-
deren verringern die Corona-Pande-
mie und der dadurch entstehende 
Schuldenberg den Handlungsspiel-
raum des Bundeshaushalts.

Massive Staatsschulden
Die Staatsschulden lagen vor der 
Corona-Pandemie bei ca. 60 % des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP), allei-
ne durch die Unterstützungsmaß-
nahmen werden diese auf bis zu 80 % 
ansteigen. Wir sprechen hier aber nur 
von der durch Schuldverschreibungen 
verbrieften Staatsschuld. 
Die Staatsschulden sind jedoch durch 
absehbare Finanzierungslücken in der 
Kranken-, Pflege- oder auch Arbeits-
losenversicherung um ein Wesent-
liches höher. Das Problem ist nicht 
neu. Schon 2005, noch vor der Finanz-

krise, sagte Horst Köhler (Bundes-
präsident a. D. und Banker): „Der ak-
tuelle Schuldenstand (1,4 Billionen 
Euro) und die Anwartschaften (5,7 Bil-
lionen Euro) belaufen sich auf ins-
gesamt 7,1 Billionen Euro.“

Doch was bedeutet das jetzt für den 
zukünftigen Rentner?
Die gesetzliche Rentenversicherung 
wird den Lebensstandard zukünftiger 
Rentner noch weniger sichern kön-
nen als vorher. Dadurch ist es noch 
mehr die Aufgabe jedes Einzelnen, die 
Altersvorsorge selbst in die Hand zu 
nehmen - und das in Zeiten niedriger 
Zinsen. 

Die private Altersvorsorge wird somit 
immer wichtiger. Es ist Aufgabe der 
Politik, den Rahmen für eine private 
Vorsorge weiterzuentwickeln. Auf-
grund der niedrigen Zinsen sollte 
jedem der Aufbau der Altersvorsorge 
über einen erleichterten Zugang zu 
den Kapitalmärkten ermöglicht wer-
den. Aktuell werden aber leider nur 
renditeschwache und teure Produk-
te wie Riester in der privaten Alters-
vorsorge oder Direktversicherungen 
in der betrieblichen Altersvorsorge 
gefördert. Hier sollte die Politik den 

Rahmen schaffen, um auch direkt mit 
kostengünstigen Indexfonds/ETFs 
ohne Versicherungsmantel eine ge-
förderte Altersvorsorge aufbauen zu 
können. 

Idee der Basisdepot-Vorsorge
Der Bund der Versicherten e. V. (BdV) 
brachte dazu einen exzellenten Vor-
schlag ein. Dieser wurde von einem 
Spezialistenteam aus Vertreter/-innen 
der Deutschen Rentenversicherung 
Baden-Württemberg, Ökotest und 
dem BdV entwickelt. Die Idee der 
Basisdepot-Vorsorge sieht keine 
Zwangsverrentung vor, die heute noch 
bei Riester- und Rürup-Renten vor-
geschrieben ist. Die Basisdepot-Vor-
sorge ist – vergleichbar mit einem 
Wertpapierdepot – ein Konto zur Ver-
wahrung und Verwaltung von Gut-
haben. Grundsätzlich kann so jedes 
sparfähige Finanzprodukt als Basis-
depot-Vorsorge verwahrt werden. Bis 
zum Rentenbeginn können in die Spar-
beiträge wie bei Riester- oder Rürup 
gefördert, aber nicht entnommen 
werden. Ab dem Rentenbezugsalter 
können Gelder dann als regelmäßige 
Rente, als Entnahmeplan, einmalig 
als Summe oder auch unregelmäßig 
entnommen werden. Kapital, das 
nach dem Tod vorhanden ist, kann 
vererbt werden. Bei so einem Basis-
depot könnten dann auch kosten-
günstige Indexfonds eingesetzt wer-
den und man benötigt keine teuren 
Versicherungen. 

Lothar Eller, Geschäftsführer der Eller  
Consulting GmbH
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Basisdepot schon heute in der be-
trieblichen Altersvorsorge möglich
Ein solches Basisdepot ist in der be-
trieblichen Altersvorsorge bereits 
heute möglich. Hier erfolgt die so-
genannte Rückdeckung (Geldanlage) 
nicht in Form einer Versicherung, 
sondern mit einem breit gestreuten 
Investmentfondsdepot. Es können 
laufende Sparbeträge wie auch Tan-
tiemen einbezahlt werden. Die laufen-
den Einzahlungen lassen sich steuer-
lich unbegrenzt direkt vom Brutto 
bezahlen. Es findet die sogenannte 
nachgelagerte Besteuerung statt. In 
der Auszahlungsphase können ein Ein-
malkapital, Ratenzahlung oder Rente 
gewählt werden.   

Fazit: 
Dass es sinnvoll ist, für die private 
Altersvorsorge sein Vermögen in Pro-
dukte des Kapitalmarkts anzulegen, 
ist aufgrund der niedrigen Zinsen und 
der möglichen Gefahren wegen ge-

ringerer Leistungen aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung nicht mehr 
von der Hand zu weisen. Neben den 
bestehenden Möglichkeiten soll-
te die Politik die nötigen Rahmen-
bedingungen schaffen, um auch 
attraktive und kostengünstige Lösun-
gen ohne Garantien wählen zu kön-
nen. Aus vielen Studien und am Bei-
spiel des norwegischen Staatsfonds 
geht hervor, dass die Beteiligung an 
Produktivkapital in Form von Aktien-
fonds eine sinnvolle und zeitgemäße 
Art der Altersvorsorge darstellen.  

Lothar Eller,

info@ellerconsulting.de,

www.ellerconsulting.de  
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Seit 70 Jahren verlassen Falzmaschinen in 
Spitzenqualität unser Hause GUK in Wellendin-
gen. Wir sind spezialisiert auf Anlagen für 
Kleinfalzungen, die jeder als Packungsbeilage 
kennt. Über Jahrzehnte wurde die Leistung und 
Einfachheit dieser Anlagen optimiert. Und nach 
wie vor konzentrieren wir uns mit Leidenschaft 
auf den Kunden und seine Bedürfnisse. Erleben 
Sie die Kunst des Falzens bei GUK.

www.guk-falzmaschinen.com

Papierkünstler.
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Advertorial

Immobilien & Projektentwicklung

Über kurz oder LANG – Innovationen in der 
Stadtentwicklung sind gefragt

Das alltägliche Leben, die Arbeits-
weise und das Mobilitätsverhalten der 
Menschen haben sich durch die Aus-
breitung des Coronavirus innerhalb 
weniger Wochen grundlegend ver-
ändert. Nicht nur das Gesundheits- und 
Wirtschaftssystem muss damit zurecht-
kommen und neue Lösungswege aus 
der Krisensituation finden.
Auch Städte und Kommunen stellen 
diese Entwicklungen vor bisher un-
bekannte Herausforderungen. Was be-
deutet das für die Städte der Zukunft, 
und welche Erkenntnisse und Chancen 
ergeben sich dadurch für die moderne 
Stadtentwicklung? 

Auf jeden Fall ist ein „nicht weiter so“ 
das Gebot der Stunde auch in der 
Stadtentwicklung. Der Frage nach 
mittel- und langfristigen Lehren und 
Schlussfolgerungen aus dieser Krise 

sollte intensiv nachgegangen werden. 
Die Stadtentwicklung muss neue Be-
dürfnisse berücksichtigen. Die Men-
schen sind weniger mobil. Ihr Leben 
spielt sich stärker im eigenen Heim 
und im eigenen Viertel ab. Homeoffi-
ce und Fernunterricht haben die An-
forderungen an den eigenen Wohn-
raum verändert und schon nachhaltige 
Auswirkungen im Gewerbeimmobilien-
markt bewirkt.
Im Gegenzug laufen Innenstädte Gefahr 
zu veröden, wo Leerstände entstehen. 
Notwendige Investitionen von Städten 
und Gemeinden werden sich aufgrund 
neuer hoher Zusatzbelastungen und 
wegbrechender Steuereinnahmen ver-
zögern oder teilweise erst in ferner Zu-
kunft realisieren lassen.
Deshalb rät das Expertenteam der 
DR. LANG GROUP, dass sich Kommunen 
noch enger mit Planern, Bauexperten 

und Zukunftsforschern zusammen-
tun, um das Thema „Innovative Stadt-
entwicklung“ voranzutreiben. „Jede 
Krise birgt auch eine Chance, aus dem 
Trott auszubrechen“, lautet das Credo 
der beiden Geschäftsführer und Ge-
sellschafter Dr. Peter Lang und Korne-
lius Laukhuf.

Der Immobilienspezialist und Projekt-
entwickler vom Bodensee hat sich be-
reits vor der aktuellen Krise in enger 
Abstimmung mit Kommunen, Planern 
und Bauexperten einer innovativen 
Entwicklung von Objekten und Stadt-
quartieren gewidmet.
Unter dem Dach der DR. LANG GROUP 
sind alle Bereiche rund um Immobilien 
und Stadtentwicklung vernetzt. Seit 
1995 konzipieren die Experten erfolg-
reich Projekte in Deutschland und der 
Schweiz. Auf kurzem Weg sowie Hand 
in Hand lassen sich so Projekte indivi-
duell planen, realisieren und nutzen.

„WER LANG SUCHT, DER FINDET.“

DR. LANG GROUP

Turmstraße 5, D-78467 Konstanz

www.dr-lang-group.com 

Instagram: dr.langgroup_immobilien

Facebook: dr.lang group

Dr. Peter Lang (links) und Kornelius Laukhuf (rechts), die beiden Geschäftsführer und Gesellschafter der 
DR. LANG GROUP

Advertorial
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Markus Pieper MdEP: Kommentar zur Euro-7-Norm

Wer heute Verbrennungsmotoren verbietet, 
verbaut Europas Zukunft für das synthetische 
Zeitalter.

Die Europäische Kommission schießt in 
der Klimadebatte erneut über das Ziel 
hinaus. Jetzt steht der Verbrennungs-
motor auf der Verbotsliste des Klima-
kommissars. Die bekannt gewordenen 
Vorschläge für eine Euro-7-Norm sind 
technisch schlicht nicht machbar, 
weil Grenzwerte in speziellen Fahr-
situationen utopisch sind. So könnte eine 
ganze Branche in Deutschland gegen die 
Wand fahren gefahren werden. Würde 
der Vorschlag Realität, dürften in fünf 
oder sechs Jahren keine konventionellen 
Motoren mehr produziert werden. Das 
käme einer Zerschlagung der Motoren- 
und Komponentenindustrie gleich, und 
zwar ohne ökologischen Mehrwert. 

Dr. Markus Pieper MdEP, Sprecher des Parlamentskreises Mittelstand (PKM) der CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament
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im Industrie- und  Gewerbebau.

IDEEN 
IN STAHL

 Friedrich Bühler GmbH & Co. KG
info@buehler-stahlbau.de
www.buehler-stahlbau.de
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Anders gesagt: wenig Nutzen, dafür aber 
unermesslicher Schaden für deutsche 
Unternehmen und Arbeitnehmer, die in 
der Debatte schlicht vergessen werden.
 
Manche Elektroautos haben heute – 
über den gesamten Produktlebenszyklus 
gesehen – eine deutlich schlechtere 
CO2-Bilanz als die modernen Diesel-
fahrzeuge, die nach der Einführung 
einer solchen Euro-7-Norm nicht mehr 
gebaut werden dürften, also auch nicht 
weiterentwickelt werden können. Die 
Vorstellung, dass sich die Industrie nur 
mit diesen Vorgaben auf das postfossile 
Zeitalter einstellen soll, ist im besten Fall 
besserwisserisch naiv und im schlech-
testen Fall ein mit Absicht zwischen die 
Beine geworfener Knüppel einer erfolg-
reichen Industrie.
 
Leider scheinen Vorschläge aus der EU-
Administration zunehmend ideologisiert. 
Der wissenschaftliche Dienst des EU-
Parlaments hat von 120 Legislativpaketen 
der letzten Jahre 29 % der dazugehörigen 
Folgenabschätzungen der Kommission 
als mangelhaft bewertet, sprich als 
wenig seriös in der wissenschaftlichen 
Bewertung. Die meisten der schlechten 
Urteile gelten für Gesetzgebungen aus 

dem Energie- und Umweltbereich. Der 
ans Licht gekommene Vorschlag des Kli-
makommssisars Timmernanns ist von 
der Expertise der Deutschen „Umwelt-
hilfe“ kaum zu unterscheiden. 
 
So wird die ohne Zweifel zukunfts-
trächtige Batterietechnik heute über-
höht, ohne dass aber hinter der 
Steckdose überhaupt ausreichend er-
neuerbare Energie wäre. Das ist zu 
kurz gedacht und schädlich für Umwelt 
und Wirtschaft. Macht man sich diesen 
Punkt bewusst, enttarnt er den Vor-
schlag vielleicht als das, was er ist: ein 
ideologischer Versuch, die europäische 
und insbesondere die deutsche Auto-
industrie zu behindern und die Motoren-
hersteller gleich mit. Soll so eine Vor-
entscheidung pro Elektrofahrzeug und 
gegen Wasserstoff und synthetische 
Kraftstoffe getroffen werden? Motoren- 
und Komponentenindustrie sind aber ein 
intaktes forschungsintensives Herzstück 
der Automobilindustrie. Es ist kurz-
sichtig, diese heute zu gefährden, weil 
wir das Know-how im Zeitalter der syn-
thetischen Kraftstoffe benötigen. Wer 
heute Verbrennungsmotoren verbietet, 
verbaut Europas Zukunft für das synthe-
tische Zeitalter.
Dass nun auch CSU-Ministerpräsident 
Söder mit einer erneut zeitgemäßen 
Mainstream-Forderung, dieses Mal nach 
dem Verbot von Verbrennungsmotoren, 

in den Ring steigt, irritiert vollends. Von 
einem kurzfristigen Produktverbot pro-
fitiert nur die Konkurrenz außerhalb der 
EU. Hätte er wenigstens gesagt, dass 
das Verbrennen von Benzin und Die-
sel mittelfristig auslaufen muss, aber 
doch nicht der Verbrennungsmotor in 
Gänze. Wir machen so die eigenen Auto-
bauer mit unreflektierten Vorschlägen 
manövrierunfähig. Wir nehmen damit 
billigend in Kauf, dass viele der zwölf 
Millionen Jobs in der europäischen Auto-
industrie in Gefahr geraten. Das sind 
Millionen Einkommen, die das Leben von 
Familien finanzieren. 
 
Eine Politik von CDU/CSU muss auf 
Innovation, Marktwirtschaft und eine 
Technologieoffenheit setzen, die auf 
den Stärken unserer Weltmarktführer 
ansetzt. So lassen sich die Pariser Klima-
vorgaben effizient und mit Arbeits-
plätzen erreichen. Grüne und linke Ver-
bote und Gebote verursachen dagegen 
Strukturbrüche, die gerade im durch 
Corona geschwächten Marktumfeld 
nicht mehr zu kitten wären.

Dr. Markus Pieper MdEP,

europabuero@markus-pieper.eu, 

www.markus-pieper.eu  

Europa
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Bauen wird  
einfacher und andere  
Erleichterungen im 
Wohnungseigentums-
recht

Am 01.12.2020 trat das Wohnungseigentumsmodernisierungs-
gesetz (WEMoG) in Kraft. Dabei bleibt im WEG-Recht kein Stein 
auf dem anderen. Wir haben die wichtigsten Änderungen für Sie 
zusammengestellt:

1. Bauen wird einfacher
Die Novellierung wird in der Öffentlichkeit häufig im Zu-
sammenhang mit dem Einbau von Ladestationen für die 
E-Mobilität in großen Wohnungseigentumsanlagen in Zu-
sammenhang gebracht. Das bisherige WEG war oft ein Hemm-
schuh für Elektro-Mobilität, konkret Ladestationen. Häufig 
bedurften Baumaßnahmen der Zustimmung aller Wohnungs-
eigentümer oder zumindest eines hohen Quorums. 
Die nunmehr geltenden Vorschriften gestalten das Bauen voll-
ständig um. Grundsätzlich kann jede bauliche Veränderung mit 
einfacher Mehrheit beschlossen werden. Auf bestimmte bau-
liche Veränderungen (Vereinfachung der E-Mobilität) hat jeder 
Wohnungseigentümer sogar einen Rechtsanspruch. Im Gegen-
zug müssen die überstimmten Eigentümer sich jedoch regel-
mäßig nicht mehr an den Kosten beteiligen.

2. Neue Rolle des Verwalters und Stärkung des Beirats
Im Außenverhältnis wurden die Rechte des Verwalters gestärkt. 
Künftig hat dieser eine nahezu unbeschränkte und unbeschränk-
bare Vertretungsmacht für die Gemeinschaft der Eigentümer. 
Im Innenverhältnis sind jedoch weiterhin alle wesentlichen Ent-
scheidungen durch die einzelnen Eigentümer im Beschlusswege 
zu treffen. Künftig, jedoch erst ab 01.12.2022, besteht zudem 
ein Anspruch der Eigentümer, dass nur ein Verwalter bestellt 
wird, der eine Prüfung vor der IHK abgelegt hat.
Auch der Verwaltungsbeirat wird gestärkt. Künftig kommt ihm 
insbesondere die Aufgabe zu, den Verwalter zu überwachen. 
Der Vorsitzende des Beirats vertritt die Gemeinschaft gegen-
über dem Verwalter, bspw. in Schadensersatzprozessen. Eine 
Haftungsmilderung für die Verwaltungsbeiräte ist vorgesehen.

3. Schnellere Entscheidungen
Die Digitalisierung macht auch vor dem WEG nicht Halt. Künf-
tig ist eine Online-Teilnahme an Versammlungen gesetzlich 
geregelt. Umlaufbeschlüsse können gefasst werden. Die Vor-
schriften zur Beschlussfähigkeit werden ersatzlos gestrichen. 
Es wird dann jede Versammlung beschlussfähig sein, auch wenn 
nur ein einziger Wohnungseigentümer erschienen ist.

RA Martin Henrich, Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht

Gesetzesnews

Kölle GmbH – Werkzeugbau und Stanzerei

Erich-Blum-Straße 30, 71665 Vaihingen/Enz, Tel. +49-7042/9448-0

www.koelle-gmbh.de

Die Kölle GmbH ist seit über 80 Jahren am Standort Vaihingen/Enz 
in den Bereichen Werkzeugbau und Stanzerei tätig. Mit 120 Mitarbei-
tern fertigen wir für unsere Kunden aus den Bereichen Automotive, 
Luftfahrt und der Elektroindustrie qualitativ hochwertige Werk-
zeuge und Serienteile.

Unser Leistungsspektrum reicht vom Prägewerkzeug über kompli-
zierte Folgeverbundwerkzeuge bis hin zu komplexen Umformwerk-
zeugen. Insbesondere im Bereich Trägerrahmen für Dichtungen 
sowie thermischen und akustischen Abschirmblechen haben wir 
große Kompetenzen.
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4. Vereinfachte Abrechnungsmöglichkeiten 
Die in der Praxis häufig endlosen und „aus Prinzip“ geführten 
Streitigkeiten zu den Jahresabrechnungen sollen reduziert wer-
den. Kleinere formelle Fehler sollen zukünftig nicht anfechtbar 
sein. Anfechtbar bleibt es natürlich, wenn die Zahlbeträge, die 
auf die einzelnen Eigentümer fallen, unrichtig sind.

5. Einschränkung bei Gebrauchsstörungen
Bislang konnte jeder einzelne Wohnungseigentümer die Ein-
haltung der Gemeinschaftsordnung gerichtlich durchsetzen. 
Dies ist künftig nicht mehr möglich. Die Durchsetzung der Ge-
meinschaftsordnung obliegt nunmehr der Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer. Einzelne Eigentümer können nur Unter-
lassung verlangen, soweit sie konkret gestört werden.

6. Stellplätze werden sondereigentumsfähig
Bislang galt die eiserne Regel, dass nur an abgeschlossenen 
Räumen Sondereigentum begründet werden kann. Dies hatte 
insbesondere Auswirkungen auf Tiefgaragenstellplätze. Nun-
mehr können auch Tiefgaragenstellplätze sowie Stellplätze 
im Freien und andere Freiflächen, wie Terrassen und Gärten, 
Sondereigentum werden.

Martin Henrich,

dmp@derra-ul.de,

www.derra.eu  

Gesetzesnews

www.dienerrapp.de

Eloxalbetrieb GmbH & Co. KG
Junkerstraße 39 
78056 VS-Schwenningen

Telefon  0 77 20 / 95 64 02 
Telefax  0 77 20 / 95 64 03

info@dienerrapp.de

WIR VEREDELN

Wir heben Ihr 

Produkt hervor!

Eloxal-, Harteloxal und  
Chromatschichten  
auf Aluminium.

Oberflächenveredelung 
von Aluminiumteilen 
durch Eloxierung und 
Chromatierung.
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Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

1A Autenrieth GmbH & Co. KG 
 www.autenrieth-kunststofftechnik.de

AP&S International GmbH 
 www.ap-s.de

Lothar Bix GmbH 
 www.bix-lackierungen.de

Breinlinger Ingenieure Hochbau GmbH 
 www.breinlinger.de

Holz-Brüner GmbH 
 www.holz-bruener.de

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG 
 www.buehler-stahlbau.de

DIENER & RAPP GmbH & Co. KG 
 www.dienerrapp.de

ELGO Electronic GmbH&Co.KG 
 www.elgo.de

ETT Tank Transporte GmbH 
 www.ett-mannheim.de

Artur Farr GmbH + Co. KG Feinmechanik 
 www.farr-feinmechanik.de

Gaplatec GmbH 
 www.gaplatec.de

Geltz Umwelttechnologie GmbH 
 www.geltz.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH 
 www.gmt-gmbh.de

Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG 
 www.gruener-systemtechnik.de

GUK-Falzmaschinen, Griesser & Kunzmann 
GmbH & Co. KG 

 www.guk-falzmaschinen.de

HECO-Schrauben GmbH & Co. KG 
 www.heco-schrauben.de

Helios Ventilatoren GmbH + Co KG 
 www.heliosventilatoren.de

Ätztechnik Herz GmbH & Co. KG 
 www.aetztechnik-herz.de

IHB Industrie- und Hydraulikbedarf 
GmbH 

 www.ihb-illingen.com

Kammerer Gewindetechnik GmbH 
 www.kammerer-gewinde.de

Kärcher Tresorbau GmbH + Co. KG 
 www.kaercher-tresorbau.de

Karcoma-Armaturen GmbH 
 www.karcoma.de

Kölle GmbH 
 www.koelle-gmbh.de

DER KREIS Einkaufsgesellschaft für Küche 
& Wohnen mbH & Co. KG 

 www.derkreis.de

Dr. Lang Group Real Estate GmbH & Co. KG 
 www.dr-lang-group.com

OMK Oberschwaben Moraene-Kies  
GmbH & Co. KG 

 www.omk-moraene.de

Probst - Speditions GmbH 
 www.spedition-probst.de

Pro Metall GmbH 
 www.prometall.de

Rübezahl Schokoladen GmbH 
 www.rk-schoko.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG 
 www.gebrueder-rueckert.de

SBS-Feintechnik Burger Group 
 www.burger-gruppe.com

Metallgießerei Schüle GmbH 
 www.schuele-guss.de

SchwörerHaus KG 
 www.schwoererhaus.de

Sixt GmbH Werkzeugbau u. Stanzerei 
 www.sixt-gmbh.de

the-Company.de GmbH & Co. KG 
 www.the-company.de

Ueberschär GmbH & Co. KG 
 www.bueromoebel.de

Artur Uhl Kies- und Schotterwerk  
GmbH & Co. KG 

 www.artur-uhl.de

Georg Vetter e.K. 
 www.vetter-huefingen.de

Weber Haus GmbH & Co. KG 
 www.weberhaus.de

Walter Zepf Schmierungstechnik 
 www.walter-zepf.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Schokoladen-
Osterhasen,
gefüllte Ostereier,
Fondant-Produkte,  
Dragees, 
Bruchware 
und vieles mehr

FABRIKVERKAUF

Mo-Fr 10-18 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Dieselstraße 9 | 73265 Dettingen/Teck

www.rk-schoko.de

Termin- und Direktverkehre 
von und nach Bayern.

www.spedition-probst.de
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



the-Company.de GmbH & Co. KG | Planckstraße 17 | 71665 Vaihingen an der Enz   
Tel. 07042/2886-55 | vertrieb@the-company.de | the-company.de FOLLOW US

THE HOUSE OF 
the-Company.de zählt zu den führenden deutschen Sys-
temhäusern für intelligente Business-Telekommunikations-
systeme und Kommunikationslösungen.

Als einer der größten zertifizierten Platinum Partner der Fir-
ma Mitel realisiert the-Company.de seit 3 Jahrzenten maß-
geschneiderte Lösungen für Unternehmen aller Größen und 
Branchen - mit im Markt unübertroffener Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit.

SYSTEMS

Home-Office war nie einfacher - the-Company.de 
macht es für Sie möglich

Gemeinsam finden wir Ihre individuelle 
und effiziente Kommunikationslösung:
Tel.  07042/2886-55
E-Mail:  vertrieb@the-company.de


